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VON RENÉ NEHRING

D er Witz ist alt, aber immer 
wieder treffend: Ein Mann 
fährt auf der Autobahn und 
hört Radio. Plötzlich meldet 

der Verkehrsfunk: „Vorsicht! Auf der A ... 
ist ein Geisterfahrer unterwegs!“ Darauf 
schüttelt der Mann den Kopf und sagt: 
„Einer? Hunderte!“ 

Die Geschichte illustriert einigerma-
ßen passend den deutschen Sonderweg in 
Sachen Energie- und Mobilitätswende. 
Seit die damalige Bundeskanzlerin Angela 
Merkel im Frühjahr 2011 als Reaktion auf 
die durch einen Tsunami ausgelöste Re-
aktorkatastrophe im japanischen Fuku-
shima den vorzeitigen Ausstieg Deutsch-
lands aus der Kernenergie verkündete, 
gibt es in diesem Land zu allen Fragen 
rund um die Strom- und Wärmeversor-
gung – wie auch in der Verkehrspolitik –
keine ergebnisoffenen Debatten mehr. 

Obwohl die „Erneuerbaren Energien“ 
nicht ansatzweise in der Lage sind, den 
Strombedarf zu decken (von den weltweit 
höchsten Verbraucherpreisen ganz zu 
schweigen), verabschiedet sich Deutsch-
land nahezu gleichzeitig von der Kernkraft 
und der Kohle. Und obwohl Elektro-Autos 
bislang weder mit ihren realen Kosten 
noch mit ihrer Reichweite noch mit der er-
forderlichen Infrastruktur eine echte Al-
ternative zu Diesel- und Benzin-Fahrzeu-
gen sind (siehe Seite 2), betreibt die Poli-

tik in diesem Lande den beschleunigten 
Ausstieg aus den bewährten Antriebsarten 
und den Wechsel zur E-Mobilität. 

Das Bizarre an der deutschen Haltung 
ist, dass keine andere Nation in der Welt 
unserem Land auf diesem Weg folgt. Zwar 
streben auch andere Länder einen schritt-
weisen Ausbau von Windkraft und Solar-
energie sowie der E-Mobilität an. Doch 
folgt niemand dem deutschen Furor, alles 
Bewährte gleichzeitig zu beenden, solange 
die Alternativen nicht in der Lage sind, 
ausreichend Strom und Wärme zu liefern 
sowie Menschen und Lastgüter zu ver-
nünftigen Konditionen zu transportieren.

Europäischer Geisterfahrer 
Dass Deutschland beim radikalen Umbau 
seiner Volkswirtschaft europaweit längst 
zum Geisterfahrer geworden ist, zeigte 
zur Jahreswende ein Papier der EU-Kom-
mission. Dieses schlägt vor, unter be-
stimmten Bedingungen die Energiege-
winnung durch Kernkraft und Gas als 
„klimafreundlich“ einzustufen – womit 
diese öffentlich gefördert werden können. 
Ein zentraler Satz des Papiers, das am Sil-
vesterabend zur Beratung an die 27 EU-
Mitgliedsstaaten versandt worden ist, 
lautet: „Es muss anerkannt werden, dass 
der fossile Gas- und der Kernenergiesek-
tor zur Dekarbonisierung der Wirtschaft 
der Union beitragen können.“ 

Damit wird nicht nur die bisherige 
deutsche Fixierung auf Windkraft und So-

lartechnologie bloßgestellt. Es droht zu-
dem eine weitere Schwächung des Wirt-
schaftsstandortes Deutschland. Schon 
bislang sorgte der selbstgewählte Ausstieg 
aus fossilen Energiequellen und der Kern-
energie gleichermaßen für das Ende be-
währter deutscher Spitzentechnologie in 
vormaligen industriellen Schlüsselbran-
chen sowie für Netzschwankungen und 
die Gefahr von „Blackouts“, die nur durch 
die Lieferung von Atomstrom aus Frank-
reich oder Tschechien gebannt werden 
können. Mit der Anerkennung der Kern-
kraft als „grün“ werden die europäischen 
Partner ihren Strom künftig nicht nur zu-
verlässiger anbieten können als deutschen 
Ökostrom, sondern – dank Brüsseler För-
derungen – auch deutlich billiger. 

Obwohl der Brüsseler Vorschlag all je-
ne mahnenden Stimmen im In- und Aus-
land bestätigt, die seit Langem vor einem 
gleichzeitigen Ende aller etablierten Ener-
gien und einer radikalen Mobilitätswende 
warnen, fielen sowohl die Antworten der 
deutschen Politik als auch der meisten 
deutschen Medien ablehnend aus. „Abso-
lut falsch“ hieß es etwa bei „Energiewen-
deminister“ Robert Habeck, „Von der Ley-
en zerstört die Glaubwürdigkeit des Öko-
siegels“ in einem Medienkommentar. 

Nach einer Bereitschaft, den einge-
schlagenen Sonderweg nochmal zu über-
denken, klingt das nicht. Warum auch? In 
der vorherrschenden deutschen Sicht sind 
die Geisterfahrer ja stets die anderen.
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Deutschland droht ein 
energiepolitischer Sonderweg
Trotz Brüsseler Empfehlung, auch Kernkraft und Gas als „grün“ einzustufen, 

wird Berlin kaum von seiner Energie- und Mobilitätswende abweichen
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AUFGEFALLEN

Ein „nützlicher 
Idiot“?

Unter den jährlichen „Top 10“ des glo-
balen Antisemitismus, veröffentlicht 
vom „Simon Wiesenthal Center“ 
(SWC), findet sich abermals das Stich-
wort Deutschland. In der Ära Merkel 
sei es nicht gelungen, antisemitische 
Attacken seitens der äußeren Rechten 
und Islamisten sowie die Dämonisie-
rung Israels seitens der Linken einzu-
dämmen. Zudem habe die Regierung 
kaum die iranischen Rufe nach einer 
Zerstörung Israels verurteilt. Die 
„Deutsche Welle“ beschäftige zudem 
arabische Mitarbeiter, die sich antijü-
disch und bezüglich des Holocaust 
verharmlosend geäußert hätten. 

Der umfangreichste Abschnitt ist 
– kurioserweise – Michael Blume ge-
widmet. Kurios deshalb, weil Blume 
Beauftragter der baden-württember-
gischen Landesregierung gegen Anti-
semitismus ist. Vergessen habe er of-
fenbar, so das SWC, dass er Antisemi-
tismus bekämpfen und nicht „liken“ 
solle. So habe sich Blume etwa bei 
„Facebook“ zustimmend zu einem 
Vergleich von Zionisten und Nazis ge-
äußert. Des Weiteren hätte er sich für 
ein Ende der Städtepartnerschaft Frei-
burgs mit dem iranischen Isfahan ein-
setzen und die Schließung des Kontos 
des israelfeindlichen „Palestine Com-
mitee Stuttgart“ veranlassen müssen. 
Blume wies die Vorwürfe zurück, auch 
mit Verweis auf „rechtsextremes Trol-
ling“. Seine Landesregierung und der 
Zentralrat der Juden stellten sich hin-
ter ihn. Der Historiker Michael Wolff-
sohn hingegen meint, obwohl kein 
Antisemit, fördere Blume durch sein 
Agieren als „nützlicher idiot“ antise-
mitische Interessen. Erik Lommatzsch
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Der große E-Schrott
Vom Hoffnungsträger zum Sorgenkind? Nach Jahren ungebremster Euphorie werden  

die lange ignorierten Probleme der Elektromobilität offensichtlich  Seite 2
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D er Tesla Model  S gehört zu 
den meistverkauften Elektro-
autos der Welt und erhielt 
mehrere Auszeichnungen. 

Das veranlasste auch den Finnen Tuo-
mas Katainen zum Erwerb eines solchen 
Fahrzeuges – und die ersten 1500 Kilo-
meter war er höchst zufrieden mit der 
gebrauchten Oberklasse-Limousine. 
Dann häuften sich die Pannen und 
schließlich musste der Abschleppwagen 
kommen. In der Werkstatt wurde Katai-
nen eröffnet, der Tesla benötige eine 
neue Batterie-Einheit für sage und 
schreibe 20.000 Euro. 

Daraufhin sprengte der verärgerte 
Besitzer das angebliche technische Wun-
derwerk vor laufender Kamera in die 
Luft und stellte die Aufzeichnung der Ak-
tion ins Internet. Dort gab es zahlreiche 
Kommentare wie „Gut gemacht!“ und 
„Phantastische Arbeit!“ sowie mehrere 
zehntausend Likes. Viele davon dürften 
von anderen nicht mehr so stolzen Eig-
nern von E-Autos stammen, denen die 
Reparaturkosten ebenfalls über den Kopf 
wachsen.

Hohe Reparaturkosten
Diese liegen laut Recherchen des Allianz 
Zentrums für Technik (AZT) zwischen 
zehn und 30 Prozent höher als bei Fahr-
zeugen mit Verbrennungsmotor, wobei 
der Akkuwechsel regelmäßig auf einen 
„wirtschaftlichen Totalschaden“ hinaus-
läuft. Aber auch banalere Reparaturen 
wie der Austausch des Hochvolt-Kabels 
nach einigen Marderbissen können 
schnell mit bis zu 7000  Euro zu Buche 
schlagen. Schuld an den exorbitanten 
Kosten sind meist restriktive Vorgaben 
der Hersteller. So verlangt Mercedes, dass 
nach jeder Airbag-Auslösung die Batterie 
erneuert wird. Außerdem dürfen nur spe-
ziell geschulte Mechaniker in ausgewähl-
ten Werkstätten an den E-Autos schrau-
ben, was die Preise gleichermaßen nach 
oben treibt. 

Laut einer Auswertung des US-Markt-
analysten We Predict fallen die durch-
schnittlichen Wartungs- und Servicekos-
ten bereits in den ersten drei Monaten 
nach der Erstzulassung doppelt so hoch 
aus wie bei Verbrennern. Ebenso kommt 
die Versicherung eines Elektroautos den 

Besitzer im Vergleich um rund zehn Pro-
zent teurer. Das resultiert nicht zuletzt 
aus der größeren Unfallgefahr infolge der 
fehlenden Geräuschentwicklung bei lang-
samer Fahrt sowie der ungewohnt starken 
Beschleunigung aufgrund des vollen 
Drehmoments aus dem Stand.

Aber damit nicht genug der Ärgernis-
se. Heikel kann des Weiteren auch das 
Aufladen der Fahrzeugbatterie werden. 
So gibt es noch kein ausreichend dichtes 
Netz an Elektro-Tankstellen. Viele Nut-
zer beklagen das Wirrwarr an Angeboten 
seitens ganz unterschiedlicher Anbieter. 
Ebenso kritisiert werden die Ladezeiten 
von bis zu vier Stunden Länge und ein 
hochgradig intransparentes Preissystem 
in Verbindung mit komplizierten Bezahl-
modellen. Mit Kundenfreundlichkeit hat 
dies alles nur sehr wenig zu tun, wie der 
Präsident des Bundesverbands eMobili-
tät, Kurt Sigl, unlängst ernüchtert fest-
stellte.

Außerdem muss der Ladestrom auch 
erst einmal produziert werden – und hier 
droht gleich das nächste Ungemach. An-
gesichts der zunehmenden Überlastung 
der Netze infolge der missglückten Ener-
giewende plante bereits die alte Bundes-
regierung sogenannte Spitzenglättungen, 
was ein Euphemismus für Stromsperren 
ist. Sollten die Ampelkoalitionäre in die 
Fußstapfen ihrer Vorgänger treten wollen, 
dann könnten private Ladestationen 
künftig zu bestimmten Zeiten per Fern-
zugriff abgeschaltet werden.

Geringe Reichweite
Zu Einschränkungen beim Aufladen der 
Akkus kommt es indes schon heute durch 
die ständigen Software-Aktualisierungen, 
denn diese führen nicht selten zur Redu-
zierung der Batterie-Kapazität und damit 
der Reichweite. Das läuft auf eine drasti-
sche Senkung des Gebrauchswertes des 
Fahrzeuges hinaus.

Die mangelnde Reichweite stellt die 
wohl größte Herausforderung für die Nut-
zer von Elektrofahrzeugen dar. In vielen 
Fällen können diese sich nicht auf die An-
gaben der Hersteller verlassen. So blieben 
die Kunden des Autovermieters Sixt, dem 
man eine Mindestreichweite von 140 Ki-
lometern für die neu angeschafften Elek-
tro-Kleinwagen der Marke Fiat zugesi-
chert hatte, teilweise schon nach weniger 
als 70 Kilometern liegen. 

Angesichts dessen lautete die Ein-
schätzung des damaligen Vorstandsvor-
sitzenden Erich Sixt nach der mehrmona-
tigen Testphase schließlich auch: „Eine 
absolute Katastrophe … Das können wir 
nicht kommerziell betreiben.“ Dennoch 
aber meinte der Unternehmer abschlie-
ßend zum Thema Elektromobilität: „Wir 
machen mit, so wie alle Autohersteller.“ 

Insofern ist es möglich, dass Katai-
nen bald den einen oder anderen Nach-
ahmer finden wird.

Teure Tage der Offenbarung 
Warum nicht nur ein Finne entsetzt ist über die mittel- und langfristigen Kosten eines Elektroautos

Elektro-Mobilität Die Antriebsbatterie ist aus vielfältigen Gründen die größte Schwachstelle  
eines jeden E-Fahrzeugs. Aber sie ist bei Weitem nicht die einzige

Reparatur zu teuer: Der Tesla des Finnen Tuomas Katainen vor der Sprengung   Foto: Screenshot YouTube

Die größte Schwachstelle eines jeden 
Elektro-Autos ist seine Antriebsbatterie. 
Deren Lebensdauer leidet beim schnellen 
oder vollständigen Aufladen über 80 Pro-
zent. Außerdem kommt es manchmal zu 
spontanen Entzündungen der Akkus beim 
Stromtanken. Deshalb soll der Chevrolet 
Bolt beispielsweise weder in einer Garage 
noch über Nacht ans Netz angeschlossen 
werden. Andere Speicherelemente laufen 
unvermittelt aus und geraten daraufhin in 
Brand – so wie beim Mercedes EQC oder 
beim Hyundai Ioniq. 

Nicht ganz einfach ist auch das Lö-
schen des Fahrzeuges in solchen Situatio-
nen. Die Hochvolt-Batterie kann sich im-
mer wieder von Neuem entzünden, explo-

dieren oder einen elektrischen Schlag er-
zeugen. Deswegen ist es am Sichersten, 
das Fahrzeug im Brandfall komplett mit-
tels Kran in einem großen Wasserbehälter 
zu versenken. Zumal die Feuerwehrleute 
oftmals auch nicht genau wissen, mit wel-
chen Gefahren sie sonst noch vor Ort 
rechnen müssen. Hilfreich wären hier die 
Rettungsdatenblätter, die es inzwischen 
für jedes E-Auto gibt. Aber die liegen meist 
unzugänglich im Handschuhfach, was 
zeitraubende Nachfragen bei der Leitstel-
le oder gar beim Hersteller nötig macht.

Das Recyceln der Akkus ist teuer
Auch ohne Brandgeschehen ist die Ber-
gung der Fahrzeuge nach Unfällen kom-

pliziert. Die mögliche Restspannung von 
300 bis 400  Volt sorgt für hohe Risiken 
und erfordert den Einsatz von fachkundi-
gem Personal. Die mehrere hundert Kilo-
gramm schweren Lithium-Ionen-Batte-
rien gelten als Gefahrgut. 

Deshalb darf ihr Transport nur durch 
Speditionsunternehmen erfolgen, die 
über eine entsprechende Zulassung ge-
mäß der strengen Vorgaben des Überein-
kommens über die internationale Beför-
derung gefährlicher Güter auf der Straße 
(ADR) verfügen. Und davon gibt es nur 
extrem wenige. Stefan Jacobs vom Vor-
stand des Verbands der Bergungs- und 
Abschleppunternehmen (VBA) teilte 
hierzu auf Anfrage des Portals Sonderab-

fallwissen mit: „Mir fallen vielleicht ein, 
zwei Betriebe in ganz Deutschland ein.“

Und auch die Wiederverwertung der 
im Normalbetrieb verschlissenen Akkus 
steckt derzeit noch in den Kinderschu-
hen, obwohl inzwischen einige hierauf 
spezialisierte Unternehmen den Betrieb 
aufgenommen haben. Denn die Rückge-
winnung der in den Stromspeichern ent-
haltenen Materialien ist keineswegs so 
lukrativ, wie es scheint. So urteilte der 
Batterie-Experte Falk Petrikowski vom 
Umweltbundesamt (UBA): „Die Einnah-
men durch den Verkauf der recycelten 
Stoffe wiegen die Kosten für Sammlung, 
Demontage und Recycling nicht auf.“  
 W.K.

ANTRIEBSBATTERIE

Teuflisch gefährliche „grüne“ Technologie
Stromspeicher von E-Fahrzeugen brennen, explodieren, stehen unter Hochspannung und sind ein Gefahrgut

„Die Einnahmen 
durch den Verkauf 

der recycelten Stof fe 
wiegen die Kosten 

für Sammlung, 
Demontage und 

Recycling nicht auf“
Falk Petrikowski 

Batterie-Experte vom 
Umweltbundesamt

BANANEN-STRATEGIE

Das Produkt 
reift beim 
Kunden

Mit der für 2025 geplanten neuen 
Euro-7-Abgasnorm droht das sukzes-
sive Aus für Wagen mit Benzin- oder 
Dieselmotoren. Deshalb gehen nun 
immer mehr Fahrzeughersteller dazu 
über, ihre Produktpalette um E-Autos 
zu erweitern. Dabei setzen sie aber 
eher auf Schnelligkeit als auf Gründ-
lichkeit und Qualität, zumal es außer-
dem noch gilt, den jahrelangen tech-
nischen Vorsprung des derzeitigen 
Weltmarktführers Tesla aufzuholen. 

Das bekommen die Kunden in 
Form von unablässigen Rückrufaktio-
nen oder gar nicht systematisch bezie-
hungsweise auf Herstellerkosten be-
seitigten Mängeln an ihren Fahrzeu-
gen zu spüren. Dabei unterlaufen 
selbst dem Branchenprimus Fehler. So 
brannte inzwischen auch ein erstes 
Exemplar des neu entwickelten und 
130.000  US-Dollar teuren Model  S 
Plaid aus, obwohl dies laut Tesla nicht 
mehr möglich sein sollte, da in dem 
Wagen neuartige Akkus verbaut wur-
den.

Kritiker unterstellen Tesla sowie 
den anderen Herstellern von E-Autos 
zu Recht eine „Bananen-Strategie“, 
die darin besteht, das Produkt beim 
Kunden reifen zu lassen. Es fehlt 
noch an Erfahrungen mit Elektro-
fahrzeugen, deshalb liefert man 
Konstruktionen aus, von denen von 
vornherein klar ist, dass sie nicht per-
fekt sind. Und dann wird auf die Be-
schwerden der Käufer reagiert und 
das Auto sukzessive „optimiert“. 

Damit übernehmen die Kunden 
faktisch die Rolle eines Mitentwick-
lers und Testers. Dafür erhalten sie 
allerdings kein Geld, sondern müssen 
noch kräftig draufzahlen, wenn ihr 
Wagen teure Reparaturen benötigt 
oder seine Lebenszeit viel früher als 
erwartet endet. Der einzige Lohn, der 
den E-Auto-Nutzern von heute winkt, 
ist das Gefühl, als sogenannte Early 
Adopter (Frühzeitige Anwender) 
dem Fortschritt beziehungsweise 
Umweltschutz zu dienen und da-
durch einen höheren sozialen Status 
und eine ganz neue Art von Fahrge-
fühl zu genießen, sofern das Auto 
denn fährt. W.K.
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VON JOSEF KRAUS UND  
HEINRICH ZETTLER

W enn es nach dem 
Koalit ionsver-
trag der neuen 
Bundesregierung 
geht, sind eine 
beschleunigte 

Energiewende, eine baldige CO₂-Neutralität, 
ein kompletter Verzicht auf fossile Brennstof-
fe, eine totale Dekarbonisierung ab 2030 so-
wie ein rasches Ende des Benzin- und Diesel-
motors angesagt. Begründet wird all dies mit 
dem Kampf gegen den angeblich ausschließ-
lich menschengemachten Klimawandel. Dass 
auf Deutschland nur rund 1,9 Prozent des glo-
balen Primärenergiebedarfs entfallen, dass 
andere Industrienationen sich einen Teufel 
um den deutschen Sonderweg scheren und 
nuklearenergetisch sowie mit Kohlekraftwer-
ken aufrüsten, spielt keine Rolle.

Wörtlich heißt es im Koalitionsvertrag der 
neuen Regierung: „Schritt für Schritt been-
den wir das fossile Zeitalter, auch, indem wir 
den Kohleausstieg idealerweise auf 2030 vor-
ziehen und die Technologie des Verbren-
nungsmotors hinter uns lassen … Wir wollen 
einen verlässlichen und kosteneffizienten 
Weg zur Klimaneutralität spätestens 2045 
technologieoffen ausgestalten. Am deutschen 
Atomausstieg halten wir fest …“ 

Hybris und Sendungsbewusstsein
Damit atmet der Ampel-Vertrag den (Un-)
Geist von Hybris, Sendungsbewusstsein und 
Ignoranz. Hybris heißt: Es wird übergangen, 
dass laut Wirtschaftsministerium die Primär-
energieversorgung in Deutschland zuletzt zu 
77 Prozent mit Hilfe fossiler Brennstoffe ge-
deckt wurde, sechs Prozent mittels Kernener-
gie und 17 Prozent mittels „Erneuerbarer“. 
Binnen kürzester Zeit will man nun diese 83 
Prozent auch mit „Erneuerbaren“ ersetzen. 

Das wiederum hat mit deutschem Sen-
dungsbewusstsein zu tun. Denn kein anderes 
Land der Welt folgt dem deutschen Weg. Im 
Gegenteil: Weltweit werden derzeit über 
hundert Reaktorblöcke neu gebaut, der Groß-
teil in China und Indien. Selbst Japan plant 
neue AKW. Trotz „Fukushima“. Auch Frank-
reich setzt nach wie vor auf seine 56 Reaktor-
blöcke, die 70 Prozent der Stromversorgung 
garantieren. Weltweit sind zudem 1380 Koh-
lekraftwerke im Bau oder in Planung. In den 
Niederlanden diskutiert man den Neubau 
von AKW, in Finnland geht unter Befürwor-
tung der dortigen Grünen Europas größte 
Nuklearenergieanlage ans Netz. Deutschland 
aber mit seinem weltweiten Zwei-Prozent-
CO₂-Anteil will die Welt retten. … Als Ret-
tungsanker bleibt ja immer noch der Ankauf 
von Atomstrom bei den Nachbarn.

Es ist zudem sehr viel Ignoranz im Spiel – 
nicht nur bei der „Ampel“, sondern auch im 
Weltklimarat und bei den Weltklimakonfe-
renzen. In der Erdgeschichte gab es – bedingt 
durch Sonnenaktivitäten – immer Warm- und 
Kaltzyklen. Vor rund 8000 bis 5000 Jahren 
war die Erde etwa drei Grad Celsius wärmer. 
Es kam zu einer Abkühlung, ehe es 250 vor 
Christus bis 400 nach Christus wieder eine – 
die sogenannte Römische – Warmzeit gab. Auf 
die Jahre 1300 bis 1550 kann man eine kleine 
Eiszeit datieren, seitdem ist die Temperatur 
der Erde wieder um rund ein Grad Celsius ge-
stiegen. All dies scheint in den Klimadebatten 
keine Rolle zu spielen. Womit keineswegs ge-
leugnet werden soll, dass die Freisetzung des 
ursprünglich in Kohle und Erdöl gebundenen 
Kohlenstoffs als CO₂ auch klimarelevant ist. 

Die Altlasten des „grünen Stroms“
Zur Ignoranz gehört auch das Ausblenden der 
Frage, wie Solaranlagen, Akkus und Windrä-
der eines Tages entsorgt werden sollen. Das 
ist eine gewaltige Last für zukünftige Genera-
tionen, deren selbsternannte „Fridays vor 

Wenn Utopie auf Realitäten trifft
Die neue Bundesregierung plant mit dem Ausstieg aus dem fossilen Zeitalter den größten Umbau der  

deutschen Wirtschaft seit Generationen. Im Wege stehen ihr dabei allerdings ein paar naturwissenschaftliche Probleme 

Future“-Exponenten dazu ebenso schweigen 
wie zur billionenfachen Staatsverschuldung. 

Auch dass Deutschland jetzt schon die 
höchsten Strompreise der Welt hat, dass nach 
der Abschaltung der letzten Kernkraftwerke 
und der Kohlekraftwerke „Blackouts“ dro-
hen, dass gleichwohl aus dem Ausland Atom-
strom bezogen werden muss, dass Deutsch-
land die energiesparsamsten „Verbrenner“ 
produziert und zugleich die sichersten Atom-
kraftwerke hat beziehungsweise hatte, spielt 
in den deutschen Debatten keine Rolle 

Und doch gibt es naturwissenschaftliche 
Grundgesetze und Faktoren, die durch keine 
Hybris und Ignoranz außer Kraft gesetzt wer-
den können. 

Naturwissenschaftliche Probleme
Kernproblem 1: Jedes Jahr gibt es in Deutsch-
land hinsichtlich Wind und Sonnenstrahlung 
fünf- bis zehntägige Flauten. Von den kurzen 
Tagen im Winterhalbjahr ganz zu schweigen. 
In ihren Flauten liefern Windparks und Pho-
tovoltaikanlagen nahezu keinen Strom. Um 
Sturmschäden am Rotor zu vermeiden, dre-
hen sich die Windräder auch nicht, wenn die 
Windgeschwindigkeit zu stark ist. Will sagen: 
Wenn die derzeit 29.700 Onshore- und die 
rund 1500 Offshore-Windräder stillstehen 
und deshalb keinen Strom produzieren, dann 
würde auch eine x-fache Menge an Windrä-
dern an diesen Tagen keinen Strom liefern. 
Insofern geht das „Ampel“-Ziel einer Verdop-
pelung der Windparks am Problem vorbei. 

Trotzdem will die „Ampel“ zwei Prozent 
der Landesfläche für Windparks ausweisen. 
Das wäre etwas mehr als eine Verdoppelung 
der bisherigen Onshore-Windparkfläche von 
0,9 Prozent der Gesamtfläche Deutschlands: 
Konkret sind es derzeit 3131 km² von 
357.385 km² Gesamtfläche. Was dieser Flä-
chen- und vor allem auch Waldfraß für die 
Kulturlandschaft bedeutet, muss man nicht 
erläutern. Aber er wird auch Hunderttausen-
de Bürger belasten und deren Immobilien im 
Wert dezimieren. So steht etwa der geltende 
Mindestabstand eines Windrads zur nächs-
ten Wohnbebauung zur Disposition. Die 
„10-H-Regel“ schreibt vor, dass die Entfer-
nung eines Windrades zu einer Wohnsied-
lung das Zehnfache der Höhe betragen muss; 
bei einem 200 Meter hohen Windrad wären 
das zwei Kilometer. Im „Ampel“-Vertrag 

heißt es dazu: „Wir werden sicherstellen, dass 
auch in weniger windhöffigen Regionen der 
Windenergieausbau deutlich vorankommt …“ 

Davon abgesehen: Wollte man auch nur 
ein Drittel des 2019 erforderlichen Energie-
bedarfs in Deutschland mit Onshore-Wind-
kraftanlagen (WKA) decken, dann wären das 
170.000 Anlagen bei einer noch nicht vorhan-
denen Einzelleistung von vier Megawatt und 
ein Flächenbedarf von 115.000 Quadratkilo-
metern – rund ein Drittel von Deutschland! 
Denn der berechnete Mindestabstand ist der 
vier- bis fünffache Rotordurchmesser in 
Hauptwindrichtung und der dreifache in Ne-
benwindrichtung. Und wollte man ein Fünftel 
Energiebedarf mit Offshore-WKA decken, 
dann wären dazu 28.500 Sieben-Megawatt-
Anlagen mit einem Flächenbedarf von 50.000 
Quadratkilometern nötig. Das entspräche ei-
nem „WKA-Vorhang“ entlang der gesamten 
deutschen Küste mit einer Breite von zwölf 
Kilometern. Die restlichen 47 Prozent müss-
ten aus Photovoltaik und Wärmepumpen ge-
deckt werden. Letztere brauchen wiederum 
im Schnitt eine Kilowattstunde Strom pro ge-
lieferte drei Kilowattstunden Wärmeenergie.

Unüberwindbare Hindernisse 
Kernproblem 2: Deutschland verbrauchte 
2019, vor Corona, umgerechnet durchschnitt-
lich 3555 Milliarden Kilowattstunden Primär-
energie. Für Flaute- und Wolkenzeiten müsste 
man mindestens eine Ein-Monats-Energiere-
serve haben, somit Speicherkapazität für rund 
300 Milliarden kWh. Die derzeitigen Erdgas-
speicher bieten uns für drei Monate Energie-
sicherheit. Pumpspeicherwerke helfen auch 
kaum weiter. Deutschlands größtes Pump-
speicherkraftwerk Goldisthal in Thüringen 
hat gerade einen Speicher für knapp eine Mil-
lion kWh, dann ist er leer und müsste mit 
Strom wieder aufgepumpt werden. Für die 
Zeiten der Wind- und Sonnenscheinflaute 
bräuchte man aber Speicher ganz anderer Ka-
pazität. Das gilt auch für galvanische Zellen 
(Akkus). Der derzeit stärkste Tesla Powerwall 
Lithium-Ionen-Akku (Kosten etwa 26.000 Eu-
ro), zum Beispiel, müsste allein für Deutsch-
land als dezentraler Stromspeicher in etwa  
7,4 Billionen Exemplaren vorhanden sein.

Kernproblem 3: Die „Ampel“-Visionen 
sind nicht finanzierbar. So bräuchte man für 
eine komplette Stromversorgung Deutsch-

lands mit Windkraft entweder 500.000 Wind-
kraftanlagen „onshore“ (also auf Land) oder 
140.000 Windkraftanlagen „offshore“ (auf 
See). Oder einen Mix daraus im Verbund mit 
Photovoltaik. Das ergibt für deren Bau ein 
Kostenvolumen von über drei Billionen Euro, 
wenn man einen Mix wie oben annimmt. Und 
für eine Speicherung des benötigten Stroms 
allein mittels Akkus wenigstens für einen 
30-Tage-Vorrat bräuchte man rund 1,5 Millio-
nen Akku-Speicheranlagen vom Tesla-Typ 
Hornsdale (wie sie mit knapp 200 MWh zum 
Stückpreis von 150 Millionen Euro in Südaus-
tralien vorhanden sind); Kostenvolumen: 
rund 2,25 Billionen Euro. Zum Vergleich: Das 
Bruttoinlandsprodukt Deutschlands betrug 
2020 insgesamt 3,45 Billionen Euro.

Kernproblem 4: Auch die Vision von einer 
Stromspeicherung durch Elektrolyse von 
Wasser ist irreal. Denn in der Kette „Strom zu 
Wasserstoff – Speicherung – Rückverstro-
mung durch Brennstoffzelle“ müsste man das 
1,9-fache an Stromenergie einsetzen. Für die 
Rückverstromung über Gasturbinen das 
2,2-fache – mindestens, wegen des Wirkungs-
grads, physikalisch bedingt. Völlig ungeklärt 
ist dabei die Frage der Wasserstoffspeiche-
rung. Für einen Ein-Monats-Bedarf wäre bei 
100 Bar Speicherdruck ein Kavernen- und 
Leitungsvolumen von rund 2400 Kubikkilo-
metern erforderlich. Die Erdgasspeicher in 
Deutschland haben gerade mal 23 Kubikme-
ter. Die zusätzliche Kompressionsenergie für 
100 Bar gar nicht mitgerechnet. Dabei würde 
auch ein Mix aus Pumpspeicherkraftwerk, 
Batterien und Wasserstoff nicht weiterhelfen. 
Und der Hinweis auf Solaranlagen in Afrika ist 
ebenfalls Wunschdenken – die einst eupho-
risch proklamierten Wüstenstrom-Projekte 
Desertec 1.0 und 2.0 sind kläglich gescheitert. 
Ob Desertec 3.0 etwas wird, ist offen.  

Insofern ist folgender Passus aus dem 
„Ampel“-Vertrag Lyrik: „Wir wollen eine Elek-
trolysekapazität von rund zehn Gigawatt im 
Jahr 2030 erreichen.“ Auch dazu ein wenig 
Mathematik: Einer Leistung von zehn GW 
entspricht im 24-Stunden-Betrieb ein tägli-
cher Stromverbrauch von 240 Millionen Kilo-
wattstunden. Wegen des physikalisch beding-
ten Wirkungsgrads wäre davon gerade mal die 
Hälfte nutzbar. Den Energiebedarf für die pro-
klamierte Wasserstoffverflüssigung und den 
Verdampfungsverlust nicht mitgerechnet. 
Und auch nicht berücksichtigt ist, dass nach 
einer Wirtschaftlichkeitsanalyse des Zent-
rums für Brennstoffzellentechnik die Kosten 
pro zehn Kilowatt Leistung bei 130.000 Euro 
liegen werden. Womit bei dem „Ampel“-Vor-
haben also 1,3 Billionen Euro fällig wären. 

Realistische Alternativen
Die Menschheit muss den CO₂-Ausstoß ge-
wiss reduzieren. Dies wird jedoch mit Wind- 
und Solarenergie allein nicht gelingen. Des-
halb führt kein Weg vorbei an einer vergleichs-
weise klimaneutralen Gewinnung von Ener-
gie durch Atomkraft, ferner durch Geother-
mie und eines Tages durch Wasserstofftech-
nik. Mit den sicheren deutschen Atomkraft-
werken wäre hier zumindest eine CO₂-neu-
trale Basissicherung gewährleistet gewesen. 
Mehr noch durch die neuen Fluid-Reaktoren, 
die in Deutschland aber weder betrieben noch 
gebaut noch erforscht werden dürfen.

Mit den bisherigen „Ampel“-Plänen je-
denfalls drohen in Deutschland künftig regel-
mäßig die Lichter auszugehen.

b Josef Kraus war bis 2015 Gymnasialdirek-
tor in Niederbayern sowie von 1987 bis 2017 
Präsident des Deutschen Lehrerverbandes. 
Zuletzt erschien „Der deutsche Untertan.  
Vom Denken entwöhnt“ (Langen Müller). 
Heinrich Zettler ist promovierter Physiko-
chemiker und erfolgreicher mittelständischer 
Unternehmer. Im Frühjahr 2022 erscheint  
sein Buch „Denkverbote. Die Diktatur des 
Postfaktischen“. 

Bedrohliche Nähe: Seit Jahren rücken die Windkraftanlagen in Deutschland immer enger auch an Wohngebiete heran. Doch 
für die Umsetzung der ehrgeizigen Ziele der Energiewende ist selbst das zu wenig  Foto: pa
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Am 13. Februar tritt in Berlin die Bundes-
versammlung zusammen, um das Staats-
oberhaupt zu wählen. Erstmals seit Horst 
Köhler im Jahr 2009 kandidiert der Amts-
inhaber wieder für eine zweite Amtszeit. 

SPD-Mann Frank-Walter Steinmeier ist 
ein Politprofi, das Amt im Schloss Bellevue 
hat er souverän und vor allem politisch 
korrekt gemanagt. Man darf konstatieren, 
dass der 65-Jährige nicht viel falsch ge-
macht hat. 

Von den Zahlen her scheint eine Wie-
derwahl Steinmeiers sicher. Die Bundes-
versammlung wird 1472 Mitglieder zählen, 
die 736 Abgeordneten des Bundestags und 
eine gleich große Zahl von Menschen, wel-
che die 16  Landtage entsenden. Die drei 
Ampelparteien haben exakt 39 Stimmen 
mehr, als zur Wiederwahl erforderlich. Das 
ist nicht besonders viel, angesichts der Tat-

sache, dass im dritten Wahlgang eine ein-
fache Mehrheit reicht, aber doch recht 
komfortabel. 

Allerdings gibt es ein Problem. 
234 Stimmen haben die Grünen in der Bun-
desversammlung, und diese fremdeln mit 
der Vorstellung, den früheren Außenminis-
ter erneut auf den Schild zu heben. Ange-
sichts des „alten weißen“ Olaf Scholz im 
Kanzleramt ist es ihres Erachtens an der 
Zeit, eine Frau – am besten mit Immigra-
tionshintergrund – an die Spitze des Staa-
tes zu stellen. Zwar sei Steinmeier „ein 
guter Bundespräsident, der häufig die rich-
tigen Worte gefunden hat“, erklärte die 
Vizepräsidentin des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages Aminata Touré gegen-
über der „Welt“. Die jüngste sowie erste 
Vizepräsidentin eines deutschen Landtags 
mit afrikanischem Immigrationshinter-

grund wünscht sich allerdings erklärter-
maßen eher eine Frau wie Tupoka Ogette, 
eine 1980 in Leipzig geborene afrodeut-
sche Antirassismus-Trainerin und Autorin 
mit tansanischem Immigrationshinter-
grund. Kaum, dass die Ampelregierung im 
Amt ist, könnte die Bundespräsidenten-
wahl zur ersten Belastungsprobe für die 
rot-grün-gelbe Koalition werden. 

Währenddessen reibt sich die opposi-
tionelle CDU, die 2017 aus koalitionstech-
nischen Gründen der damals schwachen 
SPD den Vortritt ließ, die Hände. Die CDU-
Bundestagsabgeordnete Serap Güler hat 
sich dafür ausgesprochen, dass die Union 
eine Kandidatin ins Rennen schickt. „Ich 
finde die Idee sehr charmant“, sagte die 
41-jährige Bundestagsabgeordnete mit tür-
kischem Immigrationshintergrund dem 
„Spiegel“. „Wir haben jetzt einen Bundes-

kanzler, einen Vizekanzler – da würde eine 
Bundespräsidentin sehr gut passen“, mein-
te das Mitglied des CDU-Bundesvorstands. 
„Allerdings: Es müsste eine Frau sein, die 
parteiübergreifend akzeptiert wird, und 
keine Alibikandidatin, nur um eine Frau ins 
Rennen zu schicken“, so die Staatssekretä-
rin für Integration im Ministerium für Kin-
der, Familie, Flüchtlinge und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen von 2017 
bis 2021. 

Die SPD zeigt dafür nur wenig Ver-
ständnis. „Wenn die CDU über Frauen 
nachdenkt, sollte sie in der eigenen Partei 
anfangen“, sagte deren Parteichef Lars 
Klingbeil mit Blick auf den neuen CDU-
Bundesvorsitzenden Friedrich Merz. Der 
43-Jährige gibt sich optimistisch: „Der 
nächste Bundespräsident wird Frank-Wal-
ter Steinmeier heißen.“ Peter Entinger

BUNDESPRÄSIDENTENWAHL

Ist Steinmeier eine zweite Amtszeit vergönnt?
Der Sozialdemokrat agiert zwar politisch korrekt, aber andererseits ist er alt, weiß und männlich

b MELDUNGEN

Neue  
US-Kernwaffen
Büchel – US-amerikanische Kernwaf-
fen, die im Rahmen der sogenannten 
nuklearen Teilhabe in Deutschland 
lagern, sollen modernisiert werden. 
Höchstwahrscheinlich in den Bun-
kern des rheinland-pfälzischen Flie-
gerhorstes Büchel stehen rund 
20 Wasserstoffbomben des Typs B-61 
für den Abwurf durch NATO-Maschi-
nen bereit. Die Sprengkraft der B-61 
liegt bis zu 30-mal höher als die der 
Hiroshima-Bombe. Das schließt eine 
Verwendung als taktische Waffe aus. 
Deshalb wollen die USA die B-61 
durch die B-61-12 ersetzen, deren De-
tonationsstärke bei Bedarf auf ein 
Vierzigstel des Wertes der Hiroshi-
ma-Bombe reduziert werden kann. 
Die neue Bombe, welche die Hemm-
schwelle beim Einsatz von Kernwaf-
fen deutlich senken würde, könnte 
schon dieses Jahr zur Verfügung ste-
hen. Für den Fall, dass Deutschland 
einer Stationierung auf seinem Terri-
torium widerspricht, steht Polen be-
reit. W.K.

Appell an 
Pharmafirmen
Genf – Gavi, die Impfallianz, eine 
weltweit tätige öffentlich-private 
Partnerschaft mit Sitz in Genf, hat an 
die Hersteller der Corona-Impfstoffe 
appelliert, bei den weltweit etwa 
167 Millionen Migranten und anderen 
Personen, die faktisch als staatenlos 
gelten, auf eine Haftungsfreistellung 
zu verzichten. In den bisher abge-
schlossenen Lieferverträgen wurde 
den Herstellern der Corona-Impfstof-
fe eine vollkommene Freistellung von 
jeglichen Produkthaftungsansprü-
chen garantiert. Damit liegt die Ver-
antwortung für etwaige Impfschäden 
bei den Staaten, die als Besteller der 
Vakzine auftreten – ein Vorgang, für 
den es in der Medizingeschichte kei-
nerlei Parallelen gibt. Zu der von der 
früheren Globalen Allianz für Impf-
stoffe und Immunisierung geforder-
ten Haftungsfreistellung erklärten 
sich nur die chinesischen Vakzin-Pro-
duzenten SinoVac, Sinopharm und 
Clover sowie das US-Unternehmen 
Johnson & Johnson bereit. W.K.

Steigende 
Sterberate
Wiesbaden – Wie die Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes (Destatis) 
zeigen, nimmt die Übersterblichkeit 
in Deutschland aktuell deutlich zu. 
Betrug die Übersterblichkeit im Au-
gust noch knapp fünf Prozent, stieg 
sie bis Oktober auf zehn Prozent und 
erreichte im November 20  Prozent. 
Noch höher lag der Wert Anfang De-
zember. Da starben bereits 28  Pro-
zent mehr Menschen als im Mittel der 
Jahre von 2017 bis 2020. Laut Destatis 
lässt sich nur die Hälfte des Über-
hangs bei der Sterbezahlen in der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahres mit 
den vom Robert-Koch-Institut gemel-
deten Covid-19-Todesfällen erklären. 
Die Unfallhäufigkeit ist in Deutsch-
land vergangenes Jahr wahrscheinlich 
kaum signifikant gestiegen, und eine 
Grippewelle gab es nicht. Inwieweit 
es sich bei den übrigen zusätzlich Ver-
storbenen um Opfer von Impfneben-
wirkungen oder der Corona-Maßnah-
men handelt, ist unbekannt. W.K.

VON NORMAN HANERT

G eht es um den Hambacher 
Forst oder die Abschiebung 
von ausreisepflichtigen Aus-
ländern, dann sind gerade 

Politiker der Grünen mit Kritik an Poli-
zeieinsätzen schnell zur Stelle. Nun über-
schlagen sich einige Akteure der Grünen 
bei ihren Forderungen nach drastischen 
Maßnahmen gegen Kritiker der Corona-
Maßnahmen. 

Mit dem Schlagwort „#Schlag- 
stocksaskia“ machten Twitternutzer bei-
spielsweise auf Aussagen der Bundestags-
abgeordneten Saskia Weishaupt auf-

merksam. Anlass war die inzwischen ge-
löschte Aufforderung der Grünen-Politi-
kerin, bei Querdenker-Demonstrationen 
„im Zweifelsfall Pfefferspray und Schlag-
stöcke“ einzusetzen. Als Sprecherin der 
Grünen Jugend Bayern war Weishaupts 
Erwartungshaltung an die Polizei im Jahr 
2018 noch deutlich gemäßigter. Damals 
hatte sie einen Bedarf an einer „bürger-
nahen Polizei“ gesehen, „die unsere 
Rechte achtet, anstatt Präventivhaft und 
undeutliche Begriffe wie ‚drohende Ge-
fahr‘“.

Mit dieser Bandbreite vom Scharf-
macher bis zum Polizeikritiker ist die 
Nachwuchspolitikerin bei den Grünen 

kein Einzelfall. Auch Katharina Schulze, 
Fraktionschefin der Grünen im bayeri-
schen Landtag, verlangte unlängst nach 
einer Demonstration gegen die Corona-
Politik in der Münchner Innenstadt, dass 
das „behäbige Innenministerium“ die 
Polizei befähige, mit der „radikalisierten 
Szene“ der Querdenker „konsequent um-
zugehen“. „Es darf nicht sein, dass die 
Querdenker dem Rechtsstaat weiter auf 
der Nase rumtanzen“, so die Grüne auf 
Twitter. Eine Neigung zu markigen Sprü-
chen hatte Schulze schon als Spitzenkan-
didatin der bayerischen Grünen im Land-
tagswahlkampf 2018 gezeigt. In Richtung 
CSU polterte sie damals: „Wenn ich In-

nenministerin wäre, dann würde ich hier 
mal für Recht und Ordnung sorgen.“ 

Pikanterweise sah sich die Grüne 
schon selbst Vorwürfen ausgesetzt, sie 
finde „bei Demonstrationen Spaß an der 
Eskalation und an der Provokation“. Die-
ser Vorwurf kam 2017 vom Vorsitzenden 
der CSU-Fraktion im Bayerischen Land-
tag, Thomas Kreuzer. Dieser stellte in ei-
nem offenen Brief an die Grünen-Politi-
kerin damals die Frage, ob sie „auf der 
Seite der besonnenen Demokraten“ ste-
he, oder aber „auf der Seite der Verfas-
sungsfeinde und der Gewaltaufrufe“. 
Kreuzer wies dabei auf die Teilnahme 
Schulzes an einer Demonstration am 
Münchner Flughafen hin: „Dort wurde 
dagegen protestiert, dass nach dem Ab-
schluss eines rechtsstaatlichen Verfah-
rens ausreisepflichtige Personen in ihr 
Heimatland abgeschoben wurden. Das ist 
soweit Ihr gutes, grundgesetzlich ver-
brieftes Recht, selbst wenn Sie damit zei-
gen, dass Ihnen rechtsstaatliche Verfah-
ren in bestimmten Fragen egal sind.“ 

Laut dem CSU-Politiker war die Grü-
nen-Politikerin bei der Demons-tration 
aber auch „offen gemeinsam mit der 
,Marxistisch-Leninistischen Partei 
Deutschlands‘ (MLPD) aufgetreten“, „ei-
ner Partei, die vom Verfassungsschutz 
beobachtet wird“. Kreutzer weiter an die 
Adresse der Grünen: „Während Ihrer An-
wesenheit wurden die Schlachtrufe ,Feu-
er und Flamme den Abschiebebehörden‘ 
und ,Mord, Folter, Deportation – das ist 
deutsche Tradition‘ skandiert.“

Auch Tübingens Oberbürgermeister 
Boris Palmer hat kürzlich abermals mit 
drastischen Äußerungen für Aufmerk-
samkeit gesorgt. Zur Durchsetzung einer 
Impfpflicht empfahl der Grünen-Politiker 
auf Facebook: „Man könnte Pensionszah-
lungen, die Rentenzahlungen oder eben 
den Zutritt zum Arbeitsplatz abhängig 
machen von der Vorlage eines Impfnach-
weises.“ Einer Kritikerin beschied er zu-
dem, sie sei „schlicht komplett ignorant“. 
„Für Leute wie Sie muss die Impfpflicht 
her. Gerne bis zu Beugehaft.“ 

Winfried Kretschmann, Deutschlands 
erster grüner Ministerpräsident, hatte 
bereits im Sommer 2021 ein Interview ge-
geben, das parteiübergreifend für Empö-
rung gesorgt hatte. Um Pandemien 
schneller in den Griff zu bekommen, hat-
te Kretschmann Eingriffe vorgeschlagen, 
„die sehr hart und womöglich zu diesem 
Zeitpunkt nicht verhältnismäßig gegen-
über den Bürgern sind“. Als Reaktion hat-
te der Sprecher des Verwaltungsgerichts-
hofs Baden-Württemberg, Matthias Het-
tich, den Grünen-Ministerpräsidenten 
daran erinnert, dass „das Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip als ein wesentliches Ele-
ment unseres Rechtsstaatsverständnis-
ses im Grundgesetz verankert ist“.

Ist für ein härteres Vorgehen der Sicherheitskräfte gegen Demonstranten, jedoch nur dann, wenn es um Demonstrationen geht, an 
denen sie nicht selbst teilnimmt: Grünen-Politikerin Katharina Schulze (M.) bei einer Kundgebung gegen Rechts in München

DEMONSTRATIONSRECHT

Grüne fordern 
Ungleichbehandlung

Bei Protest aus dem eigenen Lager fordern sie Nachsicht der Staatsorgane,  
bei solchem des Gegners unnachgiebige Härte
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VON NORMAN HANERT

A ls Berlins Regierender Bür-
germeister stand Michael 
Müller von 2014 bis zum 
Herbst 2021 unter dem Per-

sonenschutz durch Beamte des Landes-
kriminalamtes. Nach seinem Abschied 
aus der Berliner Landespolitik lieferte 
der SPD-Politiker nun eine Einschätzung 
zur Sicherheitslage in der Hauptstadt, 
die möglicherweise viele Berliner nicht 
unbedingt teilen. In einem Interview 
räumte Müller zwar ein, dass „wie in al-
len Metropolen der Welt, täglich eine 
Vielzahl an Straftaten“ stattfinden, den-
noch zog er für sich den Schluss: „Ja, ich 
fühle mich sicher in Berlin.“

Anderer Blick auf die Situation
Weniger unterkühlt wirkten die Einschät-
zungen, die von Berlins neuer Innensena-
torin Iris Spranger (SPD) nach ihrer 
Amtsübernahme kamen. Sie sagte im In-
terview mit der „Berliner Morgenpost“: 
„Als erste weibliche Innensenatorin habe 
ich natürlich einen anderen Blick auf die 
Sicherheitsbedürfnisse von Frauen und 
Mädchen. Wenn ich nachts von den Koali-
tionsverhandlungen zu meinem Auto ge-
gangen bin, habe ich mir schon das ein 
ums andere Mal die Frage gestellt, ob sich 
Frauen mit etwas mehr Licht nicht siche-
rer fühlen würden.“

Dabei dürfte bessere Beleuchtung 
kaum ausreichen, um vielen Berlinern das 
Gefühl von Angst und Bedrohung zu neh-
men. Gerade in den letzten Wochen be-
richteten lokale Medien über rohe Gewalt 
auf den Straßen, die selbst für die Berliner 
Verhältnisse ungewöhnlich war.

Sofern er nicht wie die Spitzenpoliti-
ker von Personenschützern begleitet wird, 
muss inzwischen jeder damit rechnen, auf 
den Straßen Berlins Opfer einer Gewalttat 
zu werden. Dies gilt längst nicht mehr nur 
für die Nachtzeit. Enthemmte Täter atta-
ckieren mittlerweile selbst am helllichten 
Tag zufällig vorbeikommende Passanten, 
Berlin-Touristen und machen selbst vor 
Senioren nicht halt.

Die Gemüter besonders erregt hat ins-
besondere ein Angriff auf einen Fußgän-
ger, dem am 16. Dezember gegen 13 Uhr 
nach einem Streit auf dem Gehweg des 
Tempelhofer Damms mit einer Axt die 
linke Hand nahezu abgetrennt wurde.

Mehrere Polizisten, die zufällig am 
Tatort vorbeikamen, konnten dem Opfer 
zum Glück Erste Hilfe leisten, indem sie 
die Blutungen stoppten.

Per Hubschrauber wurde der schwer-
verletzte Mann ins Unfallkrankenhaus 
Marzahn geflogen, in dem er sofort ope-
riert werden musste. Spezialisten für 
Handchirurgie gelang es, den Arm des 
Mannes zu retten.

Eine Woche später ging in Spandau am 
Nachmittag des 23. Dezember ein 27-jäh-
riger Angreifer unvermittelt auf drei älte-
re Menschen los. Der Mann trat im Orts-
teil Wilhelmstadt zunächst einer 85-jähri-
gen Seniorin von hinten in den Rücken. 
Als die Frau am Boden lag, trat der An-
greifer noch mehrmals in Richtung ihres 
Bauchs. Nur zehn Minuten später ging 
derselbe Täter auf einen 64-Jährigen und 
eine 66-jährige Rentnerin los, auf die er 
ebenfalls eintrat, nachdem er sie zu Bo-
den gerissen hatte.

Am späten Nachmittag des ersten 
Weihnachtsfeiertags zog eine Gruppe von 

sechs Jugendlichen im Alter zwischen 13 
und 15 Jahren durch Berlin-Mitte und at-
tackierte zufällig vorbeikommende Perso-
nen. An der Jannowitzbrücke schlug zu-
nächst ein 14-Jähriger aus der Gruppe ei-
nem Passanten unvermittelt ins Gesicht. 
Als sich das Opfer wehren wollte, schlu-
gen noch mehrere andere Jugendliche zu. 
Die Schläger zogen weiter und schlugen 
am Rolandsufer auch noch auf ein 26-jäh-
riges Paar aus den Niederlanden ein. Poli-
zisten konnten die Gruppe wenig später 
in Tatortnähe festnehmen.

Angriffe auf Passanten häufen sich
Kaum noch für Aufsehen sorgt die Ge-
walt, die sich nachts auf Berlins Straßen 
abspielt. Noch kurz vor Weihnachten, in 
der Nacht zum 23. Dezember, wurde etwa 
ein Mann an einer Bushaltestelle in Ber-
lin-Kreuzberg nach einem Streit kranken-
hausreif geprügelt. Fast schon Berliner 
Normalität sind mittlerweile auch Mes-
serangriffe. Am zweiten Weihnachtsfeier-
tag umringte in der Reinickendorfer Stra-

ße in Berlin-Mitte eine Gruppe aus 
15 Personen drei Männer. Ein Mann des 
Trios wurde aus der Gruppe durch einen 
Messerstich in den Unterbauch so schwer 
verletzt, dass er sofort notoperiert wer-
den musste.

Berlins neue Innensenatorin, die sich 
bislang vor allem in der Finanz- und Bau-
politik engagiert hat, kündigte zum Be-
ginn ihrer Amtszeit ein ehrgeiziges Pro-
gramm an. Neben einer Einstellungsof-
fensive bei Polizei und Feuerwehr will 
Spranger eine Polizeiwache am Kottbus-
ser Tor einrichten und zudem auch mobi-
le Wachen an kritischen Standorten ein-
setzen. Die Erfahrungen mit der Polizei-
wache am Berliner Alexanderplatz lassen 
befürchten, dass die angekündigten Maß-
nahmen ohne begleitende Änderungen im 
Strafrecht und in der Justiz nicht ausrei-
chen werden. Mitten auf dem „Alex“ ist 
seit Dezember 2017 eine Polizeiwache Tag 
und Nacht mit Beamten besetzt. Trotz 
der Polizeiwache ist der Platz ein Krimi-
nalitäts-Brennpunkt in Berlin geblieben. 

GEWALT IN BERLIN

Es geschieht am helllichten Tag
Prügelattacken und Messerstiche – Neue Innensenatorin Iris Spranger sieht Handlungsbedarf

Nicht nur in der Nacht ein gefährlicher Ort: Polizei zeigt Präsenz am Kottbusser Tor Foto: pa

b KOLUMNE

Wenn in Berlin Aktivisten unter dem Mot-
to „Wir haben Platz“ für die Aufnahme 
sogenannter Geflüchteter demonstrieren, 
gehört die Formulierung „Refugees wel-
come – bring your families“ (auf Deutsch: 
Flüchtlinge willkommen – bringt eure Fa-
milien mit) zu den Standardparolen. 

Wie wenig Platz in der Stadt Berlin 
insbesondere für kinderreiche Familien 
vorhanden ist, musste nun offenbar die 
neue Bundesfamilienministerin Anne 
Spiegel erfahren. Die Grüne war bis Mai 
2021 bereits in Rheinland-Pfalz Familien-
ministerin. Wohnort der 41-Jährigen war 
einige Jahre die Stadt Speyer. Als nun der 
Ruf kam, Bundesfamilienministerin zu 
werden, fasste Spiegel nach eigener Aus-
sage den Entschluss, zusammen mit ihrer 
Familie nach Berlin zu gehen. „Nachdem 
klar war, wohin die Reise geht, habe ich 
erst mit meinem Mann und dann mit den 

Kindern gesprochen. Der Familienrat hat 
sich eindeutig dafür ausgesprochen, dass 
wir alle zusammen nach Berlin ziehen.“

In einem Interview mit der Illustrier-
ten „Bunte“ erzählt die Grünen-Politike-
rin inzwischen von ihren Erfahrungen, in 
Berlin eine Wohnung für ihre Familie zu 
finden. „Nicht ganz einfach, dort eine 
Sechs-Zimmer-Wohnung zu finden, je-
dem Kind habe ich ein eigenes Zimmer 
versprochen“, verriet die Grünen-Politi-
kerin.

Tatsächlich ist der Berliner Woh-
nungsmarkt für kinderreiche Familien ein 
besonders hartes Pflaster. Laut dem Ge-
schäftsführer des Berliner Mietervereins, 
Reiner Wild, möchten viele Vermieter kei-
ne kinderreichen Familien: „Ob Flüchtlin-
ge oder Einheimische – für Familien mit 
vier oder mehr Kindern wird es in Berlin 
immer schwieriger, eine Wohnung zu fin-

den.“ Anteil an der Entwicklung hat nicht 
nur der Zuzug kinderreicher Familien 
„Geflüchteter“ und aus südosteuropäi-
schen EU-Ländern. Die Berliner Bezirke 
haben seit Mitte der 90er Jahre immer 
mehr Wohnvierteln den Status von „Mi-
lieuschutzgebieten“, im Amtsdeutsch 
„soziale Erhaltungsgebiete“, verliehen. 

Chancen nur im Berliner Umland
Erklärtes Ziel der Politik ist es dabei, die 
Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
in den betreffenden Vierteln zu schützen. 
Eigentümer bekommen in den Milieu-
schutzgebieten regelmäßig weder eine Zu-
sammenlegung von Wohnungen geneh-
migt, noch Grundrissänderungen, mit de-
nen großzügigere Wohnverhältnisse ge-
schaffen werden könnten. Laut der Berli-
ner Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Wohnen sollen solche Beschrän-

kungen „den Verlust von günstigem Wohn-
raum und damit verbundene Verdrän-
gungseffekte für Teile der Gebietsbevölke-
rung“ verhindern.

Nebeneffekt ist dabei allerdings, dass 
keine zusätzlichen Wohnungen für kinder-
reiche Familien auf den Markt kommen. 
Auch im Neubausegment sind solche Woh-
nungen eher eine Seltenheit. Gestützt auf 
die Voraussagen von Sozialwissenschaft-
lern, die seit Jahren einen breiten Trend zu 
immer mehr Einpersonenhaushalten se-
hen, verzichten viele Bauherren bei ihren 
Projekten inzwischen gleich darauf, Woh-
nungen für Kinderreiche mit einzuplanen.

Viele Berliner mit Kindern haben in 
den letzten Jahren aus dieser Entwicklung 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt die 
Konsequenz gezogen, indem sie in Einfa-
milienhäuser im brandenburgischen Um-
land Berlins gezogen sind. H. Müller

WOHNUNGSNOT

Familienministerin Anne Spiegel findet keine Bleibe
Berliner Angebot für Familien mit Kindern schrumpft – Wohnungsmarkt setzt auf Einpersonenhaushalte

Berlin, montags 
VON VERA LENGSFELD

Wochenlang agierten die Medien nach 
dem Motto: Was wir nicht berichten, 
hat nicht stattgefunden. Mittlerweile 
kann es nicht mehr verschwiegen wer-
den: Zehntausende Menschen sind am 
Montagabend auf den Straßen, überall 
im Land. 

Und Berlin? Das fragte mich neulich 
ein Freund. Sollte sich wiederholen, 
was 1989 der Fall war, dass Berlin die 
letzte Stadt war, in der eine Kundge-
bung gegen das SED-Regime stattfand? 
Wieder sind Leipzig und Dresden füh-
rend, während es in der Hauptstadt still 
bleibt. In unserer kurzlebigen Zeit, in 
der wir mit Nachrichten so überschüt-
tet werden, dass unser Gedächtnis für 
Ereignisse immer kürzer wird, musste 
ich ihn daran erinnern, dass Berlin 
2020 der Ort zweier mächtiger Demos 
mit geschätzten bis zu einer Million 
Teilnehmern war. Die aus allen Landes-
teilen herbeigerufenen Polizeikräfte 
reagierten hart – mit Straßensperren, 
Prügeleien, Pfefferspray und Wasser-
werfern. Im kalten November wurden 
Alte und Junge, darunter viele Kinder, 
„beregnet“, wie es verniedlichend in 
den öffentlichen Verlautbarungen hieß. 
Zuvor waren wie einst zu DDR-Zeiten 
viele Bahn- und Autofahrer daran ge-
hindert worden, die Stadt zu erreichen. 

Seitdem hat es einen Strategiewech-
sel gegeben. Statt Großdemos in einzel-
nen Städten zu organisieren, geht man 
zur selben Zeit in verschiedenen Städ-
ten los. Da Genehmigungen für De-
monstrationen immer häufiger verwei-
gert werden, weicht man auf unange-
meldete Spaziergänge aus. Schließlich 
haben alle Deutschen nach wie vor das 
grundgesetzlich garantierte Recht, sich 
friedlich zu versammeln. Von einer Ge-
nehmigungspflicht steht übrigens in der 
Verfassung nichts. Auch in Berlin gingen 
am vergangenen Montag Hunderte 
Menschen auf die Straße – in allen zwölf 
Bezirken.Die größten Demonstrationen 
fanden laut Meldungen in Tegel und 
Pankow statt, wo jeweils etwa 600 bis 
400 Menschen spazieren gingen. In Mit-
te formte sich ein Demonstrationszug 
zum ZDF-Hauptstadtstudio Unter den 
Linden. Das wurde von einer Polizeiket-
te geschützt. Aber die Rufe der Demons-
tranten „Lügenpresse“ und „Ihr seid 
Schuld“ waren auch im angrenzenden 
Regierungsviertel zu hören. 

b MELDUNG

Neubau statt 
Sanierung?
Berlin – Nach Angaben von Berlins neu-
er Innensenatorin Iris Spranger (SPD) 
ist in der Frage einer Sanierung des Poli-
zeipräsidiums am Platz der Luftbrücke 
noch keine Entscheidung gefallen. Die 
Sanierungskosten für das Gebäude am 
früheren Flughafen Tempelhof werden 
auf 280 Millionen Euro geschätzt. Ein 
Neubau eines Gebäudes könnte daher 
sogar günstiger sein. Gegenüber der 
„Berliner Morgenpost“ sagte die Innen-
senatorin: „Ob wir dort investieren oder 
eher in die Sanierung von anderen Ob-
jekten, kann ich jetzt noch nicht seriös 
beantworten.“ Das Berliner Polizeiprä-
sidium ist seit 1951 im ehemaligen Flug-
hafen Tempelhof untergebracht, der 
zwischen 1936 und 1941 errichtet wurde. 
Eine Sprecherin der Tempelhof Projekt 
GmbH hatte vergangenes Jahr die Sa-
nierunskosten für das gesamte ehemali-
ge Flughafengebäude auf bis zu zwei 
Milliarden Euro beziffert. Der ehemali-
ge Flughafen Tempelhof ist das größte 
Baudenkmal Europas. N.H.
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Saudis bauen mit Chinas Hilfe Raketen
US-Führung wusste Bescheid – Aktuelle Satellitenaufnahmen zeugen von dem Bau einer Fabrik

Die angespannte Lage auf dem Energie-
markt Europas hat dazu geführt, dass der 
kleine märkische Ort Mallnow inzwi-
schen sogar dem ein oder anderen Zei-
tungsleser in der englischsprachigen 
Welt ein Begriff ist. Von der Nachrichten-
agentur Reuters, über den Wirtschafts-
blog „Zerohedge“ bis hin zur Finanznach-
richtenagentur Bloomberg berichteten 
weltweit Medien über „Germany’s Mall-
now“. Im Zentrum des Interesses stehen 
dabei nicht das bemerkenswerte Land-
schaftspanorama des Oderbruchdorfes, 
sondern die aktuellen Vorgänge in der 
örtlichen Gasverdichterstation. Als Glied 
einer Kette hilft diese Station üblicher-
weise, Erdgas von der Jamal-Halbinsel im 
Nordwesten Sibiriens durch Russland 
und Weißrussland über Polen bis in die 
Bundesrepublik zu pumpen. Als im De-
zember der Gasfluss aus dem Osten zeit-
weilig ausblieb, griffen dies hiesige Me-
dien mit Schlagzeilen wie „Russland 
stoppt Gaslieferungen“ auf. 

Auch die ARD titelte: „Mitten in der 
kalten Jahreszeit hat Russland jetzt seine 

Gaslieferungen nach Deutschland durch 
die Jamal-Europa-Pipeline gestoppt.“

Käufer hielten sich zurück
Die Berichte englischsprachiger Medien, 
aber auch des deutschen „Handelsblatts“ 
und der „Wirtschaftswoche“ zeichnen ein 
differenzierteres Bild. Den Berichten zu-
folge ist sehr wohl Erdgas durch die Ja-
mal-Pipeline geflossen, allerdings in öst-
liche Richtung. Zum Hintergrund berich-
tet die Nachrichtenagentur Bloomberg 
unter Berufung auf sachkundige Marktbe-
obachter, dass sich Käufer in Europa im 
Dezember mit Bestellungen für russi-
sches Erdgas zurückgehalten haben, weil 
sie ihre vertraglich vereinbarten Jahres-
kontingente bereits erhalten haben und 
Bestellungen, die über diese langfristigen 
Kontingente hinausgehen, angesichts der 
aktuellen Rekordpreise wiederum nicht 
attraktiv sind.

Derzeit gute Geschäfte machen kön-
nen Marktteilnehmer, die sich Gas noch 
zu günstigen Preisen gesichert haben und 
dieses nun zu hohen Preisen auf den 

Markt werfen, wie Russlands Präsident 
Wladimir Putin auf seiner Jahrespresse-
konferenz vorrechnete. Laut Putin ist das 
Gas, das im Rahmen langfristiger Verträge 
an Deutschland geliefert wird, „drei-, 
vier-, sechs-, siebenmal billiger“ als die 
aktuellen Preise auf dem Spotmarkt.

Diese enormen Preisdifferenzen sind 
laut Putin der Hintergrund, warum Roh-
stoffhändler Gas aus deutschen Speichern 
wieder abpumpen lassen und beispiels-
weise via Jamal-Leitung in Richtung Po-
len leiten: „Wenn die eine Milliarde Ku-
bikmeter Gas weiterverkaufen, machen 
sie fast eine Milliarde Dollar, 900-irgend-
was, Profit“ so Putin. 

Angesprochen auf den angeblichen 
Lieferstopp bei der Jamal-Leitung sagte 
Putin, Gazprom habe im Dezember auf 
die Buchung von Kapazitäten bei der 
Pipeline verzichtet, „weil seine Vertrags-
partner und Unternehmen, vor allem die 
deutschen und französischen, die über 
diese Route Gas kaufen, keine Bestellun-
gen abgegeben haben. Was soll Gazprom 
transportieren, wenn keine Bestellungen 

vorliegen?“ Mit Blick auf die EU-Kommis-
sion sprach sich Russlands Präsident zu-
dem auch für die Beibehaltung langfristi-
ger Lieferverträge aus: „Nein, die Euro-
päische Kommission hat uns immer wie-
der gesagt, wir sollten zu Marktbeziehun-
gen übergehen, der Markt wird es regeln. 
Und jetzt hat der Markt es geregelt und 
Gas kostet mehr als zweitausend Dollar 
pro tausend Kubikmeter.“ 

Der Markt hat es geregelt
Die früheren Bemühungen der EU-Kom-
mission, den Anteil langfristiger Liefer-
verträge zurückzudrängen, hat für Indus-
trie und Privathaushalte in diesem Winter 
möglicherweise nicht nur höhere Kosten 
zur Folge. Wie die „Welt am Sonntag“ be-
richtete, hat der Energieversorger RWE 
seine Handelspartner an der Strombörse 
EEX inzwischen vor Kraftwerksausfällen 
durch Mangel an Gas gewarnt.

Demzufolge befürchtet RWE, in der 
Zeit bis Anfang April Betriebsunterbre-
chungen bei mehreren Kraftwerken in 
Nordrhein-Westfalen. Norman Hanert

ENERGIEMARKT

Warum Gas per Jamal-Leitung nach Osten strömte
Gazprom hat langfristige Lieferverträge erfüllt – Westen macht gute Geschäfte in Polen

b MELDUNGEN

VON WOLFGANG KAUFMANN

A nfang Juni 2019 berichtete der 
US-amerikanische Fernseh-
sender CNN unter Berufung 
auf Geheimdienste der Verei-

nigten Staaten, dass Saudi-Arabien ballis-
tische Raketen mit einer Reichweite von 
mehreren tausend Kilometern entwickle 
und dabei mit der Volksrepublik China 
zusammenarbeite. 

Allerdings unternahm die Regierung 
in Washington daraufhin keinerlei diplo-
matische Schritte gegenüber der Führung 
in Riad, um diese von ihrem Vorhaben ab-
zubringen. Deshalb wurde das Raketen-
programm ganz offensichtlich fortgesetzt. 
Das belegen aktuelle Satellitenfotos aus 
der Zeit vom 26. Oktober bis zum 9. No-
vember 2021, die CNN am 23. Dezember 

veröffentlichte. Die Aufnahmen zeigen 
eine Fabrikanlage unweit der zentralsau-
dischen Stadt Ad-Dawadimi 300 Kilome-
ter westlich von Riad. 

Dass dort jetzt tatsächlich Raketen 
montiert werden, belegen die gut sichtba-
ren Brandgruben vor Ort. Darauf verwies 
der Waffenexperte Jeffrey Lewis vom 
James Martin Center for Nonproliferati-
on Studies am Middlebury Institute of 
International Studies at Monterey im In-
terview mit dem Sender. Denn die charak-
teristischen Vertiefungen dienen dem 
Zweck, die hochgefährlichen Treibstoff-
überreste, welche bei der Produktion von 
Feststoffraketen anfallen, durch kontrol-
liertes Abbrennen zu „entsorgen“.

Ebenso unzweifelhaft ist die chinesi-
sche Unterstützung für die Saudis. Auf die 
Frage, ob es einen Technologietransfer 

zwecks Erleichterung des Baus von Lang-
streckenraketen für die Royal Saudi Stra-
tegic Missile Force (RSSMF) gegeben ha-
be, sagte ein Sprecher des Pekinger Au-
ßenministeriums, beide Länder seien 
„umfassende strategische Partner“ und 
kooperierten in vielen Bereichen. Darun-
ter falle auch der Austausch militärischer 
Güter. „Eine solche Zusammenarbeit ver-
stößt nicht gegen internationales Recht 
und beinhaltet nicht die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen.“ 

Das trifft insofern zu, als das im April 
1987 von den G-7-Staaten, zu denen we-
der China noch Saudi-Arabien gehört, eta-
blierte Raketentechnologie-Kontrollre-
gime (MTCR) komplett auf Freiwilligkeit 
anstatt auf verbindlichen Staatsverträgen 
basiert und die Raketen im Prinzip auch 
konventionelle Sprengköpfe tragen kön-

nen. Allerdings erhielt Saudi-Arabien von 
China bereits 60 CSS-2A-Mittelstreckenra-
keten mit 2800 Kilometern Reichweite, die 
sich mit nuklearen Gefechtsköpfen bestü-
cken lassen. Daher steht der Verdacht im 
Raum, dass das Königreich Letztere jetzt 
ebenfalls besitzen will, um sowohl seine 
alten CSS-2A als auch die in Ad-Dawadimi 
gefertigten neuen Raketen zu Kernwaffen-
trägern umzuwandeln, wobei die Atom-
macht China heimlich Hilfestellung leistet.

Auf jeden Fall setzt die Enthüllung von 
CNN nun den Westen sowie Israel unter 
Druck, weil die saudischen Langstrecken-
raketen – egal ob mit oder ohne Nuklear-
sprengkopf – die Sicherheitslage im Na-
hen Osten deutlich zu destabilisieren 
drohen. Immerhin gehört die wahhabiti-
sche Monarchie zu den Todfeinden der 
schiitischen Republik Iran. Deshalb er-

schwert es die angestrengten Bemühun-
gen der USA und deren Verbündeten, Te-
heran zu einer Beschränkung seines 
Atom- beziehungsweise Raketenpro-
gramms zu bewegen, wenn Riad nach ge-
nau den Technologien zu greifen scheint, 
die der Iran nach Ansicht seiner Verhand-
lungspartner nicht besitzen darf. 

Bislang bestand die Reaktion der Bi-
den-Administration nur darin, Sanktionen 
gegen all jene anzukündigen, welche in den 
Technologietransfer zwischen China und 
Saudi-Arabien verwickelt sein sollen. Das 
wird jedoch kaum ausreichen, um die Wo-
gen wieder zu glätten und den Mullah-
Staat zu besänftigen.

„Eine solche 
Zusammenarbeit 

verstößt nicht gegen 
internationales 

Recht ...“
Sprecher des Pekinger 

Außenministeriums

Schon längst von US-Geheimdiensten aufgespürt: Satellitenaufnahme von CNN der Fabrikanlage bei Al-Dawadimi Foto: pa

Umfrage zur 
Einwanderung
London – Eine aktuelle Umfrage des 
Meinungsforschungsinstitutes You-
gov unter 12.000 Personen in Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien, Italien, Polen, Spanien, 
Schweden, der Schweiz und Ungarn 
hat ergeben, dass viele Europäer ei-
nen Kurswechsel in der Einwande-
rungspolitik wollen. 60 Prozent mei-
nen, es gebe zu viel Immigration in 
ihr Land. 46 Prozent zweifeln an der 
Integrationsbereitschaft der Neuan-
kömmlinge. Genauso hoch ist der An-
teil derer, die für den Bau von Mauern 
und Zäunen zur Verhinderung der il-
legalen Einwanderung votieren. Und 
48 Prozent der Befragten fühlen sich 
durch die Immigranten in ihrer natio-
nalen Identität bedroht. Die Haupt-
sorge gilt allerdings der wachsenden 
Kriminalität und religiösen Intole-
ranz im eigenen Land, für welche die 
Fremden verantwortlich gemacht 
werden. Dabei fielen die Antworten 
der deutschen Befragten in fast allen 
Punkten immigrationskritischer aus 
als die der Bürger anderer Staaten.  
 W.K.

China hortet 
Lebensmittel
Peking – Die Volksrepublik China 
legt derzeit Lebensmittelvorräte von 
historisch beispiellosem Umfang an. 
Wie der Verantwortliche für die Ge-
treidereserven bei der National Food 
and Strategic Reserves Administrati-
on, Qin Yuyun, unlängst erklärte, rei-
chen die Weizenvorräte seines Lan-
des schon jetzt aus, „um die Nachfra-
ge für eineinhalb Jahre zu decken“. 
Bis Mitte dieses Jahres sollen den-
noch noch weitere Importe erfolgen, 
mit denen das Land schließlich über 
51 Prozent der globalen Weizenreser-
ven verfügen würde. Ebenso will sich 
Peking im Verlauf des Jahres 69 Pro-
zent der weltweiten Reserven an Mais 
und 60 Prozent der Reisvorräte si-
chern. Nach Angaben der Allgemei-
nen Zollverwaltung der Volksrepub-
lik China (GACC) gab das Land be-
reits vergangenes Jahr an die 100 Mil-
liarden US-Dollar für Lebensmittel-
importe aus. Angeblich sind die ver-
stärkten Käufe nötig, weil die heimi-
sche Produktion nicht mehr mit dem 
Verbrauch im Lande Schritt halten 
könne. W.K.

Texas baut 
Grenzmauer
Rio Grande City – Texas Gouverneur 
Greg Abbott von den Republikanern 
hat auf einer Pressekonferenz ange-
kündigt, dass sein Staat eine Mauer 
an der Grenze zu Mexiko bauen wer-
de. Dies sei notwendig, weil die Re-
gierung von US-Präsident Joe Biden 
„ihre Aufgabe nicht erfüllt hat“, sagte 
Abbott in Rio Grande City vor bereit-
gestellten Bauutensilien: „Diese 
Grenzmauer, die Sie hinter uns se-
hen, ist eine Nachbildung der Grenz-
mauer, die Präsident Trump errichtet 
hat – gleiches Material, gleiches Kon-
zept.“ Trumps Nachfolger Biden hat-
te das Unternehmen gestoppt und die 
bereits bewilligten Gelder für andere 
Unternehmungen wie beispielsweise 
eine Energiewende verplant. Texas 
baut die Mauer mit Finanzmitteln aus 
seinem eigenen Staatshaushalt. F.B.



WIRTSCHAFT Nr. 1 · 7. Januar 2022 7Preußische Allgemeine Zeitung

VON PETER ENTINGER

D ie Abspaltung des Lkw-Ge-
schäfts der Daimler AG war 
lange geplant. Kurz vor dem 
Jahresende wurde der Schritt 

vollzogen. Daimler Truck wurde eine ei-
genständige an der Frankfurter Wertpa-
pierbörse notierte Aktiengesellschaft. 
35  Prozent der Daimler Truck Holding 
blieben bei Daimler. Die übrigen 65 Pro-
zent gingen an die Daimler-Aktionäre. Für 
zwei Aktien von Daimler gab es eine zu-
sätzliche Aktie der Daimler Truck Hol-
ding. Zur Begründung der Abspaltung hieß 
es, wenn beide Bereiche unabhängig von-
einander arbeiteten, könne jeder für sich 
schneller und damit auch besser werden. 

Aus dem verbleibenden Rest der Daim-
ler AG soll kommenden Monat die Merce-
des-Benz Group AG werden. Dahinter 
steckt wohl der Gedanke, dass die Marke 
Mercedes in vielen Teilen der Welt be-
kannter ist als Daimler.

Beide Unternehmen werden ihren Sitz 
im Autoland Baden-Württemberg haben. 
Die Zentrale der Daimler Truck Holding 
ist in Leinfelden-Echterdingen im Stutt-
garter Umland, die Zentrale von Daimler 
bleibt weiterhin in Stuttgart-Untertürk-
heim. Vorstandsvorsitzender von Daimler 
bleibt Ola Källenius. Martin Daum, der 
schon vorher das Lkw-Geschäft verant-
wortete, steht an der Spitze der Daimler 
Truck Holding AG. Die fast 300.000 Be-
schäftigten wurden einem der beiden Un-
ternehmen zugeteilt. Etwa 100.000 gehö-
ren der Daimler Truck Holding an, 170.000 
Daimler. 

Übernahmekandidat Daimler
„Die Trennung ist aber alles andere als ei-
ne nüchterne Sache. Der Konzern steht für 
die Erfindung des Automobils. Der Merce-
des-Stern als Symbol für deutsche Inge-
nieurkunst ist eines der wertvollsten Mar-
kenzeichen der Welt – und es bleibt übri-
gens beiden Unternehmen zur Nutzung 
erhalten. Allein diese emotionsgeladene 
Thematik war ein Grund, warum man in 
Stuttgart dem Drängen von Analysten und 
Investoren jahrelang widerstanden hat“, 
kommentierte die „Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“ („FAZ“) den Schritt. 

Es war in der Tat kein leichter Schritt, 
und unumstritten ist er keinesfalls. Auto-
experte Helmut Becker hält ihn sogar für 
katastrophal. „Das Schlimme dabei ist: 
Niemand hat sich darüber aufgeregt – 
auch im Ländle nicht. Die Machtposition 
des alten Konzerns ist damit dahin, die 
Einzelteile des Konzerns sind für Investo-
ren verdaulicher geworden. Daimler wird 
zum Übernahmekandidaten“, sagte der 
einstige Chefökonom von BMW. 

Besonders der Blick nach China berei-
tet dem Autoexperten Sorgen. Unlängst 

wurde bekannt, wie groß die Macht chine-
sischer Aktionäre über Daimler ist. Die 
Aufspaltung macht dies aus seiner Sicht 
noch schlimmer. Die beiden chinesischen 
Großinvestoren Geely und BAIC halten 
bereits seit zwei Jahren knapp 20 Prozent 
an der Daimler AG. 

„Zu einem Fünftel ist Daimler damit in 
chinesischer Hand“, erklärte Marc Tüng-
ler, Hauptgeschäftsführer der Deutschen 
Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz 
(DSW) dem „Handelsblatt“. Durch die 
Verteilung der Aktien lässt sich dieser Ein-
fluss auf die zukünftige Mercedes-Benz 
Group und die Daimler Truck Holding 
übertragen. 

Eine chinesische Übernahme verwies 
der Konzern umgehend ins Reich der Fa-
bel: „Das ist einfach Quatsch“, teilte das 
Unternehmen mit. Die Zusammenarbeit 

mit den Chinesen sei vielmehr Chance als 
Risiko. „Wir freuen uns über das Engage-
ment aller langfristig orientierten Aktio-
näre, die unsere Strategie unterstützen“, 
sagte Källenius. „Im Verlauf unserer Part-
nerschaft mit BAIC hat sich China zum 
größten globalen Markt für Mercedes-
Benz und zu einem entscheidenden Trei-
ber des Wandels zur Elektro-Mobilität 
und Digitalisierung entwickelt.“ 

Holpriger Start in China
Bei der E-Auto-Strategie des Unterneh-
mens spielt China als Absatzmarkt eine 
große Rolle. Doch der Start dort verlief 
holprig. Vor mehr als einem Jahrzehnt 
starteten Daimler und der chinesische 
Konzern BYD unter der Marke Denza ein 
Projekt, welches das Ziel hatte, „der er-
folgreichste Hersteller von Fahrzeugen 

mit alternativen Antrieben in China zu 
werden“. Doch das Ganze wurde ein Flop. 
Die Elektrokarossen, die von BYD entwi-
ckelt und von Daimler designt werden, 
gelten als echte Ladenhüter. 

Daimler zog noch vor Jahresende die 
Reißleine. Der Kooperationspartner BYD 
wird künftig 90 Prozent an der Firma hal-
ten. Die Stuttgarter begnügen sich mit den 
restlichen zehn Prozent. Gegründet wor-
den war Denza als 50-50-Joint-Venture im 
März 2012. Kein Wunder, dass die Daim-
ler-Aktie in den vergangenen Wochen eine 
regelrechte Berg- und Talfahrt hinlegte. 
China bleibe ein wichtiger Absatzmarkt 
für alle deutschen Autobauer, betont Ex-
BMW-Ökonom Becker: „Aber man muss 
aufpassen, fast jede chinesische Familie 
hat mittlerweile ein Auto. Der Absatz-
markt ist überschaubar geworden.“ 

DAIMLER-KONZERN

Aufteilung mit  
Chancen und Risiken

Einzelteile des Konzerns dürften für Investoren interessanter werden – Seit zwei 
Jahren halten chinesische Investoren Geely und BAIC bedeutendes Aktienpaket

Infolge der Corona-Pandemie verloren 
die bundesdeutschen Sicherheitsfirmen 
viele Aufträge, etwa durch den Wegfall 
von großen Sportveranstaltungen und 
Messen. Andererseits sind neue Aufgaben 
hinzugekommen, wie die Kontrolle des 
Zugangs zu Einkaufspassagen oder die 
Bewachung von Impfzentren. In der 
Summe ist der Bedarf an Sicherheits-
dienstleistungen seit dem Frühjahr 2020 
sogar gestiegen. Deshalb konnten die 25 
wichtigsten Anbieter um durchschnitt-
lich sieben Prozent expandieren. Das ist 
das Ergebnis einer Studie des Mindel-
heimer Marktbeobachtungsunterneh-
mens Lünendonk & Hossenfelder. Dabei 
hätte der Zuwachs sogar noch deutlicher 
ausfallen können, wenn die Branche nicht 
unter gravierendem Mitarbeitermangel 
leiden würde. 

Der Bundesverband der Sicherheits-
wirtschaft (BDSW) geht davon aus, dass in 
seinen rund 800 Mitgliedsunternehmen 
derzeit 40.000 Stellen unbesetzt sind. 
Und daran dürfte sich auch kaum etwas 
ändern, denn Personalengpässe bei Fach-
kräften gehören mittlerweile zum Alltag in 
der gesamten deutschen Wirtschaft.

Beobachtung ohne Personalaufwand
In dieser Situation setzen große Sicher-
heitsfirmen wie der hiesige Marktführer 
Securitas Deutschland, welcher zum 
schwedischen Konzern Securitas AB ge-
hört und 2020 fast eine Milliarde Euro 
Umsatz erwirtschaftete, auf den verstärk-
ten Einsatz von moderner Technik. Künf-
tig soll sehr viel häufiger als bisher mit 
Infrarotsensoren, Wärmebildkameras, 
Drohnen und Robotern gearbeitet wer-

den. Dadurch bietet sich die Möglichkeit, 
Objekte aus der Ferne und mit minimalem 
Personalaufwand zu überwachen. Mo-
mentan machen die auf solche Weise er-
zielten Einnahmen rund 30  Prozent des 
Umsatzes der größeren Sicherheitsfirmen 
aus – dieser Anteil dürfte nun angesichts 
des Personalmangels erheblich steigen. 
Dabei hofft man in der Branche auch auf 
neue Kunden aus dem Privatbereich. Denn 
die technischen Lösungen können oft sehr 
kostengünstig angeboten werden.

Allerdings ist der Mensch in bestimm-
ten Situationen weiterhin durch nichts zu 
ersetzen. Als Beispiel nennt der Deutsch-
land-Chef von Securitas, Herwarth Brune, 
die Bewachung von Objekten wie Museen 
oder Gedenkstätten. Ein angemessenes 
Verhalten der Besucher solcher Örtlich-
keiten kann nur durch entsprechend ge-

schultes Personal gewährleistet werden, 
das direkte Präsenz zeigt.

Außerdem stehen die Sicherheitsfir-
men vor dem Problem, dass sie vielfach 
maßgeschneiderte technische Lösungen 
benötigen, um mit wenigen Mitarbeitern 
auszukommen und preissensible Kunden 
zufriedenzustellen. Deshalb versuchen Si-
cherheitsfirmen verstärkt, eigene For-
schungs- und Entwicklungszentren aufzu-
bauen. Dabei ist Securitas wiederum füh-
rend. Darüber hinaus erwarb der Konzern 
inzwischen die Sparte Electronic Security 
von Stanley Black & Decker mit 580 Be-
schäftigten, die elektronische Sicherheits-
systeme konzipieren und installieren. Da-
zu kam im Sommer noch die Übernahme 
der Meerbuscher Firma Protection One, 
welche ebenfalls Fernüberwachungslö-
sungen anbietet. Wolfgang Kaufmann

SICHERHEIT

Überwachungsfirmen setzen auf Technikeinsatz
Volle Auftragsbücher trotz Pandemie – Gravierender Mitarbeitermangel bereitet der Branche Sorgen

b MELDUNGEN

Preisanstieg in 
Österreich
Wien – Die Energiepreise in Öster-
reich lagen im November um 26,3 Pro-
zent höher als im Vergleichsmonat des 
Vorjahres. Nach Berechnungen der 
Österreichischen Energieagentur ver-
teuerte sich Heizöl gegenüber dem 
Vorjahresmonat um 64,5 Prozent, Die-
sel um 40,7 Prozent, Superbenzin um 
35,8  Prozent und Gas um 20,4  Pro-
zent. Vom Vormonat zum November 
verteuerte sich Letzteres um 4,1 Pro-
zent. Der wissenschaftliche Leiter der 
Energieagentur, Herbert Lechner, be-
zeichnete angesichts der Rekordpreise 
für Strom und Erdgas auf den Groß-
handelsmärkten die Veränderungen 
der Haushaltspreise im November 
noch als „sehr moderat“. Viele Ener-
gieversorger haben allerdings inzwi-
schen für die nächsten Monate Preis-
erhöhungen angekündigt. Die allge-
meine Teuerung lag in Österreich im 
Vergleich zum November 2020 mit 
4,3 Prozent deutlich über dem offiziel-
len Inflationsziel der Europäischen 
Zentralbank. N.H.

Rückzahlungen  
der Soforthilfe
Berlin – Um kleinen Unternehmen, 
Soloselbstständigen, Freiberuflern 
und Wirten über deren Existenz be-
drohende Engpässe während der Co-
rona-Pandemie-bedingten Lockdowns 
hinwegzuhelfen, hatte die Bundesre-
gierung im März 2020 ein Programm 
im Umfang von 50 Milliarden Euro für 
Soforthilfen aufgelegt. Bis zum Sep-
tember 2021 sind nach Angaben der 
damaligen Bundesregierung bundes-
weit Corona-Soforthilfen in Höhe von 
rund 13,5 Milliarden Euro ausgezahlt 
worden. Auf eine Kleine Anfrage der 
AfD-Fraktion gab die Bundesregierung 
an, dass nach vorläufigen, noch un-
vollständigen Daten bisher 
11.436  Strafanzeigen gestellt und 
6765 Ermittlungsverfahren eingeleitet 
worden seien wegen zu Unrecht bean-
tragter Hilfen. Inzwischen seien etwa  
1,1 Milliarden Euro freiwillig zurück-
gezahlt worden, 500 Millionen seien 
aufgrund von Rückforderungen zu-
rückgeflossen. MRK

Preisdifferenz 
nimmt zu
Warschau/Budapest/Berlin – Die 
Bundesregierung will nach dem Willen 
der Grünen Auto-Treibstoff teurer ma-
chen. Polen und Ungarn gehen den 
entgegengesetzten Weg. In Polen war 
Benzin ohnehin schon 20 Cent je Liter 
billiger. Seit dem Jahreswechsel ver-
zichtet der Fiskus auf Kraftstoffsteuer 
und Mehrwertsteuer auf Benzin und 
Diesel bis Ende Mai. Alles, was der 
Bundesregierung dazu einfällt, ist, die 
Bundespolizei anzuweisen, dass nie-
mand mehr als 20 Liter Treibstoff in 
Benzinkanistern über die Grenze be-
fördert. Bei einem noch größeren 
Preisunterschied als bisher lohnen 
sich nun auch weitere Fahrten nach 
Polen zum Einkaufen. Ungarn verzich-
tet zwar nicht auf das Steueraufkom-
men aus Treibstoff, aber die Regierung 
hat den Preis gedeckelt, weil die Mine-
ralölkonzerne in den letzten Monaten 
immer wieder die Preise angehoben 
haben. Während die Autofahrer hoch 
erfreut sind, jammern nun die Tank-
stellenpächter in Ungarn. F.B.

Stehen symbolisch für die beiden Bereiche: Ein Mercedes-Lkw und ein Pkw Foto: Daimler AG



FLORIAN STUMFALL

V on allen bürgerlichen Freihei-
ten, die grundlegend zu einer 
offenen Ordnung gehören, ist 
das Recht der freien Mei-

nungsäußerung wahrscheinlich insofern 
die im Alltag spürbarste, als ein jeder stän-
dig von ihr Gebrauch macht, bewusst oder 
unbewusst, in persönlichen Belangen wie 
im Zusammenhang mit den öffentlichen. 
Daher ist ihr Verlust auch spürbar, wenn 
er kleine Dinge betrifft. Im Grundgesetz, 
Artikel 5, lautet daher der erste Abschnitt: 
„Jeder hat das Recht, seine Meinung in 
Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und 
zu verbreiten und sich aus allgemein zu-
gänglichen Quellen ungehindert zu unter-
richten. Die Pressefreiheit und die Frei-
heit der Berichterstattung durch Rund-
funk und Film werden gewährleistet. Eine 
Zensur findet nicht statt.“ 

Soweit Rechtslage und Theorie. In der 
Wirklichkeit indes sieht es bisweilen ganz 
anders aus. So findet etwa das Autoren-
team der Internetseite „achgut“ des Pub-
lizisten Henryk M. Broder reichlich An-
lass, misstrauische Betrachtungen über 
die Wirkkraft jenes Grundgesetzartikels 
anzustellen. In der Ausgabe vom 3. Januar 
richtet der Herausgeber das Wort an seine 
Leserschaft: „Sie haben es vermutlich 
mitbekommen, daß achgut.com auf You-
Tube nicht mehr zu finden ist. YouTube 
hat uns komplett gelöscht.“ Dabei handelt 
es sich um sämtliche Videos der Seite, 
mehrere Hundert Beiträge, obwohl nur 
eine kleine Anzahl davon beanstandet 
worden ist. Die Begründung lautet durch-
gehend: „Verstoß gegen die Gemein-
schaftsstandards“. 

Angriffe auf Henry M. Broder
Die erste Erkenntnis daraus lautet also: 
Eine Zensur findet doch statt. Es hat aber 
eine besondere Bewandtnis damit. Die 
Maßnahmen von YouTube gegen „ach-
gut“ gründen auf einem Gesetz aus der 
Ära Merkel zu einer Zeit als der unselige 
Heiko Maas noch Justizminister war. Der 
Name des unrühmlich bekannten Mach-
werks ist „Netzwerkdurchsetzungsge-
setz“, worunter sich niemand etwas vor-
stellen kann. Daran aber schließt sich 
unmittelbar die zweite Erkenntnis: Geset-
ze, deren Inhalt den Bürgern nicht be-
wusst werden soll, erhalten unverständ-
liche Bezeichnungen. Das ist nicht erst 
seit Orwell so, ein Zeichen freiheitlicher 
Verhältnisse aber war das nie. 

Die Besonderheit dieses Gesetzes-
Monstrums liegt darin, dass es nicht der 
Staat ist, welcher die Verbreitung einer 
Meinung unterbindet, sondern das Ge-
setz überträgt diese Aufgabe an Medien-
unternehmen aller Art. Der Staat hat die 
Zensur privatisiert. Dass aber diese vom 
Staat delegierte Aufgabe redlich erfüllt 
wird, dafür sorgen Strafandrohungen bis 
in Millionenhöhe. Das Recht, seine Mei-
nung zu verbreiten, besteht nur noch in-
soweit, als diese Meinung den „Gemein-
schaftsstandards“ entspricht. Die dritte 
Erkenntnis lautet: Die Geschäftsbedin-

gungen eines privaten Unternehmens ha-
ben mehr Rechtskraft als ein Grundge-
setzartikel, der zu denjenigen gehört, die 
auch nicht mit einer Zwei-Drittel-Mehr-
heit abgeschafft werden können. Abge-
schafft wird er ja auch nicht, nur außer 
Kraft gesetzt. 

Henryk M. Broder und sein „achgut“ 
sind natürlich nicht das einzige Beispiel 
für derartig skandalöse Zustände, aber es 
eignet sich als Exempel ganz vorzüglich. 
Hier kommt nämlich ein weiterer Akteur 
ins Spiel, ein US-amerikanisches Unter-
nehmen mit Namen NewsGuard. Dieses 
ist ein Wirtschaftsunternehmen, das für 
seine Kunden Meldungen sortiert nach 
vertrauenswürdig oder weniger oder aber 
gar nicht. Das dient dazu, den Firmen die 
Entscheidung darüber zu erleichtern, wie 
sie ihre Anzeigen politisch korrekt unter-
bringen können. Eine politische Vorzen-
sur zur Optimierung der Werbestrategie. 
Gleichzeitig ist das eine ergänzende Maß-
nahme zur Gehirnwäsche der Bevölke-
rung bei allen Themen von Corona übers 
Klima bis zu Fleischkonsum und Zuwan-
derung. 

Um aber auf „achgut“ zurückzukom-
men, so wurde diese Seite, wie dort nach-
zulesen, schon vor einigen Jahren zum 
Zielobjekt der Werbeagentur „Scholz & 
Friends“, die für die Bundesregierung wie 
für die EU-Kommission arbeitete, und 
hier von einem gewissen Gerald Hensel, 
dem Strategen des Unternehmens. Unter 

dem Motto „kein Geld für rechts“ wurden 
demnach Werbekunden von „achgut“ mit 
Rufmord bedroht und genötigt, ihre Auf-
träge zu stornieren. Damals bezog auch 
die „FAZ“ klare Stellung gegen solche Me-
thoden. „achgut“ zitiert: „Wer auf so et-
was setzt, erst recht als Stratege einer 
Werbeagentur, bringt die wirtschaftliche 
Macht gegen die Meinungsvielfalt und die 
Pressefreiheit in Stellung.“ 

Veranlassung durch die Politik
Er tut das allerdings auf Veranlassung 
durch die Politik. Die Werbeagentur 
„Scholz & Friends“ jedenfalls bekam dar-
aufhin von einem Bundesministerium ei-
nen millionenschweren Werbeauftrag für 
die Aktion „Demokratie Leben“. 

NewsGuard fährt weiterhin seine An-
griffe auf Broder und sein Team. So be-
kommen Autoren regelmäßig Briefe der 
Zensur-Firma, in denen der Vorwurf er-
hoben wird, ein Artikel enthalte „falsche 
oder unbegründete Behauptungen“, und 
der Autor möge dazu Stellung nehmen. 
Dabei wird aber nicht gesagt, was eigent-
lich zu beanstanden sei. Das ist Nerven-
krieg im Guerillaformat. 

Gestützt wird dieser durch eine neue 
Waffe. Es geht um den Doppelbegriff von 
„Hass und Hetze“. Er wirkt als schlimms-
ter Verstoß gegen die politische Korrekt-
heit und gehört zu den Tabu-bewehrten 
Instrumenten, gegen die man nicht argu-
mentieren darf. Wo der Vorwurf „Hass 
und Hetze“ ertönt, verstummt jeder Wi-
derspruch, und die Verdammnis ist schon 
gewiss. „Hass und Hetze“ beansprucht 
Gesetzeskraft, wobei es eine auserwählte 
selbst ernannte Gruppe ist, die sich dieser 
Parole bedienen darf. 

Daher wirkt sie auch nur in eine Rich-
tung, diejenige der Auserwählten, wie ja 
überhaupt die Politik der überlegenen 
Moral immer ein klares Feindbild braucht. 
Das gilt für die Zuteilung von Rederech-
ten im Rahmen der neuen Meinungsfrei-
heit ebenso wie für die persönliche Le-
bensführung der Menschen, die ständig 
an ihren „CO2-Fußabdruck“ gemahnt 
werden, oder die „wertebasierte“ feminis-
tische Außenpolitik, die diesem Staat neu-
erdings verordnet worden ist und der es 
an Feindbildern nun wirklich nicht fehlt. 
Die Hartherzigkeit der Tugendsamen fei-
ert ihre Triumphe.

BODO BOST

Während Deutschland zum Jahresende 
mit Brokdorf, Grohnde und Gundrem-
mingen drei seiner letzten sechs Atom-
meiler abgeschaltet hat, hat die Regie-
rung Polens entschieden, dessen erstes 
Kernkraftwerk ab 2026 in Pommern, 
besser gesagt in Kaschubien, in der Nä-
he der 1300-Einwohner-Gemeinde Go-
tendorf/Chottschow [Choczewo], zu 
bauen. Auch Frankreich plant in Zu-
kunft den Bau weiterer Atommeiler und 
hat sogar bei der EU-Kommission bean-
tragt, die Kernenergie, aus der Deutsch-
land trotz historisch hoher Energieprei-
se weiterhin aussteigen will, als grüne 
Energie anerkennen zu lassen. 

Sollte dieser Antrag genehmigt wer-
den – und vieles sieht danach aus –, wer-
den auch wieder Zuschüsse zum Bau 
neuer Kernkraftwerke von der EU, also 
auch und vor allem vom Nettozahler 
Deutschland, in die Kernkraft fließen, 
ob den Grünen das Recht ist oder nicht. 
Die Fronten der Energiepolitik könnten 
zu Beginn des Jahres 2022 innerhalb der 
EU nicht konträrer sein. 

Das erste polnische Kernkraftwerk 
wird nicht weit entfernt von der Ostsee 
entstehen. Deshalb können Baumateria-
lien und technische Ausrüstung für den 
Bau per Schiff angeliefert werden. Nach 
Gotendorf/Chottschow soll in der Repu-
blik Polen alle zwei bis drei Jahre ein 
neues Kernkraftwerk den Betrieb auf-
nehmen, bis 2043 werden es sechs sein. 

Atomstrom aus dem Ausland
Die neuen Atomreaktoren sollen aller-
dings nicht nur als Überbrückungsener-
gieerzeuger für die Kohlekraftwerke 
dienen, die abgeschaltet werden müs-
sen, um die von der EU eingeforderten 
„Klimaziele“ zu erreichen. Alle sechs 
neuen Kernkraftwerke werden in den 
Oder-Neiße-Gebieten liegen, das heißt 
im Westteil der Republik Polen, also 
nicht weit von den Grenzen der Bundes-
republik entfernt. 

Ebenso wie die Franzosen, deren 
größtes Kernkraftwerk Cattenom/Kat-
tenhofen in Lothringen in Sichtweite 
des Saarlandes liegt, werden auch die 
Polen auf den deutschen Markt speku-
lieren. Denn mit der waghalsigen deut-
schen Energiewende zugunsten Erneu-
erbarer Energien, die den Strompreis in 
die Höhe schnellen lässt, braucht 
Deutschland zusätzlich Stromlieferan-

ten für die Zeiten, in denen Windräder 
stillstehen und die Sonne nicht scheint. 
Die Gasenergie, die Deutschland als 
Übergangsenergie ausgewählt hat, wird, 
wenn der Konflikt um die Ukraine und 
Nord Stream 2 weiter hochkocht, derart 
teuer werden, dass die Deutschen gerne 
auf die Kernkraft der Nachbarn zurück-
greifen werden. Das wissen die Polen 
und die Franzosen. Deshalb bauen sie 
ihre Kernkraftwerke in der Nähe der 
Bundesrepublik, die bald nicht mehr 
über diese Energie verfügen wird, und 
die dafür umso mehr von ihren Grenz-
nachbarn beziehen muss.

„Hässlich, aber reich“
Auch Polen hätte wie Deutschland seine 
Braunkohle-Kraftwerke sofort auf Er-
neuerbare Energiequellen umstellen 
können. Stattdessen plant man mit der 
Kernkraft. Dafür sind massive Investiti-
onen von 30 Milliarden Euro notwendig. 
Die US-Firma Westinghouse hofft dabei 
auf einen Vertrag zum Bau der Kraftwer-
ke in der Republik Polen. 

Neben der Republik Polen wird auch 
die Slowakei bald ihr erstes Kernkraft-
werk in Betrieb nehmen. Durch den ge-
meinschaftlichen sogenannten Corona-
Aufbaufonds, bei dem Deutschland 
größter Nettozahler ist, wird Deutsch-
land am neuen Aufbau der Kernenergie 
in seinen östlichen Nachbarstaaten via 
EU finanziell kräftig teilhaben.

In Gotendorf/Chottschow soll Meer-
wasser zur Kühlung des Reaktors ver-
wendet werden. Bisher nutzen vor allem 
wärmere Länder die Salzwasserkühlung. 
In Europa müssen im Sommer regelmä-
ßig Kernkraftwerke gedrosselt werden, 
um die Flüsse, in die sie ihr Kühlwasser 
ablassen, nicht zu überhitzen. Das neue 
polnische Kernkraftwerk wird sein Was-
ser in der Danziger Bucht, in der es viele 
Strände gibt, und an der pommerschen 
Ostseeküste abkühlen und das dortige 
Meerwasser erwärmen.

Wiesław Gębka, Chottschows Bür-
germeister, sagte im Fernsehsender 
TVN, er erwarte von dem Projekt, dass 
seine Gemeinde damit „hässlich, aber 
reich“ werde. Laut Regierungsangaben 
liegt die Zustimmung zu dem neuem 
Atomprogramm landesweit bei 74 Pro-
zent. Das unabhängige Meinungsfor-
schungsinstitut PBS stellte im Oktober 
fest, dass 63 Prozent der Bewohner der 
betroffenen Gemeinden für den Bau ei-
nes Kernkraftwerks in ihrer Region sind.

Hat „wirtschaftliche Macht gegen die Meinungsvielfalt und die Pressefreiheit in Stellung“ gebracht: Gerald Hensel

Die Hartherzigkeit 
der Tugendsamen 

feiert ihre Triumphe

ANALYSE

KOLUMNE
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„Eine Zensur ... findet statt“

Lukrative Atomkraft

b Der Autor ist ein christsoziales  
Urgestein und war lange Zeit  
Redakteur beim „Bayernkurier“. 
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Der vor 460 Jahren verstorbene Lübecker 
Maler Hans Kemmer (um 1495–1561) fei-
ert Ausstellungspremiere. Im Lübecker 
St.-Annen-Museum, einem früheren Non-
nenkloster, sind in „Cranach – Kemmer – 
Lübeck. Meistermaler zwischen Renais-
sance und Reformation“ 22 der ihm zu-
geschriebenen 29 Bilder zu sehen. Hinzu 
treten 42 Gemälde und Grafiken von Lu-
cas Cranach dem Älteren (1472–1553), sei-
nen Mitarbeitern und einigen zeitgenössi-
schen Lübecker Künstlern.

Die im Vorfeld durchgeführte Unter-
suchung der Gemälde Kemmers mittels 
Infrarotreflektografie machten Unter-
zeichnungen sichtbar, deren besondere 
Merkmale sich auch bei mehreren der in 
der Cranach-Werkstatt gemalten Bilder 
finden. Das veranlasst Dagmar Täube, Di-
rektorin des St.-Annen-Museums, Kem-
mer als einen Meisterschüler Cranachs zu 
bezeichnen. Vermutlich war er ab 1515 in 
der Wittenberger Werkstatt tätig und 

kehrte spätestens 1522 in seine Heimat-
stadt Lübeck zurück.

Maler zweier Konfessionen
Zu den neuerdings Kemmer zugeschrie-
benen Gemälden aus Cranachs Werkstatt 
gehört eine beidseitig von ihm und min-
destens einem weiteren Mitarbeiter be-
malte Tafel (1515–1520). Sie zeigt auf der 
einen Seite die Seelen zweier Verstorbe-
ner, die von Engeln einer Schar von Heili-
gen vorgestellt werden, und auf der ande-
ren die „Heilige Dreifaltigkeit“: Gottvater 
präsentiert seinen ans Kreuz genagelten 
toten Sohn. Auf dem Querbalken sitzt die 
Taube des Heiligen Geistes. Noch Jahr-
zehnte später griff Kemmer auf dieses von 
Cranach entwickelte Motiv zurück, wie 
die von ihm 1540 bemalte „Timmer-
mann’sche Hochzeitsschüssel“ veran-
schaulicht.

Das von Kemmer 1530 gemalte Tafel-
bild: „Christus und die Ehebrecherin“ hat 

für die Forschung hohen Stellenwert, da 
es eines der wenigen von ihm sowohl sig-
nierten als auch datierten ist. Dieses Bild-
thema und mehr noch das Lehrbild „Ge-
setz und Gnade“, das sowohl in einer 1529 
von Cranach gemalten als auch einer von 
Kemmer um 1545 geschaffenen Fassung 
ausgestellt ist, gelten als typische Beispie-
le der reformatorischen Kunst. Aber wie 
Cranach bediente Kemmer neben der 
neuen evangelischen auch die altgläubige 
Kundschaft, was die Schau mit einem sei-
ner letzten Werke belegt. Es zeigt den 
papsttreuen Domherrn Christoph Tiede-
mann (1556). V.-M. Thiede

b Bis 6. Februar im St. Annen-Museum, 
St.-Annen-Straße 15, Lübeck, geöffnet 
Dienstag bis Sonntag von 11 bis 17 Uhr. Ein-
tritt: 8 Euro. Telefon (0451) 1224137, Inter-
net: www.st-annen-museum.de. Der Kata-
log (Hirmer Verlag) kostet im Museum 
39,90 Euro, im Buchhandel 49,90 Euro.

AUSSTELLUNG

Im Nonnenkloster weht ein reformatorischer Geist
Cranachs Meisterschüler – Lübeck stellt mit Hans Kemmer einen bedeutenden Maler der Renaissance- und Lutherzeit vor

Ist Kemmer neu zugeschrieben worden: „Heilige Dreifaltigkeit“ (1515–1520)

VON VEIT-MARIO THIEDE

L uther dolmetscht auf der Wart-
burg. Die Normannen besetzen 
Mannheim. In Trier geht das 
Römische Reich unter. Und in 

Berlin posiert die „Prinzessinnengruppe“. 
Diese und viele weitere Ausstellungen we-
cken Vorfreude auf Museumsbesuche im 
neuen Jahr – aber nur, wenn die Pandemie 
einem den Spaß nicht wieder verdirbt.

Am 18. Dezember 1521 begann Martin 
Luther auf der Wartburg mit der Überset-
zung des Neuen Testaments aus dem 
Griechischen ins Deutsche. Nach elf Wo-
chen war die „Rohfassung“ vollendet. 
Doch das Projekt der Verdolmetschung 
der Bibel beschäftigte ihn bis ans Lebens-
ende 1546. Unter Hinzuziehung von Phi-
lipp Melanchthon und weiteren Mitarbei-
tern entstand als erste Druckfassung am 
21. September 1522 das mit Holzschnitten 
aus der Werkstatt Lucas Cranachs des Äl-
teren illustrierte sogenannte September-
testament. Die erste Vollbibel erschien 
1534. Damit war die Basis für eine einheit-
liche deutsche Schriftsprache geschaffen. 

Schadows „Prinzessinnengruppe“
Das 500. Jubiläum der Bibelübersetzung 
wird vom 4. Mai bis 6. November auf der 
Wartburg in Thüringen mit der Ausstel-
lung „Luther übersetzt“ gefeiert. Aus-
gangspunkt der Präsentation ist die Lut-
herstube, in welcher der Reformator mit 
seiner Übersetzung begann. Die Schau 
würdigt seine Leistung und lädt das Pub-
likum ein, sich in der Übersetzerwerkstatt 
selbst im Dolmetschen zu versuchen. 
(www.wartburg.de)

Luthers ranghöchster deutscher Ge-
genspieler war Kardinal Albrecht von 
Brandenburg. Nachdem seine bevorzugte 
Residenzstadt Halle an der Saale 1541 zum 
lutherischen Glauben übergetreten war, 
zog er sich mitsamt seinem reichen 
Kunstbesitz nach Aschaffenburg zurück. 
Thomas Schauerte, der Direktor der 
Aschaffenburger Museen, nutzt das Jubi-
läumsjahr des „Septembertestaments“ als 
willkommene Gelegenheit, mit der vom 
15. Oktober bis 8. Januar 2023 im Stifts-

museum laufenden Ausstellung „Cra-
nach, Luther und der Kardinal“ die Ambi-
valenz der frühen Reformationsjahre vor 
Augen zu führen. Gemeinhin gilt Cranach 
als Maler der Reformation. Doch Schauer-
te weist auf die katholischen Ursprünge 
hin: „Kardinal Albrecht war der wichtigste 
Auftraggeber der Cranach-Werkstatt“. 
(www.museen-aschaffenburg.de)

Bereits 1525 führte Georg der Fromme 
in seinem Markgraftum Brandenburg-
Ansbach den lutherischen Glauben ein. In 
seiner ehemaligen Residenzstadt Ansbach 
wird vom 25. Mai bis 6. November die Bay-
erische Landesausstellung „Typisch Fran-
ken?“ gezeigt. Sie ist im Orangeriegebäu-
de als Wanderung durch neun fränkische 
Regionen angelegt. Der Besucher ent-
deckt die geschichtliche und regionale 
Vielfalt Frankens, das sich aus ganz unter-
schiedlichen ehemaligen Herrschaftsge-

bieten wie der freien Reichsstadt Nürn-
berg, den Fürstbistümern Bamberg und 
Würzburg oder auch der Markgraftum 
Brandenburg-Bayreuth zusammensetzt. 
Markgräfin Wilhelmine, die Lieblings-
schwester Friedrich des Großen, kommt 
ebenso zu Ehren wie Reichskanzler Otto 
von Bismarck, der in Bad Kissingen 15 Ku-
ren absolvierte. (www.hdbg.de)

Die Quadriga auf dem Brandenburger 
Tor sowie die Denkmäler für Friedrich 
den Großen und Martin Luther sind 
Hauptwerke Johann Gottfried Schadows. 
Seine allerschönste Schöpfung aber ist die 
„Prinzessinnengruppe“. Sie stellt Luise 
und Friederike von Preußen dar. Seit der 
letzten Schadow gewidmeten Retrospek-
tive haben die Wissenschaftler viele neue 
Erkenntnisse zu seinem Schaffen, Werk-
stattbetrieb und seinen Arbeitsmethoden 
gewonnen. Es ist also Zeit für eine neue 

Retrospektive. Sie wird vom 19. Oktober 
bis 19. Februar 2023 unter dem Titel „Be-
rührende Formen“ in der Alten National-
galerie Berlin präsentiert. Besondere Auf-
merksamkeit erfährt die „Prinzessinnen-
gruppe“. Erstmals werden das 1795 ange-
fertigte Gipsoriginal und das 1797 vollen-
dete Marmororiginal gemeinsam zu sehen 
sein. (www.smb.museum)

Atmosphärischer Ausklang
Mit Ausstellungspremieren warten Spey-
er, Mannheim und Trier auf. Das Histori-
sche Museum der Pfalz in Speyer zeigt 
vom 16. Oktober bis 16. April 2023 „Die 
Habsburger im Mittelalter“. Dort im Kai-
serdom ist Rudolf I. bestattet. Er wurde 
1273 als erster Habsburger zum König des 
Heiligen Römischen Reiches gewählt. Mu-
seumsleiter Alexander Schubert kündigt 
an, dass die Schau erstmals den Aufstieg 

der Dynastie von König Rudolf I. bis zu 
Maximilian I. nachzeichnet, der sich 1508 
zum „Erwählten Römischen Kaiser“ aus-
rufen ließ. (museum.speyer.de) 

„Der Untergang des Römischen Rei-
ches“ ist zum ersten Mal Ausstellungsthe-
ma. In Trier beschäftigen sich vom 25. Ju ni 
bis 27. November gleich drei Ausstellungs-
häuser mit ihm. Im Rheinischen Landes-
museum berichten hochrangige interna-
tionale Leihgaben aus dem 4. und 5. Jahr-
hundert von den Faktoren und Ursachen, 
die den Untergang herbeiführten. Das ent-
standene Machtvakuum machte sich die 
christliche Kirche zunutze, wie die Aus-
stellung „Im Zeichen des Kreuzes – Eine 
Welt ordnet sich neu“ im Museum am 
Dom veranschaulicht. Das Stadtmuseum 
Simeonstift steuert die Schau „Das Erbe 
Roms. Visionen und Mythen in der Kunst“ 
bei. (untergang-rom-ausstellung.de)

„Die Normannen“ werden erstmals im 
deutschsprachigen Raum einer umfassen-
den Betrachtung unterzogen. Die vom  
18. September bis 26. Februar 2023 in den 
Mannheimer Reiss-Engelhorn-Museen 
laufende Schau begibt sich mit 350 wert-
vollen Objekten aus dem 8. bis 13. Jahr-
hundert auf die Spuren der Nordmänner 
von Skandinavien bis nach Sizilien und 
von der Normandie bis nach Byzanz. 
(www.rem-mannheim.de)

Er ist alltäglich – und doch jeden Tag 
wieder etwas Besonderes: der Sonnenun-
tergang. Über ihn lässt die Pressestelle 
der Kunsthalle Bremen verlauten: „Aus 
dem Blickwinkel der Kunst ist das allzu 
beliebte Motiv tief gesunken: Es gilt als 
kitschig.“ Aber die Kunsthalle schickt sich 
zum Rettungsmanöver an. Vom 26. No-
vember bis 2. April 2023 zeigt sie: „Sunset. 
Ein Hoch auf die sinkende Sonne“. Sie 
umfasst Werke von der Romantik bis zur 
Gegenwart, etwa von Caspar David Fried-
rich, Claude Monet und Max Beckmann. 
Die Künstler feiern die Schönheit des 
Sonnenuntergangs, werten ihn als Sinn-
bild der Endlichkeit des Lebens oder un-
tersuchen die Phänomene zwischen 
Abendrot und Blauer Stunde. So atmo-
sphärisch kann das Jahr 2022 gerne aus-
klingen. (www.kunsthalle-bremen.de)

FO
TO

: T
H

IE
DE

Wartet geduldig auf die Besucher im neuen Jahr: Schadows „Prinzessinnengruppe“ in Berlins Alter Nationalgalerie Foto: ddp

Luther soll es wieder richten
Von „Septembertestamenten“ und Sonnenuntergängen – 2022 wollen die Museen mit zugkräftigen Ausstellungen Corona trotzen
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VEXILLOLOGIE

Dasselbe in Grün
Vor 225 Jahren folgte auf die französische die italienische Trikolore

Bikolore, also zweifarbige Flaggen mit 
gleichbreiten senkrechten oder auch waa-
gerechten Streifen, haben in der Ge-
schichte der Staats- und Herrschaftszei-
chen eine lange Tradition. Häufig leiten 
sie sich von entsprechenden Wappen ab, 
die in der Regel auch zweifarbig sind. Die 
Farbe des Motivs ist gemeinhin die obere, 
die des Untergrunds die untere. Preußens 
Flagge ist ein gutes Beispiel. Das Wappen 
zeigt einen schwarzen Adler auf weißem/
silbernem Grund, die dazugehörige Flag-
ge besteht aus einem oberen schwarzen 
und einem unteren weißen Streifen.

 Wie auch die preußische sind die Bi-
koloren meist quergestreift. Das bietet 
sich an. Zum einen sieht bei waagerech-
ten Streifen die Flagge von beiden Sei-
ten gleich aus. Zum anderen werden in 
der Regel nicht die einzelnen Flaggen-
farben, sondern die Kombination als 
spezifisches Symbol interpretiert, und 
diese Kombination tritt bei querge-
streiften Flaggen, bei denen die Grenz-
nähte zwischen den Streifen ungleich 
länger sind, viel stärker hervor als bei 
längsgestreiften.

Die französische Trikolore ist jedoch 
aus der Französischen Revolution her-
vorgegangen, und Revolutionen bre-
chen gerne mit Althergebrachtem. So 
hat Frankreichs Trikolore, wie der Na-
me schon verrät, drei statt zwei Farben, 
und diese sind auch noch senkrecht an-
geordnet. 

Wenn nun ein weiteres Land drei 
senkrechte Streifen zur Flagge hat, liegt 
der Verdacht nahe, dass das postrevolu-
tionäre Frankreich als Vorbild diente. 
Dieses gilt umso mehr, wenn eine Triko-
lore so sehr der französischen ähnelt wie 
die italienische. Man ersetze beim fran-
zösischen Dreifarb das Blau durch Grün 
und schon hat man den italienischen. 
Und in der Tat spiegelt die italienische 
Flagge französischen Einfluss wider.

Als Folge von Napoleon Bonapartes 
Italienfeldzug des Jahres 1796/97 im 
Rahmen des Ersten Koalitionskrieges 
gelangte Norditalien unter den Einfluss 
Frankreichs. Die Französische Republik 
initiierte dort die Gründung von Toch-
terrepubliken. Am 15.  November 1896 
wurde nördlich des Po die aus der Lom-
bardei mit Mailand und Mantua beste-
hende Transpadanische Republik ausge-
rufen. Am 27.  Dezember des Jahres 
konstituierte sich südlich des Po die aus 
den Städten Modena, Reggio, Ferrara 
und Bologna samt Umland gebildete 
Cis padanische Republik. 

In der lombardischen Metropole 
Mailand entstand um diese Zeit eine Le-
gione Lombarda. Am 6. November 1796 
erhielt die 1. Kohorte dieses Militärver-
bandes auf dem Mailänder Domplatz 
eine grün-weiße-rote Truppenfahne. 
Angeblich setzte sich diese Farbkombi-
nation zusammen aus den Stadtfarben 
Mailands, Weiß und Rot, und der Uni-

formfarbe der Mailänder Stadtmiliz seit 
1782. 

Diese Farbkombination wurde aufge-
griffen, als es nach der Gründung der Cis-
padanischen Republik im Saal des Stadt-

rats von Reggio Emilia darum ging, für 
den neuen Staat eine Flagge zu finden. 
Vor 225 Jahren, am 7. Januar 1797 gegen 
elf Uhr, wurde auf Vorschlag des Abge-
ordneten Giuseppe Compagnoni aus Lu-
go die grün-weiß-rote Trikolore als Flag-
ge der Republik beschlossen. Aus dem 
Grunde ist der 7. Januar in Italien heute 
ein staatlicher Gedenktag. Insbesondere 
im Stadtratssaal von Reggio Emilia, dem 
Sala del Tricolore, wird der Feiertag der 
Trikolore (Festa del Tricolore) jedes Jahr 
feierlich begangen.

Allerdings unterließen es die Abgeord-
neten an jenem 7. Januar vor 225 Jahren, 
die Ausrichtung der drei Streifen festzu-
legen. In der Praxis entschied man sich in 
der Cispadanischen Republik für eine 
konventionelle horizontale Anordnung.

In der Transpadanischen Republik 
griff man die Farbkombination auf, aller-
dings in der französischen senkrechten 
Variante. Am 29.  Juni 1797 wurden die 
Transpadanische und die Cispadanische 
Republik zur Cisalpinischen Republik zu-
sammengelegt, welche die senkrechte, 
französische Anordnung der drei Farben 
übernahm. Diese Cisalpinische Republik 
ging 1802 in der Italienischen Republik 
auf. Sowohl die Italienische Republik als 
auch das 1805 folgende Königreich Itali-
en hatten eine grün, weiß und rote Flag-
ge, aber mit einem völlig anderen Muster. 
Nach dem Ende der napoleonischen Zeit 
verschwanden im Zuge der Restauration 

auch die drei Farben erst einmal in der 
Versenkung.

Ab der 48er Revolution nutzte das 
Königreich Sardinien-Piemont die grün-
weiß-rote Trikolore, um Italien unter 
diesem Zeichen und seiner Führung zu 
einen. Die Flagge des 1861 gegründeten 
Königreichs Italien bildete dann die Tri-
kolore mit dem Wappen des Königshau-
ses Savoyen im Zentrum. 

1946 wurde Italien Republik und fol-
gerichtig das Wappen des vormaligen 
Herrscherhauses aus der Flagge entfernt, 
ein Vorgang, den wir in ähnlicher Form 
aus der Zeit des zusammenbrechenden 
Ostblocks kennen, als aus vielen traditio-
nellen Nationalflaggen die sozialisti-
schen Nachkriegsstaatssymbole aus de-
ren Zentrum entfernt wurden. 

Im Artikel 12 der 1948 in Kraft getre-
tenen Verfassung der Italienischen Repu-
blik heißt es: „Die Flagge der Republik ist 
die italienische Trikolore: grün, weiß und 
rot, in drei senkrechten Streifen von glei-
chem Ausmaß.“

Die genauen Farbtöne definiert erst-
mals die Regierung Berlusconi. Die drei 
Farben waren nun etwas gedämpfter, 
moderater als vor der Festlegung. Das 
gefiel der Linken gar nicht. Nach deren 
Regierungsübernahme 2006 wurden 
noch im selben Jahr kräftigere, grellere, 
leuchtendere Farbtöne festgeschrieben. 
Diese Regelung vom 28.  Juli 2006 gilt 
noch heute. M.R.

VON MANUEL RUOFF

I m Gegensatz zu Friedrich dem Gro-
ßen, in dessen Regentschaft der 
preußisch-österreichische Dualis-
mus in Deutschland begann, verhielt 

sein Vater, der Soldatenkönig Friedrich 
Wilhelm I., sich loyal zu den Habsburgern, 
die seit dem Mittelalter bis 1740 den Kaiser 
stellten. Letzterer wünschte deshalb eine 
Ehe seines ältesten Sohnes und designier-
ten Nachfolgers mit der am 8. November 
1715 in Wolfenbüttel geborenen Prinzessin 
Elisabeth Christine von Braunschweig-
Wolfenbüttel-Bevern, bei der es sich um 
eine enge Verwandte der Habsburger han-
delte. Um des Friedens mit seinem Vater 
willen war der preußische Kronprinz be-
reit, jede zu heiraten, sofern sie „nicht al-
bern und gar zu häßlich“ war. Der Vater 
beruhigte den Sohn, dass die Prinzessin 
„wohl aufgezogen ist, modeste und einge-
zogen; so müssen die Frauen sein. Die 
Prinzessin ist nit häßlich, auch nit schön. 
– Sie ist ein gottesfürchtiges Mensch. Gott 
gebe seinen Segen.“ 1732 wurde geheiratet. 

Für Friedrich war diese Ehe der Preis, 
den er für das Wohlwollen des Vaters und 
die Freiheit zahlte: „Die Ehe macht groß-
jährig und sobald ich das bin, bin ich Herr 
in meinem Hause.“ Während für Friedrich 
also die Ehe Mittel zum Zweck war, liebte 
Elisabeth Christine ihren Ehemann. 
„Wenn es ein Verbrechen ist an den König 
zu hängen, so rühme ich mich dessen. Je-
der Rechtschaffene muß ja einen solchen 
König wie den unsrigen lieben, der die 
Güte selber ist und es in vollem Maße ver-
dient, daß man ihn nicht blos aus Pflicht-
gefühl, sondern auch aus herzlicher Zu-
neigung liebt. So lange mir die Augen of-
fen stehen, werde ich diese meine Gefüh-
le nie und nimmer verändern“, schrieb sie 

ihrem geschätzten Bruder, als ihr Mann 
bereits König war. 

Die Tragik der Elisabeth Christine war, 
dass ihre Liebe zu Friedrich unerwidert 
blieb. Abgesehen von der Frage, ob Fried-
rich überhaupt in der Lage war, Frauen zu 
lieben, war sie still, bescheiden, an-
spruchslos und von strengem biblischen 
Glauben und damit so ganz anders als er. 
Angeblich sollen sich Gegensätze ja anzie-
hen, aber hier funktionierte das nicht. 

Wenn Friedrich auch sein Desinteres-
se an seiner Ehefrau nicht immer verhehl-
te, so war er doch klug genug, die Quali-
täten seiner Frau zu erkennen, und an-
ständig genug, dass sein Verstand zu kom-
pensieren versuchte, was sein Herz ihr 
versagte. Bereits als junger Ehemann 
wusste er, dass er der schlechteste Mensch 
auf der Welt sein müsse, wenn er seine 
Gemahlin nicht wahrhaft hochachten 
wollte. Frühzeitig differenzierte er: „Ich 
habe keinen Widerwillen gegen sie, sie ist 
ein gutes Herz, ich wünsche ihr nichts Bö-
ses, aber ich werde sie nie lieben können.“ 

Schon vor der Eheschließung wusste 
er, was er wollte: „Ich werde mich als Ga-
lanthomme verheirathen, das heißt, ich 
lasse Madame thun, was ihr gut dünkt und 
thue auf meiner Seite was mir gefällt. Ich 
werde mein Wort halten, ich werde mich 
verheirathen, aber nachher sehen Sie zu, 
was geschehen wird: Guten Tag, Madame, 
und guten Weg!“

Elisabeth Christine fügte sich in ihr 
Schicksal. Anfänglich lebte sie allein im 
Kronprinzenpalais. 1736 bezogen sie und 
ihr Mann das Schloss Rheinsberg. Begeis-
tert schrieb sie an ihren Schwiegervater, 
der seinem Sohn das Schloss geschenkt 
hatte: „Der Rheinsberger Aufenthalt ist 
mir so angenehm wie er nur immer sein 
kann, bin ich doch vereint mit dem liebs-

ten, das ich auf der Welt besitze.“ Auch 
noch mit jahrzehntelangem Abstand 
schwärmte sie rückblickend von dieser 
glücklichen Zeit. 

Diese endete mit dem Tod des Schwie-
gervaters und der Regierungsübernahme 
ihres Mannes. Von ihm erhielt sie im Ber-
liner Schloss eine Wohnung, die größer 
war als seine eigene sowie das Schloss 
Schönhausen als Sommerresidenz. Wenn 
auch gezwungenermaßen nicht an der 
Seite ihres Mannes, versuchte sie doch 
ihren Verpflichtungen als Repräsentantin 
des Staates und Landesmutter nachzu-
kommen. Preußen hatte nun zwei Höfe: 
den des Königs und den der Königin. 

Friedrich wusste ihren Dienst am 
Staat zu schätzen. So bat er seinen Leib-
arzt, „die Königin ohne Aufschub zu be-
suchen und sich mit den beiden anderen 
Ärzten von Berlin zu verbinden“ mit der 
bemerkenswerten Begründung: „Denken 
Sie daran, dass es sich um die teuerste und 
notwendigste Person für den Staat, für die 
Armen und für mich handelt.“

Friedrichs Sorge um das materielle 
Wohl seiner Ehefrau ging über den Tod 
hinaus. In seinem Testament forderte er 
seinen Neffen, Erben und Nachfolger auf, 
„ihr jene Hochachtung zu erweisen, die 
ihr als Witwe seines Oheims und als einer 
Fürstin, die nie vom Tudenpfade abgewi-
chen, gebühre“. Friedrich rannte damit 
offene Türen ein, sodass Elisabeth Chris-
tine ihren Lebensstil beibehalten konnte. 
Sie nahm auch weiterhin repräsentative 
Aufgaben wahr, wenn diese auch abnah-
men, gab es doch nun mit Friedrich Wil-
helms  II. Ehefrau Friederike Luise eine 
neue Königin. Elisabeth Christine über-
lebte ihren Mann um ein gutes Jahrzehnt 
und starb 81-jährig am 13. Januar 1797 im 
Berliner Schloss. 

ELISABETH CHRISTINE

Die Königin liebte den König. Der achtete sie
Die Ehefrau Friedrichs des Großen starb vor 225 Jahren

Königin Elisabeth Christine in Witwentracht: Ölgemälde von Anton Graff aus dem Jah-
re 1789 Foto: Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg
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Italiens Nationalflagge am Monumento a 
Vittorio Emanuele II in Rom
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VON WOLFGANG KAUFMANN

N eun Tage nach den Anschlä-
gen vom 11. September 2001 
proklamierte der US-Präsi-
dent George W. Bush den 

„Krieg gegen den Terror“. In diesem 
machten die Streitkräfte der Vereinigten 
Staaten zahlreiche Gefangene. Das warf 
die Frage auf, wie diese zu behandeln sei-
en. Der damalige Außenminister Colin 
Powell plädierte dafür, in jedem Falle die 
einschlägigen Regelungen der III. Genfer 
Konvention zu beachten, während man-
che Militärs für eine öffentliche Aburtei-
lung nach dem Vorbild der Nürnberger 
Prozesse votierten oder gar summarische 
Hinrichtungen forderten. 

Am Ende setzten sich die zivilen 
Rechtsberater aus dem Büro der General-
staatsanwaltschaft durch, welche die An-
sicht vertraten, dass der US-Präsident das 
Recht habe, ungesetzliche Kombattanten 
(unlawful combatants) im Ausland auf un-
bestimmte Zeit und ohne ordentliches Ge-
richtsverfahren oder Rücksicht auf die 
Genfer Konvention festsetzen zu lassen. 
Am 13.  November 2001 unterzeichnete 
Bush eine entsprechende Anordnung.

Inhaftiert wurden die Gefangenen in 
der auf kubanischem Territorium liegen-
den Guantanamo Bay Naval Base (GTMO) 
der US Navy. Die Errichtung des Stütz-
punktes war aufgrund eines später stark 
umstrittenen Pachtvertrages mit dem Ka-
ribikstaat aus dem Jahre 1903 erfolgt, der 
1934 unbefristet verlängert wurde. 

Die ersten 20 Gefangenen, denen 
vorgeworfen wurde, Mitglieder islami-
scher Terrororganisationen zu sein, tra-
fen vor 20 Jahren, am 11. Januar 2002, in 
der GTMO ein, wo man sie zunächst in 
die Gitterkäfige von Camp X-Ray sperrte. 
Daneben entstanden später die weiteren 
Lager Camp Delta, Camp Iguana, Camp 
Platinum, Camp No und Penny Lane. 
Dort saßen in den letzten 20 Jahren ins-
gesamt 779 angebliche ungesetzliche 
Kombattanten aus mehr als 40 Ländern 
ein, darunter auch rund zwei Dutzend 
Kinder und Jugendliche.

Haft ohne Gerichtsverfahren
Überwiegend waren die Häftlinge nicht 
von US-Truppen, sondern von pakistani-
schen und afghanischen Kräften gefangen 
genommen und gegen ein Kopfgeld ausge-
liefert worden. Vielen dieser Personen 
konnten keinerlei feindselige Handlungen 
gegen die USA nachgewiesen werden. Bei 
anderen handelte es sich eher um kleine 
Fische aus der Dschihadistenszene. 

Darüber hinaus kamen aber auch einige 
hochrangige Terroristen nach Guantana-
mo. Prominentestes Beispiel hierfür ist 
Chalid Scheich Mohammed, der mutmaß-
liche Chefplaner der Anschläge vom 
11. September und zahlreicher weiterer At-
tentate sowie Mörder des US-Journalisten 
Daniel Pearl. Er gehörte gemeinsam mit 
den ebenfalls in der GTMO inhaftierten 
Ramzi Binalshibh, Mustafa al-Hawsawi, 
Ammar Al-Baluchi und Walid bin Attash 
zur Kerngruppe von al-Kaida, die für den 
Tod mehrerer Tausend Menschen verant-
wortlich ist. Von einer sehr verfestigten 
dschihadistischen Gesinnung bei manchen 
Insassen des Lagers zeugt die Tatsache, 
dass sie nach der Entlassung erneut zum 
Mittel der Gewalt griffen. So wie Abu-Za-
kariya al-Britani alias Jamal Udeen al-Ha-
rith alias Ronald Fiddler. Der britische 
Konvertit saß von 2002 bis 2004 in Guan-
tanamo ein und endete später als Selbst-
mordattentäter im Irak. Möglicherweise 
kehrten über einhundert ehemalige Insas-
sen der GTMO in den Krieg zurück.

Bald nach der Inbetriebnahme des La-
gers auf Kuba wurden Foltervorwürfe laut. 
Diese kamen unter anderem vom Interna-
tionalen Komitee vom Roten Kreuz, Am-
nesty International und den Vereinten 
Nationen. Zu den teilweise höchst perfi-
den Misshandlungen zählte nicht zuletzt 
das simulierte Ertränken namens „Water-
boarding“ – bei Chalid Scheich Moham-
med wurde diese Form der Folter gleich 
183 Mal angewendet. Die Folterungen gel-

ten neben der generellen Missachtung der 
Genfer Konvention bei der Behandlung 
der Lagerinsassen als Hauptgrund für die 
zahlreichen Suizidversuche von Häftlin-
gen in Guantanamo, von denen sechs er-
folgreich waren. Abgesehen von den Moti-
ven stellte sich die Frage, wieso es bei ei-
nem finanziellen Aufwand für die Hochsi-
cherheitsverwahrung und Bewachung der 
Inhaftierten in Höhe von 13 Millionen US-
Dollar pro Mann und Jahr überhaupt zu 
Suiziden kommen kann.

Foltervorwürfe des Roten Kreuzes
Auch Spitzenrepräsentanten der westli-
chen Wertegemeinschaft kritisierten 
Guantanamo – ohne daraus allerdings For-
derungen nach Sanktionen abzuleiten. So 
meinte beispielsweise Bundeskanzlerin 
Angela Merkel vor 16 Jahren: „Eine Institu-
tion wie Guantánamo kann und darf auf 
Dauer so nicht existieren. Es müssen Mit-
tel und Wege für einen anderen Umgang 
mit den Gefangenen gefunden werden.“ 

Selbst US-Präsident Barack Obama 
schloss sich der Kritik an. Allerdings be-
zweifelte er eher die Zweckmäßigkeit als 
die Rechtmäßigkeit des Lagers, wenn er 
2009 in seiner Rede zur nationalen Sicher-
heit beklagte: „Die Existenz von Guanta-
namo hat wahrscheinlich mehr Terroris-
ten auf der Welt geschaffen, als jemals 
dort inhaftiert wurden.“ Denn Guantana-
mo sei kein Instrument für die Terroris-
musbekämpfung gewesen, „sondern wur-
de zu einem Symbol, das der al-Kaida half, 
Terroristen für ihre Sache zu rekrutieren“. 

Es sei Schaden an der moralischen Autori-
tät seines Landes entstanden.

Selbst in den USA umstritten
Vor dem Hintergrund der wachsenden na-
tionalen und internationalen Empörung 
über die Zustände in der GTMO sowie die 
völkerrechtlich unstatthafte Verweigerung 
von ordentlichen Gerichtsverfahren zur 

Feststellung der individuellen Schuld der 
Eingesperrten, die im Juni 2006 selbst den 
Obersten Gerichtshof der USA veranlasste, 
von einem Verstoß gegen die US-Verfas-
sung und das geltende Kriegsrecht zu spre-
chen, unterzeichnete Präsident Obama 
zwei Tage nach seinem Amtsantritt, am 
22. Januar 2009, ein Dekret zur Schließung 
des Lagers binnen Jahresfrist. Allerdings 
scheiterten die Pläne Obamas. Zum einen 
gab es massiven Widerstand gegen die Ver-
legung von nachweislich gefährlichen 
Dschihadisten in Haftanstalten auf dem 
Territorium der USA. So blockierte der US-
Senat am 20.  Mai 2009 mit 90 zu sechs 
Stimmen die Freigabe der finanziellen Mit-
tel für die Überstellung der Gefangenen. 

Zum anderen erwies es sich auch als 
ausnehmend schwierig, Staaten zu finden, 
die bereit waren, aus der GTMO entlasse-
ne Häftlinge aufzunehmen. Hierfür muss-
ten die USA viele Zugeständnisse an frem-
de Regierungen machen. Somit existierte 
das Lager bis zum Ende von Obamas 
Amtszeit am 20. Januar 2017 weiter. An-
fang 2017 hatte es noch 41 Insassen. 

Obamas Nachfolger Donald Trump 
unterzeichnete eine Anordnung, die Zel-
lentrakte auf unbestimmte Zeit offen zu 
halten. Dessen Nachfolger Joe Biden kün-
digte bei der Amtsübernahme am 20. Ja-
nuar an, prüfen zu lassen, ob eine Schlie-
ßung bis 2024 möglich sei. Aktuell sitzen 
in der GTMO noch 39 Häftlinge ein, dar-
unter auch Chalid Scheich Mohammed, 
gegen den seit 2008 ein Militärgerichts-
prozess wegen 2973-fachen Mordes läuft.

Guantanamo vor knapp zwei Jahrzehnten: Ein Häftling wird von US-Militärwachen zum Verhör im Camp X-Ray eskortiert

GUANTANAMO

„Kann und darf auf Dauer so 
nicht existieren“

Seit zwei Jahrzehnten betreiben die Vereinigten Staaten  
von Amerika auf Kuba ihr Gefangenenlager

DROSTE-HÜLSHOFF

Sondermarke 
zum runden 
Geburtstag

Den 225.  Geburtstag der deutschen 
Schriftstellerin und Komponistin An-
nette von Droste-Hülshoff kommen-
den Mittwoch würdigt das Bundesfi-
nanzministerium mit einer Sonder-
briefmarke, die seit vergangenem 
Montag in den Verkaufsstellen der 
Deutschen Post erhältlich ist. Das 
Sonderpostwertzeichen „225.  Ge-
burtstag Annette von Droste-Hüls-
hoff“ und die Ersttagsstempel wur-
den von dem Designer und Professor 
an der Hochschule für Künste Bre-
men Eckhard Jung gestaltet.

Für die Marke wurde auf eine der 
bekanntesten Darstellungen der be-
deutenden deutschsprachigen Dichte-
rin des 19. Jahrhunderts zurückgegrif-
fen. Das Porträtgemälde im blauen 
Brokatkleid ließ die Dargestellte im 
Jahre 1838 gleich nach Erscheinen ih-
rer ersten Gedichtausgabe von Johann 
Joseph Sprick fertigen. Von dem dem 
Biedermeier zugerechneten Künstler 
in Münster ließ sich die auf Burg Hüls-
hoff bei Münster geborene Künstlerin 
gleich mehrfach porträtieren.

Zwei Jahre nach Fertigstellung 
des Gemäldes und vor des Malers 
Tod schrieb die Porträtierte an ihre 
Schwester Jenny: „Vorerst sitzt der 
Maler Sprick in Münster, mit Frau 
und sechs Kindern, wovon das jüngs-
te mein Päthchen ist, und die Leute 
verhungern beinah ... Da ich sie nun 
gut kenne und zuweilen hin gehe, so 
kann ich das unmöglich so ansehn, 
und lasse dann, wenn ich merke, daß 
es zu elend steht, von Zeit zu Zeit ein 
kleine Oelportrait mahlen, das Stück 
zu 2 Louisdor, damit sie sich so hin-
schleppen, bis ... der Kunstverein im 
Herbste Spricks ... sehr schönes Oel-
bild, Abrahams Opfer, gekauft hat ... 
Dann ist vorerst geholfen und er 
kömmt dann auch in Ruf – ich aber 
komme bis dahin zu einem sehr lee-
ren Beutel, da ich, unter uns gesagt, 

dieses Jahr schon 5 Bilder habe mah-
len lassen.“

Spricks Bild wird auf der Marke 
kombiniert mit der viert-, der vor- und 
der letzten Zeile aus Droste-Hülshoffs 
dem Biedermeier beziehungsweise der 
Romantik zugeordneten Gedicht „Am 
Turme“ aus dem Jahre 1842: „Nun 
muß ich sitzen so fein und klar ... und 
darf nur heimlich lösen mein Haar und 
lassen es flattern im Winde!“ 

Jochen Grywatsch, Zweiter Vorsit-
zender der Droste-Gesellschaft in 
Münster, interpretiert diese gegen-
sätzliche Bild-Text-Kombination wie 
folgt: „Die streng gescheitelte und ge-
flochtene Frisur korrespondiert mit 
der gesellschaftlichen Rolle einer ade-
ligen Frau, von der Zurückhaltung und 
Pflichterfüllung erwartet wurden. Da-
gegen steht das ,flatternde Haar‘ in 
ihrem Gedicht ,Am Thurme‘ als Sinn-
bild für die Freiheit, die sie sich in und 
mit der Literatur erkämpfen konnte.“  
 Manuel Ruoff

Sonderpostwertzeichen „225. Geburts-
tag Annette von Droste-Hülshoff“
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Guantanamo-Gefangene

13 
Millionen US-Dollar pro Person 
kostete laut „The New York Times“ 
der Betrieb des Gefangenenlagers 
im Jahre 2018.

779 
angebliche ungesetzliche Kombat-
tanten aus mehr als 40 Ländern 
wurden in den zwei Jahrzehnten 
insgesamt festgehalten.

39 
Häftlinge befinden sich in der 
GTMO, nachdem vor rund einem 
halben Jahr die vorerst letzte Ent-
lassung stattgefunden hat.
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VON DAGMAR JESTRZEMSKI

B is vor rund fünf Jahren war die 
Frage „Trog oder Teller“ in der 
Diskussion um die Erneuerba-
ren Energien noch hochaktuell. 

Nachdem die EU 2000 den Startschuss 
für den geförderten Anbau von Energie-
pflanzen im Rahmen des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG) abgegeben hat-
te, vielen seinerzeit ganze Landstriche der 
„Vermaisung“ anheim 

Im Zuge des neuen Solar-Booms nach 
Jahren der Stagnation müssen sich Orts-
gemeinden im ganzen Land zunehmend 
mit den Angeboten und Flächenbean-
spruchungen von Photovoltaik(PV)-Un-
ternehmen auseinandersetzen. Mitarbei-
ter der PV-Projektierer, sogenannte Ex-
perten-Teams, halten permanent Aus-
schau nach potentiell „geeigneten Freiflä-
chen“ für die Errichtung von Solaranla-
gen. Sie führen Verhandlungsgespräche 
mit den verantwortlichen Kommunalpoli-
tikern und Landeigentümern, darunter 
zahllose Bauern in wirtschaftlich prekärer 
Situation, denen hohe Pachtpreise in Aus-
sicht gestellt werden. 

Die stark gefallenen Preise für Solar-
module haben dazu geführt, dass sich für 
Investoren insbesondere sehr große PV-
Anlagen auch nach dem Ende der EEG-
Förderung rechnen. Die neuen Projekte 
zielen daher oft auf Ackerflächen von  
100 und mehr Hektar. Vor dem Hinter-
grund der allgegenwärtigen Klimadebatte 
scheint jedoch die Konkurrenz zwischen 
der Nahrungs- und Futtermittelproduk-
tion einerseits und der flächenraubenden 
Solarstromerzeugung paradoxerweise 
kein besonders wichtiges Thema zu sein.

Eigentlich müsste jetzt in den Regio-
nen die Sorge über Verluste der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche im Vordergrund 
stehen, doch darüber lässt sich nur wenig 
in Erfahrung bringen. Die medial domi-
nierende Klimadebatte mit dem erklärten 
politischen Ziel eines exponentiell stei-
genden Zubaus sowohl der Windkraft als 
auch der PV-Freiflächenanlagen überla-
gert alle damit zusammenhängenden 
Themen. Sogar Naturschutzbelange wer-
den unter dem Druck der allgegenwärti-
gen Klimadebatte für nachrangig erklärt, 
jetzt auch nach offizieller Richtlinie der 
neuen Bundesregierung. 

Bürgeraufstand in Pronstorf
Auch über andere kritische Entwicklun-
gen informieren die etablierten Medien 
die Öffentlichkeit kaum in Verbindung 
mit der rasant fortschreitenden Quasi-
Bodenversiegelung durch PV-Parks: stei-
gende Pachtpreise aufgrund der Solar-
Konkurrenz, Entzug von Äckern und 
Grünflächen für die Nahrungs- und Fut-
termittelproduktion auf Jahrzehnte hin-
aus, verkleinerte Lebensräume, weniger 
Niststätten, Rastplätze und ein reduzier-
tes Nahrungsangebot für Vögel, Kleintiere 
und Insekten sowie soziale und men-
schengerechte Belange wie der Schutz 
von Lebensqualität und der Werterhalt 
von Immobilien. 

In der schleswig-holsteinischen Ge-
meinde Pronstorf im Kreis Segeberg 
(1620 Einwohner) sollte eine 90 Hektar 
große Photovoltaikanlage errichtet wer-
den, was einer Fläche von mehr als  
120 Fußballfeldern gleichkäme. Bis zu 
20.000 Haushalte hätten laut dem Ham-
burger Projektentwickler Enerparc A.G. 
mit dem Solarstrom versorgt werden kön-
nen. Vorhabenträger vor Ort ist der Groß-
grundbesitzer Hans-Caspar Graf zu Rant-
zau, der den Solarpark auf einem Teil sei-
ner landwirtschaftlichen Flächen errich-
ten wollte. Wie üblich lautete das Mantra 
der Befürworter, allen voran der Bürger-
meisterin, dass die PV-Anlage Pronstorfs 
Beitrag zur Energiewende werden solle. 

Gegner des Projekts argumentierten, 
dass Photovoltaikanlagen zumal von ei-
nem derartigen Umfang nicht auf land-
wirtschaftliche Felder gehören. Hinzu 
kam, dass die Gemeinde wie auch andere 
Gemeinden im Kreisgebiet bereits 
schlechte Erfahrungen nach der Errich-

tung des ehemaligen BayWa-Windparks 
Obernwohlde gemacht hatte. Die ver-
sprochenen anteiligen Gewerbesteuern 
waren aufgrund eines gängigen Steuer-
sparmodells des Investors ausgeblieben.

Dennoch hatte der Pronstorfer Ge-
meinderat bereits vor einem Jahr grünes 
Licht für das Solar-Projekt gegeben. Dar-
aufhin organisierten einige Bürger eine 
Unterschriftenaktion mit dem Ziel, den 
massiven Eingriff in ihre heimatliche Um-
welt doch noch zu verhindern. Auf die 
bürgerliche Gegenwehr wurde der Bun-
desverband Solarwirtschaft aufmerksam. 
Im April unterbreitete daraufhin der Bun-
desverband Erneuerbare Energien e.V. 
dem damaligen Wirtschaftsminister Peter 
Altmaier den Vorschlag, betroffenen Ge-
meinden die „legale Möglichkeit“ einer 
Gewinnbeteiligung an der Stromerzeu-
gung durch PV-Parks zu ermöglichen. Be-
reits im Juni bestätigte der Bundestag ei-
nen neuen Paragrafen im EEG 21, wonach 
die Betreiber von Windparks „zur Steige-
rung der Akzeptanz“ der Bürger künftig 
bis zu 0,2 Cent je erzeugter Kilowattstun-
de an die Kommunen abgeben dürfen. 

NABU und BUND auf Tauchstation
Der Koalitionsvertrag sieht nun vor, dass 
dieses Verfahren auf bestehende und zu-
künftige Anlagen (Wind und Sonne) an-
gewendet werden kann. Offenbar auf die-
ser Grundlage wurde der Gemeinde 
Pronstorf kurzfristig eine jährliche Ge-
winnbeteiligung bis zu 200.000 Euro an-
geboten. Die Bürger ließen sich jedoch 
mehrheitlich nicht „kaufen“. Anfang De-
zember lehnten sie in der von ihnen 
durchgesetzten Abstimmung mit einer 
Stimme Mehrheit die geplante giganti-
sche Industrialisierung ihres Gemeinde-
gebietes ab. Das Projekt soll jedoch vor-
erst nur auf Eis gelegt sein. In zwei Jahren 
will Graf Rantzau zusammen mit Ener-

parc einen erneuten Versuch starten, um 
das Großprojekt in der Gemeinde und an-
schließend über eine Solarausschreibung 
doch noch durchzubringen. 

Paradoxerweise prangern trotz der be-
denklichen Entwicklung nur noch einige 
regionale Bauernverbände die in den Hin-
terzimmern verabredete Zweckentfrem-
dung und Kapitalisierung der Agrarland-
schaft an. Warnen die Umweltverbände 
NABU und BUND einerseits ihrem Auf-
trag gemäß vor einem rasant fortschrei-
tenden Flächenverlust durch Bodenver-
siegelung aufgrund von Infrastrukturpro-
jekten sowie durch Bau- und Gewerbege-
biete, so erklären sich die mit den obers-
ten Etagen der Landes- und Bundespolitik 
eng vernetzten Spitzenfunktionäre beider 
Verbände andererseits einverstanden mit 
einem „naturverträglichen Ausbau“ der 
Wind- und Solarenergie gemäß den Krite-
rien der EU. Diese sehen vor, dass dafür 
nur Flächen mit hoher Vorbelastung und 
Flächen, die keinen hohen ökologischen 
Wert besitzen, in Frage kommen. 

Unvereinbar mit dem Naturschutzan-
liegen beider Verbände ist dabei nicht nur 
die Hinnahme der geplanten weitreichen-
den Industrialisierung von Agrarland und 
sonstigen Freiflächen – zumal der Inter-
pretationsspielraum für derartige Richt-
linien erkennbar groß ist. Hinzu kommt, 
dass NABU und BUND von der Politik die 
noch immer ausstehenden Studien über 
das Ausmaß des Vogelschlags und des In-
sektensterbens an Windrädern und über-
hitzten Solarkollektoren nicht einfordern 
– nicht einmal vor dem Hintergrund des 
fortschreitenden Insektensterbens, bei 
dem „ganz unerwartet“ eine kritische, 
unsere Existenz bedrohende Marke über-
schritten werden könnte.

Bei näherem Hinschauen erkennt man 
jedoch in der Solarenergie als einer 
Hauptenergiequelle für „grünen Strom“ 

im politischen Klimaschutzmodell ein 
rein lukratives, „grün gewaschenes“ Ge-
schäftskonzept, das dem Ziel des „Klima-
schutzes“ und des Umweltschutzes dia-
metral entgegensteht. „Greenwashing“ 
betreiben Solarverbände ganz unver-
blümt, indem sie sich versuchsweise das 
Thema Naturschutz zu eigen machen und 
die fragwürdige Behauptung in Umlauf 
bringen, dass Solarparks durch eine „sau-
bere Energieproduktion“ einen Mehrwert 
nicht nur für den „Klima-“, sondern auch 
für den Naturschutz erbringen könnten, 
da unter den aufgestellten Solarpaneelen 
auf Pestizide und mineralische Dünger 
wie beim Getreideanbau verzichtet wür-
de. Ausgelaugte Böden könnten sich erho-
len und zwischen den Solarpaneelen 
könnten „Bienenparadiese“ entstehen. 

Die Warnung des „Gaia“-Propheten
Davon kann jedoch keine Rede sein, im 
Gegenteil: Es muss endlich geklärt wer-
den, in welchem Umfang Solardächer- 
und -parks in den Sommermonaten zur 
tödlichen Falle für Insekten werden, da 
die Solarmodule um 30 bis 40 Grad heißer 
werden als die Umgebungstemperatur. 
Das landwirtschaftliche Portal agrarheu-
te.com verlangt auch Aufklärung über das 
noch immer ungeklärte Vogelsterben in 
Solarparks. In den USA werden einige An-
lagen im Auftrag der Projektbesitzer nach 
toten Vögeln abgesucht. Diese Unterneh-
men haben jedoch weder in den USA noch 
hierzulande Interesse daran, dass alar-
mierende Zahlen zustande kommen und 
bekannt werden. Andernfalls hätte die 
Bundesregierung hierzu längst eine Stu-
die in Auftrag gegeben. 

Zudem wird mit der Abdeckung der 
Böden durch lange Reihen von Sonnen-
kollektoren die natürliche Atmung der 
Vegetation unterbunden, da der Gasaus-
tausch zwischen Boden und Atmosphäre 

nur sehr reduziert stattfinden kann. 
Durch die Verhinderung der sogenannten 
Verdunstungsabkühlung und der nächtli-
chen Abkühlung entstehen durch Solar-
parks Wärmeinseln mit einer um drei bis 
vier Grad Celsius höheren Temperatur als 
in freier Natur, was eine Studie von sechs 
Forschern um den Hauptautor Greg Bar-
ron-Gafford von der School of Geography 
& Development der University of Arizona 
in Tucson 2016 nachgewiesen hat. 

Die Kehrseite nicht nur der Windkraft, 
sondern auch der „unschuldigen“ Solar-
energie hat der profilierte US-Atmosphä-
renphysiker Lee Miller in seinem Aufsatz 
„The Warmth of Wind Power“ auf den 
Punkt gebracht: „Alle erneuerbaren Tech-
nologien wirken sich auf das Klima aus, da 
sie bei der Stromerzeugung Wärme, Im-
puls und Feuchtigkeit zur Stromerzeu-
gung umverteilen, und zwar vollkommen 
unabhängig vom Klimawandel.“

Ein in die Zukunft verschobenes Kar-
dinalproblem sowohl der expandierenden 
Wind- als auch der Solarenergie stellt 
auch die ungeklärte fachgerechte Entsor-
gung immer größerer Berge von ausge-
dienten Windrädern und Sonnenpanee-
len mitsamt den darin enthaltenen Gift-
stoffen dar – ein weiterer Posten in der 
Liste der externen Kosten der Erneuerba-
ren Energien. 

Der 102-jährige Biophysiker James Lo-
velock, einer der Gründerväter der grü-
nen Bewegung, „Gaia“-Autor und Ehren-
doktor der Universität Edinburgh, erklär-
te im Januar 2020 in einem „Spiegel“-In-
terview: „Wir haben in bestehende natür-
liche Systeme eingegriffen, und das zieht 
immer unbeabsichtigte Nebenwirkungen 
nach sich. Unser Wissenschaftssystem ist 
aber nicht darauf ausgelegt, die Gesamt-
zusammenhänge zu erfassen. Auf der Uni-
versität lernen die Studenten nur, wie 
man ein Examen macht.“
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Euphemistisch als „Solarpark“ bezeichnet: Mit Sonnenkollektoren versiegelte Landwirtschaftsflächen bei Fesselsdorf in Bayern  imago images/H. Tschanz-Hofmann

„Grüne“ Energie  
kontra Umweltschutz 

Bürger laufen verstärkt Sturm gegen immer mehr Eingriffe in die Landschaft durch Solarenergie – Die 
ökologischen Folgen von Photovoltaikanlagen nehmen paradoxerweise selbst Umweltverbände in Kauf



VON DAWID KAZANSKI

K urz vor Weihnachten fanden in 
mehr als 120 polnischen Städ-
ten Proteste und Demonstra-
tionen zur Verteidigung der 

Unabhängigkeit der Medien statt. Das 
Gleiche geschah in Allenstein, wo sich 
mehrere hundert Menschen vor dem Rat-
haus versammelten. 

Die Kundgebungen waren die Folge ei-
ner Änderung des Rundfunkgesetzes, ge-
mäß der Investoren von außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums keine 
Mehrheitsbeteiligungen an polnischen Me-
dien halten dürfen. In Zukunft sollen 
Rundfunklizenzen nur noch an ausländi-
sche Firmen vergeben werden dürfen, 
wenn sich der Sitz ihrer Zentrale im Euro-
päischen Wirtschaftsraum befindet. 

Viele behaupten, die Gesetzesnovelle 
ziele direkt auf den in der Republik Polen 
populären regierungskritischen Fernseh-
sender TVN ab, der sich im Besitz des 
amerikanischen Unternehmens Discove-
ry befindet. Angeblich sollen die Amerika-
ner mit dem Gesetz gezwungen werden, 
eine Reihe von Sendern der Gruppe TVN 
an polnische Unternehmen zu verkaufen, 
was es den Regierenden erleichtern wür-
de, den gesamten Medienmarkt ähnlich 
wie die öffentlich-rechtlichen Sender zu 
kontrollieren. Kritiker sehen dies als die 
größte Bedrohung für die Presse- und Me-
dienfreiheit sowie Manipulationsgefahr 
in Polen an. 

Sie kritisieren, dass der Versuch, die re-
gierungskritischen, meinungsbildenden 
Informationsquellen auszuschalten, einen 
Angriff auf unabhängige Berichterstattung 
darstelle. 

Die Manifestation in Allenstein wurde 
von lokalen Strukturen des Komitees zur 

Verteidigung der Demokratie organisiert. 
Mehrere hundert Menschen taten sich zu-
sammen und trafen sich vor dem Rathaus. 
Unter ihnen waren Janusz Cichoń, Abge-
ordneter der Bürgerlichen Plattform, der 
Stadtpräsident Piotr Grzymowicz, Jarosław 
Słoma, Vorsitzender der Sejmikkommissi-
on für ethnische und internationale Min-
derheiten, Irena Telesz-Burczyk, Schau-
spielerin des örtlichen Theaters und Ehren-
bürgerin der Stadt. Einige hielten Reden vor 
den Demonstranten. 

Die Versammelten hatten polnische 
und EU-Fahnen in der Hand, skandierten 
regierungsfeindliche Parolen und forder-
ten ein Veto des Präsidenten Duda gegen 
die Gesetzesänderung. In der Region fan-
den Proteste unter anderem auch in El-
bing, Lyck, Lötzen und Ortelsburg statt. 
Die Demo in Allenstein fand auch in dem 
bekannten sozialen Netzwerk Facebook 
ein Echo. 

Das Wort ergriff auch der Stadtpräsi-
dent Grzymowicz: „Der Versuch, den Fern-

sehsender TVN aus der polnischen Me-
dienlandschaft zu eliminieren, ruft ein 
starkes Bedürfnis nach Protest hervor. 
Das ganze Land protestiert, und traditio-
nell protestieren auch die Einwohner von 
Allenstein. Heute haben wir uns versam-
melt, um unseren Protest gegen die Un-
terdrückung der Demokratie und die 
Missachtung des Gesetzes zum Ausdruck 
zu bringen. Wenn es keine unabhängigen 
Medien gibt, werden wir zu den dunklen 
Tagen des Kommunismus zurückkehren. 

Deshalb ist jede Form des Protests will-
kommen, und die Unterzeichnung des 
Appells an Präsident Andrzej Duda, sein 
Veto gegen die Rundfunkgesetzesnovelle 
einzulegen, ist ein Beweis für bürgerli-
chen Anstand.“

Die Öffentlichkeit wartete mit Span-
nung auf eine Entscheidung über die Zu-
kunft der umstrittenen Gesetzesänderung. 
Letztendlich wurde ein Veto eingelegt. 
Grzymowicz, kommentierte den politi-
schen Schritt wie folgt: „Präsident Duda 
hat sein Veto eingelegt. Damit hat er ge-
zeigt, dass er das öffentliche Gehör und die 
Kritik an seiner eigenen politischen Grup-
pierung nicht völlig verloren hat. Gleich-
zeitig ist dies ein Sieg für all diejenigen, die 
auf der Straße gegen die Verletzung des 
Gesetzes und die Abschaffung der unab-
hängigen Medien protestiert haben. Ein 
Sieg für den gesunden Menschenverstand 
ist immer erfreulich und daher eine der 
besten Nachrichten zum Jahresende!“
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Seit den letzten Wahlen der Abgeordne-
ten für den Stadtrat in Königsberg gibt es 
einen neuen Oberbürgermeister: Jewge-
nij Ljubiwyj, Chefarzt des städtischen 
Notfallkrankenhauses.

Es sei daran erinnert, dass das Stadt-
oberhaupt von Königsberg früher von 
den Einwohnern der Stadt gewählt wurde 
und der Wahlsieger für gewöhnlich bis 
zur nächsten Wahl im Amt blieb. Doch 
nach einer Änderung der Stadtverfassung 
kann der Bürgermeister jederzeit wech-
seln, da er aus den Reihen der Stadtver-
ordneten von selbigen gewählt wird. Be-
denkt man, dass der Leiter der Königs-
berger Stadtverwaltung – zurzeit ist das 
Jelena Djatlowa –, der durch ein Auswahl-
verfahren gewählt wurde, für das Tages-
geschäft der öffentlichen Verwaltung zu-
ständig ist, wechseln die Personalien an 
der Spitze recht häufig. 

Ein völlig Unbekannter
Für die Einwohner von Königsberg ist 
Ljubiwyj ein völlig Unbekannter in der 
Stadtverwaltung. Er wurde erstmals im 
September in den Stadtrat gewählt, und 
bereits auf der ersten Sitzung des neuen 
Stadtparlaments wurde seine Kandidatur 
von der Fraktion der Partei „Einiges 

Russland“ vorgeschlagen, die mit 21 von 
27 Sitzen über eine absolute Mehrheit 
verfügt.

Der neue Bürgermeister hat darüber 
hinaus auch das Amt des Vorsitzenden 
des Stadtrats übernommen. Da das Amt 

des Bürgermeisters jedoch keine Über-
schneidungen zulässt, ist er bereits als 
Chefarzt zurückgetreten. Ljubiwyj ist 
nach wie vor der Chefchirurg der Region. 
Diese Stelle ist freiberuflich und wird 
nicht vergütet. Ljubiwyj selbst sagte nach 

seiner Wahl: „Für mich ist dies ein völlig 
neuer Weg in meinem Leben.“ 

In der Tat hatte er sich noch nie zuvor 
mit Politik beschäftigt. Außerdem hatte 
der neue Bürgermeister zum Zeitpunkt 
der Wahl nicht einmal seinen offiziellen 
Wohnsitz in Königsberg – in seinen Wahl-
unterlagen war Moskau als Ort der Regis-
trierung angegeben. Seine Familie lebt 
noch in der Hauptstadt. Ljubiwyj kam erst 
vor vier Jahren ins Königsberger Gebiet, 
als er zum Chefarzt ernannt wurde.

Wohnsitz noch in Moskau
Dazu sagte er selbst: „Ich habe den medi-
zinischen Teil der Stadt sehr gut kennen-
gelernt, jetzt lerne ich die Kommunal-
wirtschaft kennen; natürlich bin ich viel 
gereist, natürlich habe ich viel gesehen, 
ich kenne den größten Teil der Stadt.“ 

Urbane Wirtschaft erfordert viel 
Scharfsinn und Erfahrung. Und bis es so-
weit ist, nutzt der Neue im Amt Tipps 
und Ratschläge seiner erfahreneren Kol-
legen. Vor allem die seines Vorgängers 
Andrej Kropotkin. Vor Kurzem hatte der 
Stadtrat den Haushaltsentwurf für die 
nächsten drei Jahre diskutiert und ver-
abschiedet. Kropotkin war anwesend 
und beriet seinen Kollegen. 

Kropotkin hat sein Amt als Bürger-
meister von Königsberg niedergelegt. Er 
verließ den Stadtrat, als er in die Regio-
nalduma gewählt und deren Vorsitzen-
der er wurde.

Übrigens waren nur 16 der 27 Abge-
ordneten bei der Anhörung zum Haus-
halt anwesend, der das wichtigste Thema 
für die Entwicklung der Stadt in der 
nächsten Zeit darstellt. Ljubiwyj rügte 
die abwesenden Abgeordneten, weil sie 
die öffentlichen Anhörungen geschwänzt 
hatten, und versicherte, dass er gegen 
diese Nachlässigkeit der gewählten Ver-
treter vorgehen werde.

Ljubiwyj bedient sich gelegentlich 
der medizinischen Sprache, wenn er 
über den Zustand der Wirtschaft der 
Stadt spricht: „Was die Stadt betrifft, se-
he ich auf den ersten Blick kein Thema 
für Amputationen, aber für rekonstrukti-
ve, plastische Chirurgie, Kosmetologie – 
ja.“ Diese allgemeinen Worte lassen noch 
keine konkreten Rückschlüsse zu, welche 
Art von Entwicklungsstrategie der neue 
Bürgermeister verfolgt oder ob es über-
haupt eine gibt. Auch anderweitig hat er 
sich bisher nicht dazu geäußert. Die Zeit 
wird zeigen, welche Art von Bürgermeis-
ter er sein wird. Jurij Tschernyschew

KÖNIGSBERG

Chefchirurg der Region ist neuer Oberbürgermeister
Jewgenij Ljubiwyj lebt erst seit vier Jahren in der Pregelmetropole – Politisch ist er noch ein Neuling

ALLENSTEIN

Protest gegen das neue Mediengesetz
Demonstrationen an vielen Orten – Kritiker befürchten einen Angriff auf die Presse- und Medienfreiheit

Vor dem Rathaus in Allenstein: Demonstranten mit der polnischen und der EU-Flagge Foto: D.K.

Neues Gesicht in der Politik: Der Arzt Jewgenij Ljubiwyj Foto: J.T.

„Wenn es keine 
unabhängigen 

Medien gibt, werden 
wir zu den dunklen 

Tagen des 
Kommunismus 
zurückkehren“

Piotr Grzymowicz 
Stadtpräsident von Allenstein
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ZUM 100. GEBURTSTAG
Eckstein, Hildegard, geb. Jopp, 
aus Soffen, Kreis Lyck, am 9. Januar
Rogowski, Erna, geb. Joswig, aus 
Ehrenwalde, Kreis Lyck, am 7. Ja-
nuar

ZUM 99. GEBURTSTAG
Kugge, Gertrud, geb. Scharnow-
ski, aus Gorlau, Kreis Lyck, am  
7. Januar
Salecker, Kurt, aus Ebenrode, am 
7. Januar
Sembach, Ruth, geb. Pilchowski, 
aus Lyck, Blücherstraße 2, am  
13. Januar

ZUM 98. GEBURTSTAG
Gerhardi, Traute, geb. Bröker, aus 
Prostken, Kreis Lyck, am 10. Januar
Murr, Edith, aus Lyck, am 11. Ja-
nuar
Weiß, Heinz, aus Kuckerneese, 
Kreis Elchniederung, am 12. Januar

ZUM 97. GEBURTSTAG
Krupinski, Bruno, aus Rehfeld, 
Kreis Treuburg, am 12. Januar
Liebert, Ursula, geb. Klekottka, 
aus Lyck, am 11. Januar
Malunat, Hannelore, aus Groß 
Engelau, Kreis Wehlau, am 8. Ja-
nuar
Tulowitzki, Waltraud, geb. Ra-
deck, aus Gimmendorf, Kreis Nei-
denburg, am 9. Januar
Weber, Otto, aus Groß Trakeh-
nen, Kreis Ebenrode, am 9. Januar
Wedler, Hermann, aus Neugin-
nenhof, Kreis Elchniederung, am 
11. Januar

ZUM 96. GEBURTSTAG
Liss, Ulrich, aus Lötzen, am 11. Ja-
nuar
Luthi, Vera, geb. Tramowsky, aus 
Seckenburg, Kreis Elchniederung, 
am 7. Januar
Marschand, Hildegard, geb. 
Schink, aus Fischhausen, am  
10. Januar
Sohn, Hertha, geb. Luick, aus 
Groß Kuhren, Kreis Fischhausen, 
am 13. Januar

ZUM 95. GEBURTSTAG
Bandilla, Rosemarie, geb. Rom-
pel, aus Langheide, Kreis Lyck, am 
13. Januar
Cordes, Martha, geb. Klecz, aus 
Moithinen, Kreis Ortelsburg, am  
7. Januar
Hermenau, Alfred, aus Königs-
berg, am 10. Januar
Kopitzki, Anneliese, geb. Borow-
ski, aus Grallau, Kreis Neidenburg, 
am 12. Januar
Orlowski, Helmut, aus Langsee, 
Kreis Lyck, am 8. Januar
Pillath, Elfriede, geb. Kowallek, 
aus Lindengrund, Kreis Ortels-
burg, am 9. Januar
Rottmann, Liesbeth, geb. Wolff, 
aus Satticken, Kreis Treuburg, am 
5. Januar
Schoenig, Willi, aus Seedorf, Kreis 
Lyck, am 12. Januar
Schrick, Elisabeth, geb. Bahlo, 
aus Eichensee, Kreis Lyck, am  
9. Januar
Siering, Marianne, aus Neukuhren, 
Kreis Fischhausen, am 11. Januar

ZUM 94. GEBURTSTAG
Gresch, Wilhelm, aus Neiden-
burg, am 10. Januar
Kaden, Erika, aus Gorlau, Kreis 
Lyck, am 8. Januar
Keisker, Hildegard, geb. Ostrow-
ski, aus Treuburg, am 12. Januar
Kiel, Otto, aus Lyck, am 7. Januar
Krohm, Luise, aus Ebenrode, am 
11. Januar
Pomian, Bruno, aus Treuburg, am 
2. Januar
Rundt, Hanne-Lore, geb. Radzio, 
aus Lyck, Danziger Straße 31, am  
8. Januar

ZUM 93. GEBURTSTAG
Bartholdt, Ruth, geb. Wonitzki, 
aus Ortelsburg, am 9. Januar
Christiansen, Kunigunde, geb. 
Galda, aus Sonnau, Kreis Lyck, am 
10. Januar
Fleischer, Ingeborg, geb. Marr, 
aus Neuendorf, Kreis Wehlau, am 
8. Januar
Hüttmann, Christel, geb. Malso, 
aus Frauenfließ, Kreis Lyck, am  
9. Januar
Jeschke, Walter Otto, aus Grün-
fließ, Kreis Neidenburg, am 12. Ja-
nuar
Kukielka, Friedrich, aus Borschim-
men, Kreis Lyck, am 10. Januar

Lange, Rudi, aus Burdungen, Kreis 
Neidenburg, am 12. Januar
Merzenich, Gretel, aus Wil- 
kendorf, Kreis Wehlau, am 9. Ja-
nuar
Piassek, Edith, aus Albrechts- 
felde, Kreis Treuburg, am 11. Ja- 
nuar
Schmidtmeier, Waltraut, geb. 
Sudau, aus Wartenhöfen, Kreis 
Elchniederung, am 12. Januar
Stiegele, Inge, geb. Sack, aus Alt-
kirchen, Kreis Ortelsburg, am  
9. Januar
Witt, Helmut, aus Ebenfelde, 
Kreis Lyck, am 7. Januar

ZUM 92. GEBURTSTAG
Baumann, Hildegard, geb. Grä-
wert, aus Schönhofen, Kreis Treu-
burg, am 2. Januar
Benecke, Christel, geb. Grun-
wald, aus Groß Arnsdorf, Kreis 
Mohrungen, am 10. Januar
Bolscho, Willi, aus Steinkendorf, 
Kreis Lyck, am 8. Januar
Frank, Lydia, geb. Rostek, aus Ro-
gonnen, Kreis Treuburg, am 7. Ja-
nuar
Godau, Grete, geb. David, aus Pli-
bischken, Kreis Wehlau, am 12. Ja-
nuar
Gödecke, Gerda, geb. Nötzel, aus 
Klemenswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 13. Januar
Hentschel, Christel, geb. Peter, 
aus Wehlau, am 9. Januar
Hipler, Bruno, aus Klinken, Kreis 
Treuburg, am 3. Januar
Jung, Eva, geb. Jelling, aus Re-
geln, Kreis Lyck, am 7. Januar
Lenz, Brigitte, geb. Link, aus Neu-
kuhren, Kreis Fischhausen, am  
12. Januar
Martens, Gerda, geb. Herrmann, 
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am  
13. Januar
Reeve, Robert, aus Allenburg, 
Kreis Wehlau, am 8. Januar
Sanden, Helmut, aus Ebenfelde, 
Kreis Lyck, am 11. Januar
Sellhorn, Elisabeth, geb.  
Kuczewski, aus Borschimmen, 
Kreis Lyck, am 7. Januar
Vent, Annilore, geb. Schiffke, aus 
Wehlau, am 12. Januar

ZUM 91. GEBURTSTAG
Birk-Redolf, Christa, geb.  
Gaudszun, aus Wohren, Kreis 
Ebenrode, am 10. Januar

Bohne, Waltraut, geb. Piechotta, 
aus Prostken, Kreis Lyck, am  
13. Januar
Brockmann, Frieda, geb. Kargoll, 
aus Lissau, Kreis Lyck, am 13. Ja-
nuar
Buchholz, Dorothea, geb. Knorr, 
aus Landsberg, Kreis Preußisch 
Eylau, am 8. Januar
Danneberg, Erwin, aus Kobbelbu-
de, Kreis Fischhausen, am 13. Ja-
nuar
Dannehr, Margarete, geb. Krau-
se, aus Schulzenwiese, Kreis Elch-
niederung, am 8. Januar
Friedrich, Alfred, aus Wittingen, 
Kreis Lyck, am 9. Januar
Greschat, Klaus, aus Wiesenhö-
he, Kreis Treuburg, am 3. Januar
Ludwanowski, Hans-Joachim, 
aus Lyck, Königin-Luisen-Platz 3, 
am 11. Januar
Mack, Gerhard, aus Prostken, 
Kreis Lyck, am 12. Januar
Mielenhausen, Elfriede, geb. 
Rahlf, aus Poppendorf, Kreis Weh-
lau, am 12. Januar
Pallaks, Helmut, aus Dünen, Kreis 
Elchniederung, am 9. Januar
Pasternack, Edeltraut, geb. Ku-
schewitz, aus Frauenfließ, Kreis 
Lyck, am 8. Januar
Rohmann, Meta, geb. Liebich, 
aus Klaussen, Kreis Lyck, am 9. Ja-
nuar
Schweissinger, Klaus, aus Rogon-
nen, Kreis Treuburg, am 7. Januar
Struwecker, Christel, geb. Klee-
feld, aus Georgenthal, Kreis Moh-
rungen, am 8. Januar

ZUM 90. GEBURTSTAG
Becker, Helmut, aus Kloben, 
Kreis Mohrungen, am 9. Januar
Chitralla, Kurt, aus Wallenrode, 
Kreis Treuburg, am 2. Januar
Ehl, Erna, geb. Dogge, aus Moh-
rungen, am 8. Januar
Faust, Ilse, aus Lyck, Bismarck-
straße 68, am 7. Januar
Firchau, Hildegard, aus Lyck, 
Morgenstraße 8, am 10. Januar
Frank, Erika, geb. Szodruch, aus 
Plöwken, Kreis Treuburg, am 8. Ja-
nuar
Grabowski, Günter, aus Rum-
mau-West, Kreis Ortelsburg, am  
7. Januar
Grote, Erika, geb. Jendral, aus 
Neidenburg, am 7. Januar
Henke, Eva-Maria, geb. Froh-
nert, aus Nickelsdorf, Kreis Weh-
lau, am 13. Januar
Hinz, Elli, geb. Behrend, aus 
Cranz, Kreis Fischhausen, am  
7. Januar
Kalisch, Kurt, aus Groß Jerutten, 
Kreis Ortelsburg, am 12. Januar
Kalwa, Käte, geb. Beutler, aus 
Schulzenwiese, Kreis Elchniede-
rung, am 11. Januar

Kiko, Ursula, geb. Wehmeier, aus 
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 13. Ja-
nuar
Machnitzke, Erika, geb. Wagner, 
aus Hindenburg, Kreis Labiau, am 
8. Januar
Meier, Ruth, geb. Neumann, aus 
Zimmerbude, Kreis Fischhausen, 
am 13. Januar
Pohlmann, Helmut, aus Waldau, 
Kreis Tilsit, am 7. Januar
Rohr, Wolfgang, aus Treuburg, am 
4. Januar
Schimkat, Gerhard, aus Altschan-
zenkrug, Kreis Elchniederung, am 
7. Januar
Schmidt, Erika, geb. Schrödter, 
aus Schwenkendorf, Kreis Moh-
rungen, am 13. Januar
Seitz, Eva, geb. Schneege, aus 
Linkau, Kreis Fischhausen, am  
10. Januar
Zibner, Werner, aus Zimmer- 
bude, Kreis Fischhausen, am 7. Ja-
nuar

ZUM 85. GEBURTSTAG
Bräuer, Magda, geb. Kessel, aus 
Grünlinde, Kreis Wehlau, am 7. Ja-
nuar
Brookmann, Edith, geb. Sche-
rotzki, aus Kelchendorf, Kreis 
Lyck, am 13. Januar
Cziesso, Edith, geb. Scharf,  
aus Grabnick, Kreis Lyck, am  
11. Januar
Devantier, Christa, geb. Ger-
wien, aus Peyse, Kreis Fischhau-
sen, am 11. Januar
Drees, Ursula, geb. Pommereit, 
aus Eibenau, Kreis Treuburg, am  
1. Januar
Grabow, Christel, geb. Staschik, 
aus Lyck, am 9. Januar
Gunia, Walter, aus Gradienen, 
Kreis Neidenburg, am 8. Januar
Heise, Irmgard, geb. Donder, aus 
Lyck, am 9. Januar
Krüger, Klaus, aus Lyck, am 13. Ja-
nuar
Kulbatzki, Ursula, geb. Dittrich, 
aus Schlöppen, Kreis Treuburg, am 
1. Januar
Lange, Dietrich, aus Kucker- 
neese, Kreis Elchniederung, am  
9. Januar
Lattemann, Dieter, aus Parneh-
nen, Kreis Wehlau, am 9. Januar
Lotz, Erika, geb. Pukrop, aus Kal-
tenborn, Kreis Neidenburg, am  
11. Januar
Masuch, Siegfried, aus Mingfen, 
Kreis Ortelsburg, am 7. Januar
Rebuschat, Rosemarie, geb. 
Agurski, aus Kreuzingen, Kreis 
Elchniederung, am 13. Januar
Scheffler, Werner, aus Heldenfel-
de, Kreis Lyck, am 7. Januar
Schöttke, Werner, aus Zimmer-
bude, Kreis Fischhausen, am  
10. Januar

Seeger, Winfried, aus Herrendorf, 
Kreis Treuburg, am 6. Januar
Seliger, Anneliese, geb. Reinke, 
aus Ortelsburg, am 13. Januar
Thies, Hanna, geb. Pusch, aus 
Elchdorf, Kreis Fischhausen, am 
13. Januar

ZUM 80. GEBURTSTAG
Bergknecht, Gerhild, geb. Endre-
jat, aus Brandenburg, Kreis Elch-
niederung, am 8. Januar
Daudert, Doris, geb. Szallies, aus 
Grünau, Kreis Elchniederung, am 
12. Januar
David, Irmgard, aus Linden- 
ort, Kreis Ortelsburg, am 12. Ja- 
nuar
Dittrich, Bernhard, aus  
Schlöppen, Kreis Treuburg, am  
4. Januar
Doberstein, Helga, geb. Frisch-
muth, aus Heinrichswalde, Kreis 
Elchniederung, am 11. Januar
Evers, Rosemarie, geb. Piayda, 
aus Ittau, Kreis Neidenburg, am  
7. Januar
Gerth, Gerlinde, geb. Kompa, aus 
Ebendorf, Kreis Ortelsburg, am  
8. Januar
Lube, Heidemarie, geb. Pahlke, 
aus Allenburg, Kreis Wehlau, am  
7. Januar
Neumeister, Anneliese, geb. 
Gayk, aus Reuschenwerder, Kreis 
Neidenburg, am 8. Januar
Seidel, Alfred, aus Ebenrode, am 
9. Januar
Suck, Erhard, aus Kiöwen, Kreis 
Treuburg, am 2. Januar
Triebel, Ursula, geb. Mossakow-
ski, aus Surpien, Kreis Neidenburg, 
am 8. Januar
Wagner, Dieter, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 9. Januar

ZUM 75. GEBURTSTAG
Hornecker, Elfriede, geb. Beltz, 
aus Allenburg, Kreis Wehlau, am  
11. Januar

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Zusendungen für die Ausgabe 3/2022

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 3/2022 (Erstverkaufstag 21. Januar) bis spätestens 
Dienstag, den 11. Januar, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Kontakt 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Termine 2022 der Landsmannschaft Ostpreußen

11. bis 13. März: Arbeitstagung 
der Kreisvertreter (geschlosse-
ner Teilnehmerkreis)in Helm-
stedt

22. bis 24. April: Kulturseminar 
in Helmstedt 
23. und 24. April: Arbeitsta-
gung Deutsche Vereine (ge-
schlossener Teilnehmerkreis in 
Sensburg)

11. Juni: Jahrestreffen der Ost-
preußen in Wolfsburg 
25. Juni: Ostpreußisches Som-
merfest (Veranstalter: VdGEM) 
in Osterode (Ostpreußen)

23. bis 25. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt 
24. September: 25. Landestref-
fen Mecklenburg-Vorpommern 
(Veranstalter: LO-Landesgruppe 
M-V)in Schwerin

7. bis 9. Oktober: 10. Deutsch-
Russisches Forum „Zukunft 
braucht Vergangenheit“ (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Lüneburg  
10. bis 16. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt

4. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzenden 

(geschlossener Teilnehmer-
kreis) in Wuppertal 
5. und 6. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Wuppertal 
6. bis 9. November: Kulturhis-
torisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der 
Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/
lo/seminare.html

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …



Schlussveranstaltung
Göppingen – Die letzte Hauptver-
sammlung mit der Wahl des Vor-
standes fand 2016 statt. Niemand 
wollte sich zur Verfügung stellen. 
So kam es zum gemeinsamen Zu-
sammenschluss von den anderen 
Vorständen. Die Mitglieder stimm-
ten zu, so konnte es mit uns wei-
tergehen. Es gab wieder drei Mal 
pro Jahr eine gemeinsame Veran-
staltung, immer mit dem Focus, 
die Erinnerungen aufrecht zu er-
halten. Wir trugen ostpreußische 
Literatur in Form von Gedichten 
und Geschichten vor, manchmal 
sogar in ostpreußischem Platt, sa-
hen uns Filme über Land und Leu-
te an, bereiteten Ausstellungen mit 
Bernsteinschmuck vor und ließen 
uns alte Handwerkskunst vorfüh-
ren. Auch das gemeinsame Singen 
unserer Heimatlieder war uns im-
mer wichtig. Dann waren da die 
Höhepunkte: unsere gemeinsamen 
Mahlzeiten nach ostpreußischen 
Rezepten, wie Klopse, Prachersup-
pe, Grützwürste und auch 
Schmandheringe. 

Leider traf man sich auch im-
mer öfters, um unseren Verstorbe-
nen die letzte Ehre zu erweisen. 
Dann kam die Pandemie und 
stoppte alle offiziellen Kontakte, 
nur telefonieren war möglich oder 
Rundschreiben, um Verbindung zu 
halten. Dieses Jahr nun erklärten 
uns zwei der Vorstände, dass sie 
aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr weitermachen können. 
Am 6. November 2021 wurde in 
einer Vorstandssitzung beschlos-
sen, dass am 4. Dezember eine 
letzte Hauptversammlung stattfin-
den wird. Dieses Treffen nun fand 

unter strengen „2G-Regeln“ statt. 
Es kamen 16 Mitglieder und auch 
Freunde unserer Landsmann-
schaft, wie das Ehepaar Bayreuther 
von der Göppinger BdV-Gruppe, 
und aus Stuttgart unsere Landes-
frauenbeauftragte, Uta Lüttich. Sie 
kündigte gleich zu Beginn einen 
Einspruch zu Tagesordnungspunkt 
sieben an, der Antrag zur Auflö-
sung, was auch genehmigt wurde. 
Herr Korn begrüßte die Anwesen-
den und berichtete über die Ereig-
nisse der letzten beiden Jahre. Er 
versuchte auch zu erklären, warum 
die Vorstandschaft nicht mehr 
weitermachen kann. Die Mitglie-
derzahl ist auf 21 Personen zurück-
gegangen, der Altersdurchschnitt 
beträgt jetzt 81,15 Jahre. Anschlie-
ßend erfolgte der Kassenbericht, 
und beide Damen, Kassiererin M. 
Korn und Prüferin, M. Lutz wur-
den voll entlastet. Es berichtete 
dann Vera Pallas über die Lage in 
der Frauengruppe, die nur noch 
aus vier bis sechs Frauen, manch-
mal noch mit Ehepartnern, be-
stand. Daher auch die Schwierig-
keit für ein passendes Lokal, nicht 
nur durch Corona. Sie nahm regel-
mäßig an den Werkwochen in 
Helmstedt teil und berichtete uns 
dann, dass sich dort eine jüngere 
Frau als neue Leiterin beworben 
hat. Es kann dort also weitergehen. 
Aber ohne den Hauptverein kann 
unsere Frauengruppe nicht weiter 
bestehen. Aus diesem Grunde 
hoffte nun auch Lüttich, dass sich 
hier in Göppingen wieder jemand 
zum Weitermachen finden würde. 
Sie appelliert an uns, doch die Be-
reitschaft dafür zu zeigen. Aber es 
gab keine Zustimmung, und so 
wurde der Antrag zur Auflösung 
der Göppinger Landsmannschaft, 
mit einer Nein-Stimme, angenom-
men. Im Anschluss feierten wir die 
Ehrung von sechs anwesenden Ju-
bilaren. Aus persönlichen Gründen 
konnten zwei Personen nicht teil-
nehmen, sie erhalten die Urkunde 
später persönlich überreicht. Un-
sere älteste Jubilarin, Eva Auk-
schlat, durften wir für 70 Jahre 
Vertrauen und Heimatliebe mit 

einer besonderen Urkunde ehren. 
Von den Vorständen erhielten 
Herr und Frau Korn für ihre lang-
jährige Mitarbeit einen Korb mit 
Säften und einem Einkaufsgut-
schein überreicht. Die anderen An-
wesenden bekamen eine Dose  
Ostpreußischer Grützwurst, eine 
Geldspende zur Unkosten- 
deckung, und zum nachfolgenden 
Kaffee leckeres Weihnachtsgebäck 
von Familie Korn überreicht. 

Wir sangen nun noch einmal 
gemeinsam unser Lied: „Land der 
dunklen Wälder!“ Die Verabschie-
dung danach fiel uns schwer, trotz 
vieler Versprechen, weiterhin Kon-
takt zu halten. 

Die Göppinger Landsmann-
schaft der Ost- und Westpreußen 
ist nun, nach über 70 Jahren, ein-
fach nur noch Geschichte!
 Ina Meister, Schriftführerin

Kreisvertreter: Walter Mogk, Am 
Eichengrund 1f, 39629 Bismark 
(Altmark), Tel. (0151) 12305377, 
Fax (039000) 51317, Gst.: Doris 
Biewald, Blümnerstraße 32, 04229 
Leipzig, Telefon (0341) 9600987, 
geschaeftsstelle@kreis-gerdauen.de

Gerdauen

 
Heimatbrief Nr. 68 erschienen
Noch vor Weihnachten hat unser 
neuer Heimatbrief (Nr. 68) alle in 
der Versandkartei erfassten Emp-
fänger erreicht. In dem 128 Seiten 
starken Heft, das von unserem Re-
daktionsteam zusammengestellt 
wurde, finden sich viele schöne 
Geschichten und Wissenswertes 
über den Kreis Gerdauen früher 
und heute. So gibt es eine Aufstel-
lung aller Handwerks- und Gewer-
bebetriebe sowie Geschäfte in Ger-
dauen, einen Bericht über das 
Forsthaus Damerau, den zweiten 
Teil der Lebenserinnerungen an 
Nordenburg von Walter Fret, eine 
Erinnerung an den Schriftsteller 
Theodor Gottlieb von Hippel aus 
Gerdauen, etwas über das Dorf 

Prosit, mit Ortsplan, und Neuig-
keiten aus dem Heimatkreis. In ei-
ner neuen Rubrik werden zudem 
unsere neu eingerichtete Heimat-
stube in Büdelsdorf und ausge-
suchte Exponate vorgestellt. Ha-
ben Sie den Heimatbrief trotz Ver-
sand nicht im Postkasten gehabt 
oder möchten Sie die Hefte zu-
künftig regelmäßig erhalten? Dann 
melden Sie sich bei Walter Mogk, 
Am Eichengrund 1 f, 39629 Bis-
mark, Telefon/Whatsapp (0151) 
12305377, E-Mail: kreiskartei@
kreis-gerdauen.de. Wir senden Ih-
nen dann das Heft beziehungswei-
se einen Anmeldebogen zur Kreis-
kartei per Post oder auf elektroni-
schem Wege zu. Mit der Anmel-
dung gehen Sie keinerlei Verpflich-
tungen oder Kosten ein. Die Mit-
gliedschaft in der Heimatkreisge-
meinschaft und der Bezug des 
Heimatbriefes ist für Sie kosten-
frei. Über Spenden, mit denen wir 
unsere Arbeit und die Erstellung 
des Heimatbriefes ausnahmslos fi-
nanzieren, freuen wir uns natür-
lich. Walter Mogk

Kreisvertreter: Dieter Neukamm, 
Am Rosenbaum 48, 51570 Wind-
eck, Telefon (02243) 2999, E-Mail: 
neukamm-herchen@t-online.de 
Geschäftsstelle: Hans-Joachim 
Scheer, Wrister Str.1, 24576 Wed-
delbrook, Telefon (04192)4374,  
E-Mail: hans-joachim.scheer@t- 
online.de

Tilsit-Ragnit

Helmut Pohlmann zum 90.
Würdigung eines wertvollen Mit-
arbeiters, der nach seiner Pensio-
nierung sich der Heimatkreisge-
meinschaft Tilsit-Ragnit e.V. zur 
Verfügung stellte, der sehr schnell 
in den Vorstand avancierte und ihn 
mit seinen Ideen bereicherte.

Helmut Pohlmann wird 90! Ein 
Ostpreuße, wie er im Buche steht. 
Ist für ihn nun der letzte Teil eines 

erlebnisreichen Lebens angebro-
chen? 

Ein wahrlich turbulentes Le-
ben liegt hinter dem Jubilar. Gebo-
ren am 7. Januar 1932 in Waldau/
Ostpreußen an der Scheschuppe, 
dem späteren Ostfluss, wuchs Hel-
mut als ältester von fünf Söhnen 
seiner Eltern Werner und Martha 
Pohlmann, geb. Oppermann, auf.

Am 12. Oktober 1944, so berich-
tet er in seinem Büchlein „Lebens-
erinnerungen“, war die Ostfront 
bedrohlich nahe gerückt, als der 
erste Teil der Flucht gen Westen 
begann. Zunächst noch in halb-
wegs geordneten Verhältnissen, 
blieb der Familie doch im späteren 
Verlauf der Flucht keine Mühsal 
erspart. Das Eis des Frischen Haffs 
trug die beiden Pferdegespanne, 
bis sie auf der anderen Seite fast 
wieder festen Boden unter den Hu-
fen hatten. Ein Pferd wurde durch 
Bordwaffenbeschuss der Tiefflie-
ger getötet, Bombenlöcher hatten 
das Eis stellenweise aufgerissen 
und mussten umfahren werden. 
Ganze Gespanne samt Insassen 
versanken in den eisigen Fluten 
des Haffs. Die letzte kurze Strecke 
konnte schließlich zu Fuß zurück-
gelegt werden. Mit viel Glück wur-
de die Nehrung erreicht. Der nun 
folgende Leidensweg endete für 
die Familie, von der Front inzwi-

schen überrollt, wieder im Hei-
matort Waldau. Mit Frondiensten 
im eigenen Land folgte nun die 
systematische „Entdeutschung“ 
Ostpreußens und endete im Som-
mer 1948 mit der Vertreibung aller 
Deutschen aus Ostpreußen. 

Helmuts schulische Ausbil-
dung mündete im Ingenieurstudi-
um, Fachrichtung Maschinenbau, 
an der Fachhochschule Kiel mit 
Ablegung der Diplomprüfung 1956.

Seine Tätigkeit als Ingenieur 
begann er bei der AEG-Hauptver-
waltung in Berlin Grunewald, 
Fachbereich Thermodynamik, 
Turbinen, Kernkraftwerke. Seine 
größte Anlage, die er als Projektlei-
ter betreute, war das KKW Philips-
burg bei Karlsruhe.

Im Dezember 1956 wurde ge-
heiratet. Der Ehe entspross eine 
Tochter.

1969 gliederten die Firmen 
AEG und Siemens ihre Bereiche 
„Kraftwerke“ aus dem Mutterkon-
zern aus und gründeten die ge-
meinsame Tochter „Kraftwerk-
union“. 

Die junge Familie zog 1970 von 
Berlin nach Frankfurt am Main 
und 1973 in ihr neu gebautes Haus 
im hessischen Dietzenbach.
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Aus den Landesgruppen und Heimatkreisen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.
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Wird 90: Ehrenvorsitzender Helmut Pohlmann Foto: privat

Fortsetzung auf Seite 17
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

  4 3  8  5 1 
 7 8      6 2
     7    
 1  5 4  7 6  9
         
 2  7 8  6 1  3
     6    
 8 1      3 4
  2 9  3  8 7 

  4 3  8  5 1 
 7 8      6 2
     7    
 1  5 4  7 6  9
         
 2  7 8  6 1  3
     6    
 8 1      3 4
  2 9  3  8 7 

 9 4 3 6 8 2 5 1 7
 7 8 1 5 4 9 3 6 2
 6 5 2 3 7 1 4 9 8
 1 3 5 4 2 7 6 8 9
 4 6 8 9 1 3 7 2 5
 2 9 7 8 5 6 1 4 3
 3 7 4 2 6 8 9 5 1
 8 1 6 7 9 5 2 3 4
 5 2 9 1 3 4 8 7 6

Diagonalrätsel: 1. Person, 2. Hydrat,  
3. wetten, 4. Methan, 5. Legion,  
6. Reifen – Python, Natter

Kreiskette: 1. Abwehr, 2. Weisse,  
3. Neisse, 4. Helden, 5. Leiter –  
Abwesenheit

Sudoku:

PAZ22_01

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein anderes Wort für Fernsein.

1 Widerstand, Verteidigung, 2 Frau mit heller Hautfarbe, 3 Fluss zur Oder,
4 tapfere Männer, 5 Sprossenstiege

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Schlan-
gen.
1 Mensch als Individuum
2 chemische Verbindung
3 einen Tipp abgeben
4 farb- und geruchloses Gas
5 Söldnertruppe
6 Radzubehör

„Was ist baltische Kunst? Gibt es 
eine baltische Kunst? Oder ist ihr 
Charakter national geprägt: est-
nisch, lettisch, litauisch?“ – mit 
diesen Fragen warb das Programm 
für die letztjährigen Kulturtage 
„Mare Balticum“ im Ankündi-
gungsflyer der Deutsch-Baltischen
Gesellschaft für eine Auseinander-
setzung mit baltischer Kunst wäh-
rend der Zarenherrschaft, in den 
Jahren der Unabhängigkeit, der 
Sowjetzeit und unter den heuti-
gen, europäischen und transnatio-
nalen Bedingungen. Landesbeauf-
tragte Margarete Ziegler-Rasch-
dorf nahm als Gast am Eröffnungs-
abend der dreitägigen Kulturtage 
im Deutsch-Baltenhaus in Darm-
stadt teil und überbrachte die Grü-
ße der Hessischen Landesregie-
rung (LBHS). 

In ihrem Grußwort führte Lan-
desbeauftragte Ziegler-Raschdorf 

aus: „Die Auseinandersetzung mit 
Kunst und Kultur verweist auf die 
Vergangenheit und den Umgang 
mit überbrachten Werten, spiegelt 
auch immer ein Lebensgefühl wi-
der, hat zugleich eine zukunftsge-
richtete Dimension und beinhaltet 
Visionen einer künftigen Gesell-
schaft. Im Umgang mit Kunst und 
Kultur zeigen sich also die Diskur-
se und die Entwicklung einer Ge-
sellschaft. Die Internationalen 
Kulturtage der Deutsch-Baltischen 

Gesellschaft beleuchten in Vorträ-
gen, Gesprächen und Publikums-
diskussionen diese verschiedenen 
Aspekte, verbunden wird dies mit 
einer Ausstellung historischer bal-
tischer Kunst. Meine Glückwün-
sche im schönen Baltenhaus gelten 
dem neu in das Amt des Bundes-
vorsitzenden gewählten Andreas 
Hansen, als auch der seit 31 Jahren 
bestehenden Patenschaft des Lan-
des Hessen über die Deutsch-Bal-
tische Gesellschaft.“

Dieses Jubiläum, wie auch den 
70. Jahrestag des Bestehens der 
Gesellschaft im letzten Jahr konn-
ten die Deutsch-Balten nicht mit 
einem Festakt, sondern aufgrund 
der Corona-Pandemie lediglich 
mit einer Festschrift würdigen. Die 
Landesbeauftragte betonte: „Dabei 
habe ich den Verband gerne unter-
stützt, wie auch bei vielen weiteren 
Projekten, die die Gesellschaft mit
großer Initiative umgesetzt hat. Zu 
nennen sei hier die Aufarbeitung, 

Entschimmelung und Sortierung 
des Verbandsarchivs, die Förde-
rung von Kulturveranstaltungen 
und Konzerten, die Erneuerung 
der Bestuhlung und nicht zuletzt 
sei auch die Erhöhung der institu-
tionellen Förderung für die Paten-
schafts-Landsmannschaft von 
60.700 auf 80.000 Euro erwähnt“.

Eine moderne, auch für junge 
Menschen interessante Erinne-
rungs- und Kulturpflege sei für die 
Hessische Landesregierung ein 
wichtiger Punkt. Die Deutsch-Bal-
tische Gesellschaft kümmere sich
als aktiver Verband um die Weiter-
gabe ihres reichen Erbes und lege 
viel Wert auf die Kulturpflege und 
Jugendarbeit. Dies zeige erneut 
das beeindruckende Programm 
der Kulturtage 2021. Die Kulturta-
ge „Mare Balticum“ führten immer 
wieder auch Vertreterinnen und 
Vertreter der Partnervereine aus 
Estland, Lettland und Litauen ins 
Baltenhaus. Ziegler-Raschdorf 
dankte dem Bundesvorsitzenden 
Andreas Hansen sowie dem stell-
vertretenden Bundesvorsitzenden 
und rührigen Schatzmeister Chris-
tian Toop sowie der Geschäftsfüh-
rung für die gute und reibungslose 
Zusammenarbeit. Eine besondere 
Anerkennung verdiene außerdem 
das Bestreben der Gesellschaft, 
eine Brückenfunktion zwischen 
dem deutschen Volk und den Völ-
kern im baltischen Raum wahrzu-
nehmen. 

Landesbeauftragte der Hessischen 
Landesregierung für Heimatvertrie-

bene und Spätaussiedler

HESSEN

„Mare Balticum“ 2021 in Präsenz
Die Kulturtage der Deutsch-Baltischen-Gesellschaft mit der Landesbeauftragten Margarete Ziegler-Raschdorf

V.r.n.l.: Bundesvorsitzender der Deutsch-Baltischen Gesellschaft, Andreas Hansen; Landesbeauftragte Marga-
rete Ziegler-Raschdorf und Verleger Peter Jochen Bosse, Michelstadt Foto: LBHS

Ostpreußisches 
Landesmuseum

Seit dem 1. Januar gelten 
wieder die gewohnten Öff-
nungszeiten, Dienstag bis 
Sonntag, 10 bis 18 Uhr.

Für den Museumsbesuch 
gilt die 2G-Regel. Es ist ein 
Nachweis über eine Gene-
sung oder vollständige Imp-
fung vorzulegen. Weiterhin 
gelten die aktuellen Ab-
stands- und Hygieneregeln; 
das Tragen einer FFP2-Mas-
ke in den Innenräumen ist 
ebenfalls Vorschrift.

Am Dienstag, 18. Januar, 
14.30 Uhr führt Kurator 
Jörn Barfod durch die aktu-
elle Sonderausstellung „Den 
Dingen das Beiläufige neh-
men – Expressionistische 
Maler aus Ostpreußen“. Die 
Teilnehmerzahl ist begrenzt 
und eine Anmeldung unter 
Telefon (04131) 759950 
oder per E-Mail: info@ol-lg.
de erforderlich, der Eintritt 
kostet zuzüglich zum Muse-
umseintritt drei Euro.

 
Ernst Mollenhauer Foto: OL

„Die Auseinan-
dersetzung mit 

Kunst und Kultur 
... beinhaltet 

Visionen einer 
künftigen 

Gesellschaft“
Margarete Ziegler-

Raschdorf 
LBHS
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Nach seiner Pensionierung 
wurde das Haus verkauft, um den 
Lebensabend im schleswig-hol-
steinischen Kropp zu verbringen.

Das war wohl die Zeit, als ich 
von Helmut telefonisch kontak-
tiert wurde, und er uns seine Mit-
arbeit anbot. Bald war er Mitglied 
unserer Kreisgemeinschaft. Seine 
aktive Mitarbeit begann als Schrift-
führer und endete als Geschäfts-
führer unseres Vereins. Dieses Amt 
hatte er zwölf Jahre inne. Anläss-
lich des Hauptkreistreffens der 
Kreisgemeinschaft Tilsit-Ragnit 
e.V. am 23. Mai 1998 in Raisdorf 
wurde Helmut eine große Ehrung 
mit folgendem Wortlaut zuteil: 
„Die Landsmannschaft Ostpreu-
ßen verleiht Helmut Pohlmann in 
Würdigung des langjährigen Ein-
satzes für Heimat und Vaterland 
ihr Ehrenzeichen.“

Im Folgenden seien einige sei-
ner Aktivitäten als Mitglied der 
Kreisgemeinschaft Tilsit-Ragnit 
erwähnt: Teilnahme an etwa 
20  Reisen in die Heimatregion, 
teils auch als Reiseleiter; Organisa-
tion und Begleitung diverser Hilfs-
gütertransporte in die Heimat, da-
runter der Transfer eines komplet-
ten Friseurladens, ein anderes Mal 

der Transport einer Wagenladung 
Südfrüchte; Mithilfe beim Aufbau 
der Heimatstube in Preetz; Mitar-
beit beim Zustandekommen des 
Partnerschaftsvertrags Neman - 
KG Tilsit-Ragnit. 

Der Jubilar war natürlich nicht 
vor Rückschlägen gefeit, wie es in 
jedem menschlichen Leben üblich 
ist. So traf ihn der Verlust seiner 
lieben Frau Ingrid, die seine ge-
samte berufliche Laufbahn beglei-
tet hatte, sehr, wollten sie doch 
gemeinsam miteinander den Le-
bensabend verbringen. 

Wir wünschen Dir, lieber Hel-
mut, auf dem nun alleine verblie-
benen Lebensweg vor allen Dingen 
zufriedenstellende Gesundheit 
und Gottes reichen Segen. Die 
freudigen Tage mögen stets die 
Oberhand behalten.

Der Vorstand hat Dir bei Dei-
nem Ausscheiden aus dem aktiven 
Dienst in der Kreisgemeinschaft 
die Ehrenmitgliedschaft verliehen. 
Möge unser Ehrenmitglied Helmut 
Pohlmann uns noch manche Jahre 
mit Rat und Tat begleiten.

Das wünscht Dir von ganzem 
Herzen unsere Kreisgemeinschaft 
Tilsit-Ragnit und ganz besonders 
ihr Ehrenvorsitzender, der Dich 
einmal in unsere Gemeinschaft in-
tegrieren durfte, Albrecht Dyck

Heimatkreisgemeinschaften

Fortsetzung von Seite 15

Festveranstaltung mit Ansprache des Sprechers,
Fahneneinmarsch, Kulturprogramm u.v.m.

Ostpreußen
Landsmannschaft

der

Jahrestreffen

CongressPark Wolfsburg

Heinrich-Heine-Straße, 38440 Wolfsburg

(Zufahrt über die Straße Klieverhagen)

Sonnabend, 11. Juni 2022

  10 -17Uhr CongressPark Wolfsburg www.ostpreussen.de

ANZEIGE

Philosophisches zum Jahresbeginn

„Alles ist in der Natur verbunden: ein Zustand strebt zum an-
dern und bereitet ihn vor. Wenn also der Mensch die Kette der 
Erdorganisation als ihr höchstes und letztes Glied schloß, so 
fängt er auch eben dadurch die Kette einer höhern Gattung von 
Geschöpfen als ihr niedrigstes Glied an; und so ist er wahrschein-
lich der Mittelring zwischen zwei ineinandergreifenden Systemen 
der Schöpfung. Auf der Erde kann er in keine Organisation mehr 
übergehen, oder er müßte rückwärts und sich im Kreise umher-
taumeln; stillstehen kann er nicht, da keine lebendige Kraft im 
Reich der wirksamsten Güte ruhet; also muß ihm eine Stufe be-
vorstehn, die so dicht an ihm und doch über ihm so erhaben ist, 
als er, mit dem edelsten Vorzuge geschmückt, ans Tier grenzet. 
Diese Aussicht, die auf allen Gesetzen der Natur ruhet, gibt uns 
allein den Schlüssel seiner wunderbaren Erscheinung, mithin die 
einzige Philosophie der Menschengeschichte. Denn nun wird 
1. der sonderbare Widerspruch klar, in dem sich der Mensch zei-
get. Als Tier dienet er der Erde und hängt an ihr als seiner Wohn-
stätte; als Mensch hat er den Samen der Unsterblichkeit in sich, 
der einen andern Pflanzgarten fordert. Als Tier kann er seine Be-
dürfnisse befriedigen, und Menschen, die mit ihnen zufrieden 
sind, befinden sich sehr wohl hienieden. Sobald er irgendeine 
edlere Anlage verfolgt, findet er überall Unvollkommen-
heiten und Stückwerk; das Edelste ist auf der Erde nie 
ausgeführt worden, das Reinste hat selten Bestand und 
Dauer gewonnen; für die Kräfte unsers Geistes und Her-
zens ist dieser Schauplatz immer nur eine Übungs- und 
Prüfungsstätte. Die Geschichte unsers Geschlechts mit ihren 
Versuchen, Schicksalen, Unternehmungen und Revolutionen be-
weiset dies sattsam. Hie und da kam ein Weiser, ein Guter und 
streuete Gedanken, Ratschläge und Taten in die Flut der Zeiten; 
einige Wellen kreiseten sich umher, aber der Strom riß sie hin 
und nahm ihre Spur weg; das Kleinod ihrer edlen Absichten sank 
zu Grunde. Narren herrschten über die Ratschläge der Weisen, 
und Verschwender erbten die Schätze des Geistes ihrer samm-
lenden Eltern. Sowenig das Leben des Menschen hienieden auf 
eine Ewigkeit berechnet ist, sowenig ist die runde, sich immer 
bewegende Erde eine Werkstätte bleibender Kunstwerke, ein 
Garten ewiger Pflanzen, ein Lustschloß ewiger Wohnung. Wir 
kommen und gehen; jeder Augenblick bringt Tausende her und 
nimmt Tausende hinweg von der Erde: sie ist eine Herberge für 
Wandrer, ein Irrstern, auf dem Zugvögel ankommen und Zugvö-
gel wegeilen. Das Tier lebt sich aus, und wenn es auch höhern 
Zwecken zufolge sich den Jahren nach nicht auslebet, so ist doch 
sein innerer Zweck erreicht; seine Geschicklichkeiten sind da, 
und es ist, was es sein soll. Der Mensch allein ist im Widerspruch 
mit sich und mit der Erde; denn das ausgebildetste Geschöpf un-
ter allen ihren Organisationen ist zugleich das unausgebildetste 
in seiner eignen neuen Anlage, auch wenn er lebenssatt aus der 
Welt wandert. Die Ursache ist offenbar die, daß sein Zustand, 
der letzte für diese Erde, zugleich der erste für ein andres Dasein 
ist, gegen den er wie ein Kind in den ersten Übungen hier er-
scheinet. Er stellet also zwo Welten auf einmal dar; und das 
macht die anscheinende Duplizität seines Wesens.“  
 Johann Gottfried Herder (1744 in Mohrungen bis 1803 in Weimar)

Kulturzentrum Ostpreußen

Wie die Mediathek der Lands-
mannschaft Ostpreußen einen 
Schatz an Informationen rund um 
das Thema Ostpreußen bietet, so 
lohnt ein Blick auf die Internetsei-
te des Kulturzentrums Ostpreu-
ßen genauso. Hier finden sich 
beispielsweise unter der Rubrik 
„Historische Kalenderblätter“ ein 
gewaltiger Fundus an Wissen zu 
wichtigen Ostpreußen. 

So gab es im August 2014 ein Ka-
lenderblatt zum Philosophen und 
unangepassten Polemiker Johann 
Gottfried Herder, der am 25. Au-
gust 1744 in der ostpreußischen 
Kreisstadt Mohrungen geboren 
wurde: „Die strenge elterliche Er-
ziehung durch Mutter Anna Elisa-
beth und Vater Gottfried Herder, 

einem Kantor und streng pietisti-
schen Pädagogen, prägte seine 
Kindheit sehr. Tugenden wie Fleiß, 
Ehrgeiz und Pflichtbewusstsein 
wurden dem Jungen schon früh-
zeitig beigebracht. Seiner außer-
ordentlichen Intelligenz war es zu 
verdanken, dass er die einfache 
Schule in Mohrungen bereits früh-
zeitig verlassen konnte, um nach 
Königsberg zu gehen. Obwohl 
Herder ursprünglich Medizin stu-
dieren wollte, begann er nach sei-
ner Schulzeit ein Theologie- und 
Philosophiestudium an der altehr-
würdigen Albertus-Universität. 
Hier lernte er unter anderem Im-
manuel Kant kennen, den er als 
großen ostpreußischen Theoreti-
ker sehr schätzte. Im Geist der hu-
manistischen Aufklärung, die Mitte 

des 18. Jahrhunderts in den Krei-
sen des intellektuellen Bürgertums 
immer stärker aufblühte, machte 
er rasch Bekanntschaft mit den 
freiheitlich-demokratischen The-
sen Jacques Rousseaus. Auf Emp-
fehlung seines Freundes, des Kö-
nigsberger Philosophen Johann 
Georg Hamann, wurde Herder 
1764 Kollaborator der Domschule 
in Riga. Abwerbungsversuche 
durch die St. Petersburger Peters-
schule entgegnete die Stadt Riga 
frühzeitig mit einer eigens für ihn 
geschaffenen Stelle in der städti-
schen Hauptkirche. Hier verfasste 
Herder die ersten Traktate seiner 
weltberühmten Abhandlungen. 
Mit der dreiteiligen Sammlung 
„Über die neuere deutsche Litera-
tur. Fragmente“ (1766/67) er-

langte der Philosoph einen her-
ausragenden Ruf innerhalb des 
aufgeklärten Bürgertums.“

Herder erforschte die großen so-
zialen Unterschiede auf dem Land 
und weitere Diskrepanzen, indem 
er die einfache Lebensweise der 
Letten und Esten untersuchte. 
Wie in den meisten ländlichen Ge-
genden bestimmte die Adelsherr-
schaft das klägliche Landleben, 
das in Widerspruch zu den libera-
len Entwicklungen des städtischen 
Bürgertums stand. Reformen wa-
ren deshalb, laut Herder, dringend 
notwendig, um die sozialen Unter-
schiede zu beseitigen.“ EB

b Kulturzentrum Ostpreußen 
Schloßstraße 9, 91792 Ellingen
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D er Orden der Brüder vom 
Deutschen Hospital Sankt Ma-
riens in Jerusalem wurde 1190 
während des dritten Kreuz-

zugs als Gemeinschaft von Krankenpfle-
gern gegründet und dann am 19. Februar 
1199 von Papst Innozenz III. in einen Rit-
terorden umgewandelt, für den sich die 
Kurzbezeichnung Deutscher Orden ein-
bürgerte. Diesem gelang es beizeiten auch, 
in Europa Fuß zu fassen. Von zentraler Be-
deutung hierbei waren die Goldene Bulle 
von Rimini und die Bulle von Rieti – zwei 
Dokumente, mit denen Kaiser Friedrich II. 
beziehungsweise Papst Gregor IX. den Or-
den 1226 und 1234 ermächtigten, gegen den 
„heidnischen“ Volksstamm der Prußen zu 
kämpfen und sich das dabei besetzte Terri-
torium anzueignen. 

Der Eroberungsfeldzug begann im Jah-
re 1231, als der erste Landmeister von Preu-
ßen, Hermann von Balk, mit sieben Or-
densrittern und 700 Mann die Weichsel 
überschritt und noch im selben Jahr eine 
erste Burg auf dem jenseitigen Ufer errich-
ten ließ. Derartige Bauwerke dienten als 
Stützpunkte für den weiteren Feldzug ge-
gen die Prußen sowie zur Sicherung des 
neu gewonnenen Landes.

Burgen ab 1240
Im südlichen Teil der späteren preußi-
schen Provinz Ostpreußen, der heute als 
polnische Woiwodschaft Ermland-Masu-
ren firmiert, entstanden dann ab 1240 
unter anderem noch Burgen am Platze 
der späteren Ortschaften Allenstein, Bar-
ten, Briesen, Bäslack, Braunsberg, Heils-
berg, Löbau, Lötzen, Mehlsack, Mohrun-
gen, Neidenburg, Hohenstein, Ortelsburg, 
Osterode, Rastenburg, Rößel, Schönberg, 
Soldau, Sonnenberg und Wartenburg so-
wie auch auf der Dobenschen Insel im 
Mauersee. 

Eine weitere solche Befestigungsanlage 
aus der Zeit der Expansion des Deutschen 

Ordens wurde schon im 19. Jahrhundert in 
das preußische Denkmalregister eingetra-
gen. Denn der Königsberger Landeshisto-
riker Max Toeppen war 1861 nach der Aus-
wertung des spätmittelalterlichen Werkes 
„Chronicon Terrae Prussiae“ von Peter 
von Dusburg zu der Ansicht gelangt, dass 
die Wälle und Gräben bei Plauten unweit 

von Mehlsack und 56 Kilometer nördlich 
von Allenstein ebenfalls Überreste einer 
Ordensburg seien. Allerdings hat bis vor 
Kurzem niemand an dieser Stelle gegra-
ben, um Toeppens Annahme zu überprü-
fen.

Die ersten, welche den Spaten in die bis 
zu 20 Meter hohen Erhebungen inmitten 

eines Waldgebietes nahe des heutigen Pluty 
stachen, waren Archäologen unter der Lei-
tung von Rafał Solecki von der Kardinal-
Stefan-Wyszynski-Universität in War-
schau. Die polnischen Wissenschaftler er-
kundeten das Gelände im Rahmen eines 
nationalen Programms zur Erstellung ei-
nes Kataloges der Befestigungsanlagen in 
Ermland-Masuren. Dabei griffen sie zu-
nächst zu zerstörungsfreien Methoden wie 
Bodenradar und legten danach steinerne 
Fundamente frei. 

Spuren aus der Eisenzeit
Im Zuge dieser Ausgrabungen stellte sich 
heraus, dass das Areal schon vor fast  
2500 Jahren bebaut wurde, denn die un-
terste Schicht stammt aus dem 5. bis 3. 
Jahrhundert v. Chr., also der frühen Ei-
senzeit. Dann muss in Plauten zwischen 
dem 11. und 13. Jahrhundert n. Chr. eine 
einfache hölzerne prußische Burg gestan-
den haben. Die wiederum eroberte der 
Deutsche Orden irgendwann nach 1240 
und wandelte sie in eine zweistöckige Fes-
tung mit Turm um. Im alten Burggraben 

entdeckten Solecki und sein Team cha-
rakteristische Keramikscherben und 
Pfeilspitzen, welche als untrügliche Bele-
ge für die Anwesenheit der Ordensritter 
gelten. Gleichzeitig dürfte die Burg von 
Plauten mehrmals von den vertriebenen 
Prußen attackiert worden sein. Das ist 
jedenfalls die plausibelste Erklärung für 
die große Zahl der im Boden steckenden 
Projektile.

Historischen Aufzeichnungen zufolge 
ging das Bauwerk nicht in den direkten Be-
sitz des Ordens über, sondern gehörte zu 
einer der vier christlichen Diözesen Kul-
merland, Pomesanien, Ermland und Sam-
land im entstehenden Deutschordensstaat, 
welche am 29. Juli 1243 durch den päpstli-
chen Legaten Wilhelm von Modena im Auf-
trag von Papst Innozenz IV. geschaffen und 
nachfolgend den Bischöfen Heidenreich, 
Ernst von Torgau, Heinrich von Streitberg 
beziehungsweise Anselm von Meißen und 
Dietrich I. unterstellt worden waren. In die-
ser Eigenschaft beherbergte die Burg aller 
Wahrscheinlichkeit nach kirchliche Verwal-
tungsbeamte der Diözese Ermland. Parallel 
dazu diente sie wohl auch als Stützpunkt, 
von dem aus man Abgaben der örtlichen 
Bevölkerung eintrieb, um diese dann in den 
Kellern des Gebäudes einzulagern. Auf je-
den Fall waren die Ordensritter hier nicht 
die Hausherrn, sondern nur eine Art Garde 
zum Schutz der Kleriker. 

Die mutmaßlichen Funktionen der Burg 
von Plauten erklärt dann auch deren etwas 
untypischer Standort: Normalerweise wähl-
te der Deutsche Orden die Plätze für seine 
Befestigungsanlagen sehr sorgfältig aus und 
errichtete diese nur dann an der Stelle alter 
prußischer Wallburgen, wenn die natürli-
chen Geländebedingungen dort eine opti-
male Verteidigung garantierten, was in 
Plauten aber offenkundig nicht der Fall war. 
Solecki und Kollegen planen zusätzliche 
nichtinvasive Untersuchungen des Bodens 
rund um die Fundstelle, um eventuelle wei-
tere unterirdische Strukturen zu identifi-
zieren. 

Waldgebiet in der Nähe von Plauten: Archäologen der Kardinal-Stefan-Wyszynski-Universität bei der Arbeit

Die einstige Zisterzienserabtei Leubus 
[Lubiąż], etwa 54 Kilometer nordwestlich 
von Breslau entfernt, zieht wieder Kunst-
publikum an. Seit einigen Tagen hängen 
nämlich an den sonst kahlen Wänden der 
Klosterkirche wieder Kopien von Werken, 
die das Haus einst bestimmten. Zuvorderst 
ist dabei an den Königsberger Michael 
Willmann (1630–1706) zu denken.

Der Schlesische Rembrandt, wie Will-
mann gern genannt wird, schuf seine be-
rühmtesten Werke im Auftrag des Leubu-
ser Abts Arnold Freiberger. Willmanns 
Werkstatt wurde bald ein Vorbild für die 
barocke Malerei in ganz Schlesien. Es folg-
ten Aufträge aus den Abteien Grüssau 
[Krzeszów], Heinirchau [Henryków], 
Kamenz [Kamieniec Ząbkowicki] und den 
oberschlesischen Klöstern Rauden [Ru-
dy] und Himmelwitz [Jemielnica]. Will-
manns Monumentalwerke entsprachen 
dem Geist der Gegenreformation und 
wurden gebührend in den Zisterzienser-
klöstern, die damals als künstlerische Zen-
tren galten, gefeiert.

Ruhm schon zu Lebzeiten
Willmann genoss schon zu Lebzeiten gro-
ßen Ruhm. Seine Vita ist bereits in der erst-
mals 1675 erschienenen „Teutsche(n) Aca-

demie der edlen Bau-, Bild und Malerei-
künste“ aufgenommen worden. Er starb 
1706 als ein hochgeehrter Künstler. Nach 
seinem Tode wurde er in der Klostergruft 
von Leubus neben den Äbten bestattet.

Das Kloster Leubus, das im 14. Jahr-
hundert nicht nur das wichtigste Schlesi-
ens, sondern ein kulturelles Zentrum ganz 
Ostmitteleuropas war, konnte diese Posi-
tion jedoch nicht halten. Erst unter Abt 
Arnold Freiberger war im Barock wieder 
ein „Goldenes Zeitalter“ für Leubus ange-
brochen.

Säkularisierung brachte das Aus
Mit den Schlesischen Kriegen und der 
nunmehrigen Zugehörigkeit zu Preußen 
kam jedoch der nächste Umbruch. Im Zu-
ge der Säkularisierung wurde das Kloster 
Leubus 1810 aufgelöst. Mit der Schließung 
wurden etliche Werke Willmanns in die 
neue Gemäldegalerie zu Breslau ver-
bracht. Tytus Czartoryski (PiS), der Vor-
sitzende der Kommission für Kultur und 
Bildung der Woiwodschaft Niederschle-
sien, sieht darin den Hauptgrund des Ver-
falls. „Die Säkularisierung Anfang des 19. 
Jahrhunderts war ein Fehler, denn auf die-
se Weise verlor das Kloster seine wichtige 
organisatorische Rolle“, bekundete Czar-

toryski gegenüber TVP Breslau ganz in 
dem Sinne, dass Preußen für die negati-
ven Aspekte der Geschichte zuständig 
sein muss. Und dies, obwohl nach 1945 
erst eine richtige Tilgung Willmanns aus 
dem Bewusstsein Schlesiens folgen sollte.

Für den Niederschlesischen Woiwo-
den Jarosław Obremski wird noch viel 
Wasser die Oder hinabfließen müssen, 
ehe der Klosterkomplex nur annähernd so 
gut in Schuss sein wird wie beispielsweise 
Grüssau. Er hofft, dass die 1989 gegründe-

te Stiftung Leubus [Fundacja Lubiąż], die 
nun Besitzer des gesamten Klostergelän-
des ist, Gelder für die Sanierung akqui-
riert.

Originale befinden sich in Breslau
Erst einmal sollen nun Kunstfreunde 
Willmann-Kopien betrachten dürfen. Die 
Reproduktionen sind während der Vorbe-
reitung zu der großen Willmann-Schau 
„Opus Magnum“ entstanden. Während 
die Originale im Vier-Kuppel-Pavillon 
neben der Breslauer Jahrhunderthalle 
präsentiert wurden, haben Künstler im 
Auftrag des Breslauer Nationalmuseums 
Kopien für Warschauer Kirchen erstellt, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg mit Will-
mann-Werken aus Schlesien  ausgestattet 
wurden. 

„Die Kopien sind lediglich eine Spur 
der einstigen Pracht und des künstleri-
schen Reichtums des Leubuser Klosters. 
Sie sollen daran erinnern, dass dieser Ort 
in der Vergangenheit eine Schatzkammer 
neuzeitlicher schlesischer Kunstwerke 
war. Sie sollen aber auch hoffen lassen, 
dass die Originale einmal hierher zurück-
kehren“, so Piotr Oszczanowski, Leiter 
des Nationalmuseums zu Breslau.

 Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Der „Schlesische Rembrandt“ kehrt nach Leubus zurück
Die Zisterzienserabtei erhielt Kopien des Königsbergers Michael Willmann – Noch ist ungewiss, ob die Originale folgen

Beeindruckend auch im Detail: Ausschnitt eines Werks von Michael Willmann

ORDENSBURGEN

Neue Erkenntnisse über Burg Plut
Archäologen aus Warschau untersuchten Erhebungen in einem Waldgebiet in der Nähe von Plauten
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Burg Plut: Abbildung aus „Die Bau- und Kunstdenkmäler der Provinz Ostpreußen“
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VON ERWIN ROSENTHAL

E ine Wanderung am breiten, 
feinsandigen Strand von Kol-
berg [Kołobrzeg] lässt den Be-
sucher ahnen, dass dieses Ost-

seebad in der 2. Hälfte des 19. und in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ein 
ernst zu nehmender Konkurrent des äl-
testen pommerschen Ostseebades Swine-
münde war. Bei den Gästezahlen war man 
auf Augenhöhe mit den Usedomer Bädern 
und Misdroy. Man verstand sich als Kran-
ken- und RekonvaleszensbadRekonvaleszensbad und warb 
damit, im Unterschied zu anderen Nord- 
und Ostseebädern, einen „vollkommen 
schnakenfreien Strand“ zu haben. 

In den 1930er Jahren stritt sich das 
„See-, Moor- und Solebad Kolberg“ gar 
mit Swinemünde um den Superlativ, „das 
meistbesuchte deutsche Ostseebad“ zu 
sein. Im Sommerhalbjahr 1938 wurden 
566.000 Gästeübernachtungen regist-
riert. Die Gastgeber waren stolz auf ihre 
Heilanstalten (darunter zahlreiche für 
Kinder), Hotels und Pensionen, das Kur-
haus, den Seesteg und die gepflegten 
Parks. Mehrmals am Tag gab es Kurkon-
zerte. Die Mehrzahl der Besucher kam aus 
Berlin und dem mittleren und östlichen 
Deutschland, auch aus Polen. 

Heute hat sich das Bild gewandelt, die 
früheren Gastgeber sind zu Gästen ge-
worden. Die Zahl der deutschen Kurpati-
enten wächst, nicht zuletzt wegen der 
moderaten Preise, stetig. Die Zahl der 
„Heimwehtouristen“ hingegen, die zu ih-
ren Wurzeln beziehungsweise den Wur-
zeln ihrer Vorfahren zurück möchten, 
nimmt – schon biologisch bedingt – kon-
tinuierlich ab. Die deutschen Gäste wer-

den hier gerne gesehen. Im Jahre 2000 
wurde zur Erinnerung an die früheren Be-
wohner westlich der Persante, in der 
Parkanlage der Maikuhle, ein Lapidarium 
mit alten deutschen Grabsteinen geschaf-
fen. Die Wegweiser in der Stadt und die 
Hinweistafeln bei den Sehenswürdigkei-
ten sind dreisprachig: Polnisch, Deutsch 
und Englisch, was in den westpommer-
schen Bädern keineswegs die Regel ist. 

Beliebt sind Schiffsausflüge 
Sehr empfehlenswert sind in Kolberg ein 
Spaziergang auf der Ostmole, eine Schiffs-
fahrt mit der Kogge „Santa Maria“ über 
die Mündung der Persante auf die See hi-
naus oder ein Besuch des idyllisch gelege-
nen Cafés auf dem Seesteg. Der Leucht-
turm ist zwar nur 26 Meter hoch, bietet 
aber eine fantastische Aussicht. Und mit 
dem Katamaran „Jantar“ ist in der Som-
mersaison ein Tagesausflug nach Born-
holm (Nexø) möglich. Auch über einen 
Seglerhafen verfügt die Stadt. Weniger 
euphorisch stimmt die weitläufige Pro-
menade. Die berühmte Bäderarchitektur 
fehlt hier vollständig. 

Stets waren die Kriege der Fluch der 
Kolberger. Die Pest und der Dreißigjähri-
ge Krieg, in dem sich hier Wallenstein und 
die Schweden gegenüberstanden, dezi-
mierten die Bevölkerung. Im Siebenjähri-
gen Krieg hungerten die russischen Bela-
gerer die Stadt aus und nahmen sie 
schließlich nach der 3. Belagerung ein.

Napoleon hingegen, konnte im Jahre 
1807 die Festung nicht stürmen. Gneise-
nau, Schill und Nettelbeck hatten deren 
Verteidigung geleitet. 1919 war Kolberg 
der letzte Sitz der Obersten deutschen 
Heeresleitung unter Paul von Hindenburg 

und Wilhelm Groener. Das Ende für die 
im Jahre 1944 erneut zur Festung ernann-
te Stadt und ihre deutschen Einwohner 
war im März 1945 eingetreten, als die 
Stadt zwei Wochen lang von der Roten 
Armee belagert und fast völlig zerstört 
wurde. Das war der bittere Schlusspunkt 
unter der 700-jährigen deutschen Ge-
schichte der Stadt, die im Jahre 1255 von 
Herzog Wartislaw III. von Pommern und 
Bischof Hermann von Gleichen von Cam-
min das Stadtrecht nach Lübischem Recht 
erhalten hatte. 

Lübisches Stadtrecht
Von 1361 bis 1610 gehörte Kolberg der 
Hanse an. In dieser Blütezeit der Stadt 
waren die Salzproduktion, der Salzhandel 
und der Fischfang die Haupteinnahme-
quellen Kolbergs. Mehr als 30 kleinere 
Salzsiedereien existierten bis zum Jahre 
1860. Das auf der an der Persante gelege-
nen Salzinsel gewonnene Salz brachte den 
Bürgern jenen Wohlstand, der sich auch 
im Stadtbild widerspiegelte. 

Nach dem Krieg wurde das zerstörte 
historische Stadtzentrum, abgesehen 
vom Rathaus, dem Dom und einigen we-
nigen Bürgerhäusern, nicht wieder aufge-
baut. Triste Plattenbauten bestimmten zu 
dieser Zeit das Stadtbild. Erst in den 90er 
Jahren begann man damit, im Stadtzent-
rum an die alte architektonische Traditi-
on anzuknüpfen. 

Den Wert Kolbergs als Kurort erkann-
ten die polnischen Behörden bereits Jahr-
zehnte früher. Mit Unterstützung aus 

Warschau wurde das Ostseebad nach dem 
Krieg zum Zentrum der westpommer-
schen Kurorte ausgebaut. Heute bildet 
der Tourismus für die rechts und links der 
Persante-Mündung gelegene Stadt mit 
ihren 46.700 Einwohnern den stärksten 
wirtschaftlichen Zweig. Ein Rundgang 
durch das partiell wiederhergestellte his-
torische Stadtzentrum ist sehr empfeh-
lenswert. Die Pulverbastei, der Dom, das 
Neugotisches Rathaus und der Braun-
schweiger Palast bilden die Höhepunkte. 

Der Dom (die Marienbasilika) – bis 
1945 die St.-Marien-Domkirche – verfügt 
über sehr wertvolle alte Kunstschätze. Bis 
zu 9000 Gläubige können hier am Gottes-
dienst teilnehmen. Das Rathaus war von 
1829 bis 1831 nach einem Entwurf von Karl 
Friedrich Schinkel erbaut worden. Das ur-
sprüngliche mittelalterliche Rathaus wur-
de 1807 durch Napoleons Truppen, die 
der Stadt unermesslichen Schaden zuge-
fügt hatten, zerstört. Im offenen Innenhof 
des Gebäudes befand sich bis 1945 die Sta-
tue Friedrich Wilhelms III. Er hatte seine 
Schatulle für den Wiederaufbau des Rat-
hauses weit geöffnet und zudem die 
Gründung eines „Seebade-Etablisse-
ments“ in Kolberg angeregt. 

Das Braunschweigische Palais, be-
nannt nach einer angesehenen Kolberger 
Ratsfamilie, beherbergt heute das Muse-
um und bietet eine Ausstellung zur Stadt-
geschichte. Sehenswert sind auch die Ge-
bäude an der frühere Schmiedestraße [ul. 
Stanislawa Dubois], die Teil der Straße 
„An der Mauer“ war. Mit den hier wieder 
entstandenen Handwerkerhäusern aus 
dem Mittelalter ist die Annäherung an das 
historische Stadtbild offensichtlich am 
besten gelungen. In der genannten Straße 

befindet sich auch der Pulverturm [Ba-
szta Prochowa], der im 14. Jahrhundert 
als Teil der 1600 Meter langen Stadtmau-
er im Stil der Backsteingotik errichtet 
wurde. Es heißt, dass der Turm als einzi-
ges Gebäude des Stadtzentrums nicht 
zerstört worden war. Das Anbringen der 
über Jahrhunderte geltenden deutschen 
Straßennamen würde das Stadtzentrum 
zweifellos weiter aufwerten.

Festungen und Schanzen
Stein gewordene pommersche Geschich-
te sind auch die alten Festungsanlagen. 
Auf der Salzinsel befindet sich die Schill-
Redoute, eine geschlossene Feldschanze, 
die der Bewachung des westlichen Stadt-
bereichs diente. Auf den Fundamenten 
des Forts Münde, das die Hafeneinfahrt 
sicherte, wurde der heutige Leuchtturm 
erbaut. Im Osten der Strandpromenade 
können die Reste der Waldenfelsschanze 
besichtigt werden. Etwas weiter landein-
wärts, beim Amphitheater, sind beim ge-
nauen Hinsehen Überbleibsel der Wolfs-
bergschanze zu erkennen. Und westlich 
der Persante befanden sich die Heyde-
Schanze und die Kleist-Schanze.  

Die Festung Kolberg nutzte Preußen 
auch für den Strafvollzug. Hier hatten 
auch Adam Heinrich Dietrich Freiherr von 
Bülow, der als literarische Figur in Fonta-
nes Schach von Wuthenow auftritt, Turn-
vater Jahn, der in Bergen auf Rügen gebo-
rene Philosoph Arnold Ruge und Martin 
von Dunin ihre Festungshaft verbüßt. Die 
Festungshaft galt in Preußen als „ehren-
volle Strafe“. Sie konnte bei politischen 
Straftaten von Offizieren und Angehöri-
gen der höheren, gebildeten Schichten 
oder gegen Duellanten verhängt werden.

HINTERPOMMERN

Kolberg – einst und heute
Ein wundervoller Sandstrand, die reiche Historie und vielfältige Kureinrichtungen erfreuen die Besucher

Das Rathaus: 1829 bis 1831 nach einem Entwurf von Karl Friedrich Schinkel erbaut. In 
dem Innenhof befand sich bis 1945 die Statue Friedrich Wilhelms III.

Wer kennt Tollatsch?
KULINARISCHES

Diese Spezialität aus Pommern wird auch heutzutage zur Schlachtezeit in einigen Fleischereien angeboten
Winterzeit war Schlachtezeit in den Dör-
fern Pommerns. Stellte sich kältere Witte-
rung ein, wurde auf den Höfen das erste 
Schwein bereits Anfang Dezember ge-
schlachtet, das zweite folgte meistens im 
Februar. Immer war das mit einer gewis-
sen Feierlichkeit verbunden. Bei aller Vor-
freude auf Karbonaden, Bratklopse und 
Apfelgriebenschmalz bedeutete das Er-
eignis aber mindestens drei, vier Tage 
lang reichlich Arbeit. Es brauchte eben 
seine Zeit, bis die letzten Würste im Rauch 
hingen. 

Zu dem, was aber alsbald in einer 
Schüssel auf dem Essenstisch stand, ge-

hörte Tollatsch. Tollatsch, was soll das 
denn sein? So fragt man bis heute jenseits 
der Grenzen des Pommernlandes, denn 
die Spezialität ist dort unbekannt. Es han-
delt sich um in Fleischbrühe gegarte Klö-
ße, die man aus Mehl, Zucker, Schmalz, 
Schweineblut, Lebkuchengewürz, Rosi-
nen oder getrockneten Preiselbeeren 
formte. Die Zutaten variierten jedoch et-
was in den verschiedenen Landstrichen. 

Die Klöße schmeckten Groß und 
Klein, auch wohl, weil es sie nur in der 
Schlachtezeit gab. Kinder bekamen sie 
schon gern mal mit auf die Faust, um da-
mit gleich wieder nach draußen zu ver-

schwinden. Stubenhockerei war damals 
nur bei schlechtem Wetter üblich. Auch 
mussten die Kinder ab und an helfen. Man 
rief sie während des Schlachtens zu Hand-

reichungen. An Jungs, so sie denn schon 
fest auf den Beinen standen, erging zum 
Beispiel gleich zu Anfang die Bitte, die 
Seele des Schweins aufzufangen. Eine 
höchst verantwortungsvolle Angelegen-
heit, wie der Schlachter sie allen Ernstes 
belehrte, denn sie müssten aufpassen wie 
Schießhunde. Die Seelenfänger hatten die 
Aufgabe, wenn das betäubte Schwein am 
Boden lag und ausblutete, einen großen 
Sack gegen dessen Hinterteil zu drücken, 
bis die Seele eben drin war. Eigentlich ein-
fach, doch rief der Schlachter: „Habt ihr 
sie?“, mussten die Jungs verblüfft feststel-
len, dass nichts drin war im Sack. Pfiffige 

Kinder durchschauten den Schabernack 
bald und ließen sich kein zweites Mal zum 
Narren halten. Doch fielen meist immer 
wieder jüngere darauf rein. Scheu vorm 
ersten Akt des Schweineschlachtens aber 
hatte niemand.

Hausschlachtungen sind inzwischen 
aus der Mode gekommen und damit auch 
Brauchtum und mancher „Spijök“. Tol-
latsch aber wird in Fleischereien zwischen 
der Halbinsel Darß und Randowbruch zur 
Schlachtezeit noch immer gern angebo-
ten und gekauft. Auch Online ist diese 
Spezialität bei pommerschen Fleischerei-
en zu bestellen. K.-H. Engel

Der Pulverturm: Einst Teil der Stadtmau-
er, erbaut im 14. Jahrhundert

Das Museum zur Stadtgeschichte: Im einstigen Braunschweigischen Palais gelegen
Fotos (3): Erwin Rosenthal
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„... dann akzeptiert man auch schwere Maßnahmen“ 

„Sehr geehrte Damen 
und Herren, wie 
immer, warte ich 
gespannt jeden 

Donnerstag auf meine 
,Preußische‘ und bin 

gebannt ob der 
Beiträge zu Politik  

und Kultur“
Gabriele Mark, Hoyerswerder 

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

MIT ENTBEHRUNGEN LEBEN 
ZU: HIN UND HER BEI IMPFPFLICHT 
(NR. 51)

Ich gehöre einer Generation an, die in ih-
rer Kindheit noch gelernt hat, mit Ent-
behrungen leben zu können, ohne dass 
man sich gleich in seiner Lebensqualität 
beeinträchtigt fühlt. Die autofreien Sonn-
tage im Jahr 1973 zählen zu meinen 
schönsten Kindheitserinnerungen, weil 
ich als damals Elfjähriger spürte, dass die 
Erwachsenen viel entspannter waren als 
sonst.

Das ist auch der Grund, warum die 
Menschen in armen Ländern, die sich all-
täglich nach der dünnen Decke strecken 
müssen, gesellschaftlich bezogen mit die-
ser epidemischen Lage besser zurecht-
kommen als die Leute hierzulande. Das 
Hauptproblem unserer Gesellschaft ist 
der verbreitete Egoismus.

Wir haben Pandemie, aber viele Men-
schen glauben, sie hätten ein Grundrecht 
auf ihr Leben vor Corona. Die Kommuni-
kationsstrategie der Politik, sofern es 
überhaupt eine gibt, ist in diesem Punkt 
kläglich gescheitert. Eigentlich hätte die 
ehemalige Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel den Bürgern bereits reinen Wein ein-
schenken müssen, dass es das Leben vor 
Corona bis auf Weiteres nicht mehr geben 
wird. Auch der neue Bundeskanzler Olaf 
Scholz besitzt hierzu leider nicht die nö-
tige Courage. 

Wenn die Bürger wissen, woran sie 
sind, dann akzeptieren sie auch schwere 
Maßnahmen. Das hat der erste Lockdown 
im Frühjahr 2020 unter Beweis gestellt. 
Jeder Bürger in diesem Land hat ein Recht 
darauf, von der Politik mit Respekt behan-
delt zu werden. Wir sind keine kleinen 
Kinder, vor denen man die Wahrheit nicht 
aussprechen darf. Alfred Kastner, Weiden

KÄMPFER GEGEN WINDMÜHLEN 
ZU: ES IST ZEIT FÜR DEN AUSSTIEG 
(NR. 43) 

Der überraschende Rücktritt von Bun-
desbankchef Jens Weidmann wirft in der 

Tat schwerwiegende Fragen auf. Will 
Weidmann sich zurückziehen, damit das, 
was auf uns zukommt, nicht mit seinem 
Namen in Verbindung gebracht wird? 
Weiß Weidmann etwa, dass die Euro-
Währung infolge der Geldpolitik der Eu-
ropäischen Zentralbank den Bach runter 
gehen könnte? Weiß Weidmann ferner, 
dass die unsäglichen Target-2-Verbind-
lichkeiten anderer Zentralbanken bei der 
Bundesbank womöglich verloren sind? 
Die Target-2-Kredite muss die Deutsche 
Bundesbank den ausländischen Zentral-
banken einräumen, was dazu führt, dass 
wir einen Großteil unserer Exporte selbst 
bezahlen müssen. 

Das Volumen dieser Kredite beläuft 
sich auf rund eine Billion Euro und hat 
durchaus das Potential für einen Staats-
bankrott. Unser Bundeshaushalt hat ei-
nen Umfang von etwa 340 Milliarden Eu-
ro. Für die Verluste der Bundesbank 
müsste der Bundesfinanzminister auf-
kommen. Das heißt, drei volle Bundes-
haushalte würden im Loch verschwinden. 
Wollte man diese Verluste auf das deut-
sche Volk umlegen, müsste jeder Deut-
sche 12.500 Euro blechen. Für eine vier-
köpfige Familie wären das 50.000 Euro. 

Weidmann hat sich bemüht, für eine 
solide Währungspolitik im Zentralbank-
rat zu sorgen. Aber gegen die Mehrheit 
der südländischen Inflationäre konnte er 
nicht ankommen. 

 Gerhard Synowzik, Stadtoldendorf

CO₂-UMNEBELTE POLITIKER 
ZU: FÜR DEUTSCHLAND WIRD 
GLASGOW EIN DESASTER (NR. 46) 

Der Begriff „Weltklimakonferenz“ sollte 
eigentlich implizieren, dass es sich bei der 
als erforderlich angesehenen Klimaret-
tung um ein Problem handelt, welches die 
Welt nur als Gesamtheit lösen kann. Eine 
aufzustellende Klimabilanz müsste somit 
auch die Gesamtheit aller Länder dieser 
Erde mit ihren schädlichen Ausstößen 
umfassen und dort ansetzen, wo der größ-
te Ausstoß stattfindet. Aber bereits bei 
dem Begriff „Klimabilanz“ findet schon 

eine Unterscheidung nach Entwicklungs- 
und Schwellenländern statt, als wenn 
man aus einer Bilanz Teile der Aktiva oder 
Passiva herausnehmen könnte. 

Die Erreichung der Klimaziele, eine 
Senkung des Kohlenstoffdioxid (CO₂)-
Ausstoßes, wurde den Industrieländern in 
der Vergangenheit oft dadurch möglich, 
dass Wirtschaft und Politik die Abwande-
rung des produzierenden Gewerbes in 
gerade diese Länder wegen der niedrige-
ren Produktionskosten als sinnvoll erach-
teten beziehungsweise nicht widerspra-
chen. 

Wer erinnert sich nicht an die vielen 
chinesischen Arbeiter im Ruhrgebiet, die 
unsere Montanindustrie im Wandel vom 
Kohlerevier zur Dienstleistungsstruktur 
bereits vor 20 Jahren demontierten und 
in China wieder aufbauten? 

Wenn man China oder Indien (wo die 
ausgedienten Seeschiffe dieser Welt an 
den Stränden des Ozeans demontiert 
werden) zur Werkbank der Welt umfunk-
tioniert, muss man sich über deren CO₂-
Ausstoß und Energiebedarf nicht wun-
dern. Diese Länder haben es dadurch zu 
einem Wohlstand gebracht, der ohne die-
se Maßnahmen nur schwer zu erreichen 
gewesen wäre. Um sich dieses volkswirt-
schaftlich positive Ergebnis zu erhalten, 
signalisieren sie auf solchen Konferenzen 
bestenfalls ihr Wohlwollen. 

Welche Anstrengungen könnte man 
diesen von Luxussorgen weit entfernten 
aufstrebenden Ländern auch schon ab-
verlangen, zumal sie in ihrem gesamtum-
weltschädlichen Verhalten jetzt auf weite-
re finanzielle Hilfe rechnen können? 

Welche Auswirkungen nun klar defi-
nierte Zahlen bei den Emissionen 
Deutschlands (zirka drei Prozent Weltan-
teil) und anderer Industrieländer, die ihre 
Produktionen ebenfalls in Richtung Chi-
na und anderswo ausgelagert haben, für 
das Ergebnis des Gipfels weltweit Positi-
ves hätten bringen können, bleibt im 
Dunkeln. Neben der Nichteinbindung 
streitbarer Wissenschaftler zur Feststel-
lung des Umfangs der erwarteten Kata-
strophe ist leider auch die Feststellung 
unterblieben, welche Vorteile nun die 

Umstellungen auf Elektromobilität für 
die Umwelt bringen. 

Zusammenfassend wird man festhal-
ten dürfen, dass unsere Politik dabei ist, 
unsere bisher weitgehend intakte deut-
sche Volkswirtschaft an die Wand zu fah-
ren. Rudolf Neumann, Ahrensburg

WAHNSINNIGE ENERGIE-REISE 
ZU: MEHRHEIT WILL VORRANG FÜR 
MENSCHENRECHTE (NR. 51)

Aus meiner Sicht fehlt noch ein gewalti-
ges Manko von Ex-Kanzlerin Angela Mer-
kel: die Energiewende. Die Politik und die 
Energiekonzerne hatten sich auf einen 
vernünftigen Energiewechsel geeinigt. 
Doch dann kam 2011 Fukushima. Das Dra-
ma rief alle aggressiven Möchtegernum-
weltschützer auf die Barrikaden. Unter 
dieser Last brach Frau Merkel zusammen 
und machte jeden Unsinn mit.

Stromtrassen, Windenergie und So-
larstrom reichen nicht, es wird Energie 
zugekauft. Zweimal stand Deutschland im 
vergangenen Jahr vor einem Energie-
Blackout. E-Autos auf Biegen und Bre-
chen. Keiner weiß, wie man sich bei Un-
fällen verhalten soll, die Herstellung der 
Akkumulatoren ist nicht gerade umwelt-
freundlich. Wohin wird ein defektes Auto 
mit defekten Batterien verbracht? Wenn 
viele Autos in einer Wohnanlage zur sel-
ben Zeit laden, bleibt dann in den Häu-
sern das Licht an?

Unser Strompreis setzt sich aus acht 
Positionen zusammen. Der EEG-Umlage, 
der NEV-Umlage, der KWK-Umlage, der 
Offshore-Netzumlage, der Umlage für ab-
schaltbare Lasten, der Energiesteuer, der 
Konzessionsabgabe und der Umsatzsteu-
er. Es wundert mich, dass für Freileitun-
gen keine Luftbenutzungssteuer und für 
Erdkabel keine Bodenbenutzungssteuer 
erhoben wird.

Sinnvoll wäre doch, weiter zielführend 
eine Vogelschutzsteuer und eine Umwelt-
ästhetiksteuer einzuführen. Ich frage 
mich, wohin die Reise dieser wahnsinni-
gen Imagepflege der Grünen geht. 
 Peter Karstens, Eckernförde
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Das alte Preußen ist für vieles bekannt und berühmt: für große Könige und 
aufgeklärte Philosophen, für siegreiche Feldherrn, begnadete Künstler  
und fortschrittliche Reformer. Weit weniger bewusst ist, dass das Land  

mit seinen vielfältigen Regionen auch für eine großartige Küche und eine 
edle Schokoladenkultur stand. Und das nicht nur zur Weihnachtszeit  
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VON RENÉ NEHRING

D as Ergebnis war eindeutig. Beim Mitgliederentscheid der CDU zur Neubesetzung der Parteispitze entfielen 62,1 Pro-zent der Stimmen auf Friedrich Merz. Mit so viel Zuspruch für den früheren Bundes-tagsfraktionsvorsitzenden gleich im ers-ten Wahlgang – beworben hatten sich auch der bisherige Kanzleramtsminister Helge Braun und der frühere Umweltmi-nister Norbert Röttgen – hatte kaum je-mand gerechnet. 
Damit endet ein in der jüngeren Ge-schichte beispielloser Versuch der Funk-tionärsschicht einer Partei, den bei der Basis beliebtesten Politiker zu verhindern. Bereits zweimal war Merz bekannterma-ßen angetreten, die Nachfolge von Alt-Bundeskanzlerin Angela Merkel im CDU-Vorsitz zu übernehmen, seit diese 2018 ihren Rückzug von der Parteispitze ver-kündet hatte. Beide Male scheiterte er an den Mehrheitsverhältnissen der Parteita-ge, auf denen Merkels Gefolgsleute noch immer die Mehrheit hatten. Erinnert sei nur an den triumphierenden Jubel der Kanzlerin vor drei Jahren, als anstelle des favorisierten Merz die Kanzlerinnenver-traute Annegret Kramp-Karrenbauer ob-siegt hatte. Schon damals sahen Umfragen unter den Mitgliedern eine klare Präfe-renz für Merz. Ebenso vor einem Jahr, als das „Parteiestablishment“ (O-Ton Merz) 

den braven NRW-Landesvater Armin La-schet auf den Schild hob, um abermals den Liebling der Basis zu verhindern. Die Sehnsucht der Mitglieder resul-tiert aus einer anderen Perspektive als die-jenige der Funktionsträger. Sie haben sich nicht davon blenden lassen, dass die CDU 16 Jahre lang die Kanzlerin stellte und im Gefolge dessen zahlreiche attraktive Äm-ter besetzen konnte. Sie sehen vielmehr, dass ihre Partei nach den Kurswechseln bei Themen wie Wehrpflicht, Familie, Energie, Euro, Zuwanderung etc. inhalt-lich kaum noch für etwas steht. Und sie haben einen klareren Blick für die Bilanz der Ära Merkel, zu der nicht nur zuletzt das schlechteste Wahlergebnis in der Ge-schichte der Partei gehört, sondern auch ein dramatischer Rückgang bei den Mit-gliederzahlen (von 616.000 im Jahre 2000, als Merkel Vorsitzende wurde, auf derzeit 386.000), das Entstehenlassen einer neu-en Konkurrenzpartei, zu deren Gründern zahlreiche langjährige CDU-Mitglieder ge-hörten, oder auch der Verlust einstiger Hochburgen wie Baden-Württemberg. 
Kaum erfüllbare ErwartungenOb Merz die in ihn gesetzten Erwartun-gen erfüllen kann, darf indes bezweifelt werden. Denn zum Erbe der Ära Merkel gehören auch diverse strategische Dilem-mata. Zum einen basierten die Mehrhei-ten der vergangenen 16 Jahre auf der Vo-raussetzung, dass gegen die CDU keine 

Regierung gebildet werden kann. Tat-sächlich regierte die Kanzlerin bis auf die Jahre 2009 bis 2013 nicht mit dem klassi-schen Partner der Union, den Liberalen, sondern mit dem traditionellen Haupt-konkurrenten, den Sozialdemokraten. Dies klappte nur, weil diese sich nicht trauten, eine Regierung mit der Linkspar-tei zu bilden. Nun zeigt sich, dass in dem Moment, wo die SPD mit den Grünen und der FDP zusammenfindet, auch Mehrheiten ohne die Union möglich sind. Was die drei Regierungsparteien denn auch genüsslich zelebrieren. Das zweite Dilemma betrifft den in-haltlichen Kurs. Wenn Merz wie angekün-digt auf der rechten Seite die Konkurrenz von der AfD wirklich überflüssig machen und deren konservative Wähler zurückge-winnen will, muss er die Partei entspre-chend programmatisch neu aufstellen –und würde umgehend auf der linken Seite diejenigen Wähler an Grüne und SPD ver-lieren, die Merkel einst geholt hat. Ein ein-facher Kurswechsel wird der CDU somit kaum zurück zu alter Stärke verhelfen.Die Lösung – aus Sicht der CDU – kann also nur ein breiteres personelles Angebot an die Mitglieder und Wähler sein. So wie einst in der Gründungsphase der Union, als sie Anhänger aus den ver-schiedensten religiösen, ökonomischen und sozialen Schichten vereinte. Die CDU braucht somit weit mehr als einen neuen Vorsitzenden oder einen anderen Kurs.

POLITIKEine Partei will zurück in  eine ungewisse ZukunftMit der Nominierung von Friedrich Merz zum neuen Vorsitzenden hat die Basis 

der Christdemokraten nun auch für die CDU das Ende der Ära Merkel eingeläutet

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de
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Reise zu Schokolade, Lebkuchen und deftigen Festtagsspeisen Beilage
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Die Preußische Allgemeine Zeitung  
wünscht ihren Lesern ein frohes Weihnachtsfest  

und ein glückliches neues Jahr!

Ausblick Die neue Bundesregierung und die Vertriebenen Seite 4

Mehrheit will Vorrang für Menschenrechte
Das Resultat ist eindeutig: Laut einer Umfrage des Meinungsforschungsin-stituts Insa sind 54 Prozent der Deut-schen der Auffassung, dass die Ein-haltung der Menschenrechte für die deutsche Außenpolitik wichtiger sein sollte als Wirtschaftsinteressen. Nur 21 Prozent stimmen dem nicht zu, der Rest antwortet „weiß nicht“ oder macht keine Angabe.Damit kann sich das außenpoliti-sche Grundkonzept der neuen Außen-amts-Chefin Annalena Baerbock auf breite Unterstützung im Volk berufen. Kritiker werfen der Grünen-Politike-rin „Moralexport“ vor, der auf einem besserwisserischen Werte-Imperialis-mus beruhe. 

Interessantes Detail: Die Zustim-mung zum Vorrang der Menschen-rechte gegenüber den wirtschaftlichen Interessen Deutschlands ist bei Be-fragten mit einem Nettohaushaltsein-kommen von unter 1000 Euro mit 62 Prozent besonders ausgeprägt. Um-frageteilnehmer mit einem höheren Einkommen lehnen den Menschen-rechts-Vorrang dagegen häufiger ab.Der Grund für diesen Unterschied könnte darin liegen, dass Empfängern höherer Einkommen der Zusammen-hang von Wohlstand und der Verfol-gung wirtschaftlicher Interessen ins-gesamt präsenter ist. Bei Haushalten mit unter 1000 Euro im Monat sind dagegen Empfänger staatlicher Trans-ferleistungen stark vertreten. Vielen von ihnen bereitet die Frage, wie das Geld erwirtschaftet wird, offenbar kei-ne größeren Sorgen.   H.H.

AUFGEFALLEN

Weihnachtsgrüße Dieser Ausgabe liegt eine achtseitige Beilage mit den Weihnachtsgrüßen der Ostpreußen und ihrer Partner bei

HINWEIS
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VON SILVIA FRIEDRICH

S anssouci, Schloss Cecilienhof, 
Museum Barberini – an Sehens-
würdigkeiten mangelt es Pots-
dam wahrlich nicht. Durch die 

Fülle an Gebäude- und Park-Attraktionen 
kann man jedoch ein für Wissenschaft 
und Forschung bedeutendes Gelände 
leicht übersehen. 

Nahe des Potsdamer Hauptbahnhofs 
liegt auf einer bewaldeten Erhebung, un-
einsehbar und versteckt, der „Wissen-
schaftspark Albert Einstein“. Er befindet 
sich auf einem ehemals namenlosen Hü-
gel, der vor 190 Jahren ausgewählt wurde, 
um den vierten von insgesamt 61 opti-
schen Telegrafen zu tragen. Die nur staat-
lichen und militärischen Zwecken dienen-
de preußische Telegrafenlinie mit einer 
Länge von 750 Kilometern verband Preu-
ßens Hauptstadt Berlin mit Koblenz, dem 
Verwaltungszentrum der Rheinprovinz. 

Die auf Erhebungen errichteten Tele-
grafenstationen, in einem Abstand von 
zehn bis 15 Kilometern aufgestellt, be-
standen jeweils aus einem Masten mit 
drei Armpaaren. Die sechs Flügel konnten 
von einem Telegrafisten mittels Seilzügen 
in vier Positionen gebracht werden: 0, 45, 
90 und 135 Grad. Die sich daraus ergeben-
den 4096 Zeichen machten es auf diese 
Weise möglich, Zahlen, Buchstaben, Wör-
ter und sogar ganze Sätze darzustellen. 

In der sich unter dem Mast befinden-
den Stube hielten Soldaten mit einem 
Fernrohr Ausschau zur nächstgelegenen 
Station, um die Armstellungen abzulesen. 
Mithilfe der immer nur in einer Richtung 
möglichen optischen Telegrafie durchlief 
ein Satz von mäßiger Länge von der Sta-
tion eins auf einem alten Sternwarten-
turm in der Mitte Berlins in 15 Minuten 
sämtliche Stationen bis zum Rhein. Eine 
beachtliche Leistung in einer Zeit, als 
Postkutschen das Tempo vorgaben. Eine 
solche Leistung konnte aber nur erbracht 
werden, wenn das Wetter mitspielte. 

Die den wachsenden Ansprüchen 
nicht mehr genügende optische Telegrafie 
wurde wenig später durch die Elektro-
Telegrafie überflüssig und 1849 abgebaut. 
Die Anhöhe jedoch behielt die Bezeich-
nung Telegrafenberg. 

Mitte des 19. Jahrhunderts wurde vom 
Berliner Physiker Gustav Robert Kirch-
hoff und dem Chemiker Robert Wilhelm 
Bunsen die Spektralanalyse entwickelt. 
Mit der Methode konnte man auch die 
chemische Zusammensetzung und physi-
kalischen Zustände von Himmelskörpern 
erforschen. So regte der Direktor der Ber-
liner Sternwarte, Wilhelm Julius Foerster, 
zunächst den Bau eines Sonnenobserva-
toriums an. Bald wurden die Erkenntnisse 
ebenso auf den neuen wissenschaftlichen 
Zweig in der Astronomie, die Astrophysik, 
ausgedehnt, und es kam zur Gründung 
des Astrophysikalischen Observatoriums 
Potsdam (AOP) im Jahr 1874. 

Das AOP war weltweit die erste Ein-
richtung, die Wissenschaft an der Schnitt-
stelle von Astronomie und Physik betrieb. 
Auf der Suche nach einem geeigneten Ge-
biet für wissenschaftliche Institute, die 
für ihre Messungen und Experimente un-
gestörte Umweltbedingungen brauchten, 
erinnerte man sich wieder an den knapp 
100 Meter hohen Telegrafenberg. Außer 
dichtem Mischwald, der für ein geeigne-
tes Beobachtungsklima ohne nachteilige 
Wärmestrahlung sorgte, bot das Areal 
auch eine besondere Reinheit der Luft so-
wie eine erschütterungsfreie Lage. 

Bis zur Jahrhundertwende entstanden 
hier das AOP, das Meteorologisch-Geo-
magnetische Observatorium, das Geodä-
tische Institut mit Nebengebäuden und 
Wohngelegenheiten für die Astronomen.

Eine Sternstunde im wahrsten Sinne 
des Wortes schlug den Forschern im Jahr 
1899. In einem Festakt im Beisein Kaiser 
Wilhelms II. wurde auf dem Telegrafen-
berg der bis dahin größte gebaute Refrak-
tor eingeweiht. Um die Beobachtungs-
möglichkeiten insbesondere lichtschwä-
cherer Sterne zu optimieren, wurde dieser 
etwa eine halbe Million Goldmark ver-
schlingende Doppelrefraktor in einem 
imposanten Bau, dessen drehbare Kuppel 
einen lichten Durchmesser von 21 Metern 
und ein Gewicht von 200 Tonnen auf-
weist, untergebracht. 

Doppelrefraktor heißt das Teleskop 
deshalb, weil hier zwei Fernrohre, eines 
für unmittelbare Sternbeobachtungen, 
das andere für die Fotografie der Beob-
achtungen, fest miteinander verbunden 
wurden. Der Große Refraktor gilt auch 
heute noch als das viertgrößte Linsentele-
skop der Welt. Der bewegliche Teil des 
Fernrohres wiegt sieben Tonnen. 

Der Kaiser persönlich kam vorbei
Für die technische Ausführung zog man 
renommierte Firmen mit großen Namen 
heran. Siemens und Halske lieferten die 
elektrische Ausrüstung, Schott in Jena 
zeichnete verantwortlich für die Glas-
schmelze der Objektive. Gefertigt wurden 
diese bei Steinheil in München. Der Be-
trieb Repsold in Hamburg führte die Fern-
rohrmontierung aus, und die Berliner Fir-
ma Hoppe war betraut mit dem Bau der 
fahrbaren Beobachterbühne. 

Das als Fahrstuhl bezeichnete Gerüst 
mit doppelläufiger Treppe war so in den 
Drehkranz der Kuppel eingehängt, dass 
die sich darauf befindende Arbeitsplatt-
form mit Beobachtungsstuhl immer dem 
Kuppelspalt gegenüber lag. Mittels Rollen 
wurde das Ganze auf einem im Fußboden 
eingelassenen Eisenkranz bewegt. Uner-
wartete und zweifelhafte Berühmtheit er-
langte der Große Refraktor durch die an-
fänglich mangelhafte Güte der Objektive. 
Spätere Retuschen machten ihn dann zu 
einem Objektiv hervorragender Güte.

Nachdem im Jahr 1919 britische For-
scher während einer Sonnenfinsternis die 

Ablenkung des Lichts durch die Masse der 
Sonne hatten nachweisen können, war Al-
bert Einsteins Theorie der Gravitation als 
Bestandteil der speziellen Relativitäts-
theorie bewiesen. Das wissenschaftliche 
Ansehen des plötzlich zum internationa-
len Star avancierten Physiknobelpreisträ-
gers wollte Deutschland nach der Kriegs-
niederlage für nationales Ansehen nut-
zen. Es wurden staatliche Gelder für ein 
Sonnenobservatorium in Potsdam bewil-
ligt, das einen unumstößlichen Beweis für 
die Relativitätstheorie erbringen sollte. 

Verwirklicht durch Spenden privater 
Geldgeber, entstand ein hochmoderner 
Zweckbau, der im Jahre 1924 auf dem Te-
legrafenberg eine neue Ära der Sonnen-
forschung einleitete. Rein optisch eher an 
ein U-Boot erinnernd, erregte der expres-
sionistische Zweckbau des jungen Archi-
tekten Erich Mendelsohn massiv die Ge-
müter. Das sehr schnell von der Öffent-
lichkeit als „Einsteinturm“ bezeichnete 
Gebäude diente als äußere Hülle für ein 
Teleskop zur Beobachtung der Sonne.

Allerdings scheiterte der Versuch, die 
Gravitationsrotverschiebung der Spek-
trallinien nachzuweisen. Dennoch nah-
men hier wichtige Entwicklungen der 
Sonnen- und Plasmaphyik ihren Anfang. 
Einstein selbst unterstützte Bau und Be-

trieb des Sonnenobservatoriums, arbeite-
te hier allerdings nie. Doch noch heute 
nutzen Sonnenforscher des Astrophysika-
lischen Instituts Potsdam das Teleskop 
im Einsteinturm zu Forschungszwecken. 

Der Niedergang des Wissenschafts-
standortes Potsdam war besiegelt mit der 
Machtergreifung der Nationalsozialisten. 
Die Vertreibung jüdischer Mitarbeiter, 
Terror, Gewalt und Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges führten zum Ende der astro-
nomischen Forschung. Ein Neubeginn 
nach dem Krieg erwies sich als schwierig. 
Viele Gebäude, darunter der Einstein-
turm, hatten schwere Schäden erlitten. 
Der mechanische Teil des Großen Refrak-
tors war durch einen Luftangriff schwer 
beschädigt worden. Zusätzlich kam es zur 
Demontage wertvoller Beobachtungs-
instrumente als Reparationsleistung für 
die Sowjetunion, wie beispielsweise eines 
120-Zentimeter-Spiegelteleskops. 

Später wurde in der DDR die For-
schungsarbeit auf dem Telegrafenberg 
wieder aufgenommen. Die Akademie der 
Wissenschaften übernahm 1947 das Ast-
rophysikalische Observatorium Potsdam. 
Der Große Refraktor wurde in den 50er 
Jahren von der Firma Carl Zeiss in Jena 
repariert und modernisiert. Die Arbeit 
mit dem Instrument wurde aber 1968 ein-
gestellt, woraufhin es mangels Pflege bald 
nicht mehr nutzbar war. Die Arbeit im 
Zentralinstitut für Astrophysik wurde 
maßgeblich behindert durch die Abgren-
zung der DDR zur westlichen Welt. Dieses 
änderte sich mit der politischen Umstruk-
turierung im Jahre 1989. 

Nach Auflösung des in der DDR täti-
gen Institutes kam es 1992 zur Neugrün-
dung des Astrophysikalischen Institutes 
Potsdam. Ende der 90er Jahre konstitu-
ierte sich auf dem Telegrafenberg der 
„Förderverein Großer Refraktor Potsdam 
e.V.“, der sich zum Ziel setzte, das ehema-
lige Hauptteleskop vor dem Verfall zu ret-
ten und damit ein wissenschaftlich-tech-
nisches Denkmal zu erhalten. 

Zum 100. Jahrestag des Großen Re-
fraktors am 26. August 1999 konnten be-
reits durch finanzielle Sondermittel des 

Kultusministeriums konservierende Ent-
rostungs- und Anstricharbeiten durchge-
führt werden. Durch Gelder der Deut-
schen Stiftung Denkmalschutz, finanziel-
len Mitteln der von der Stiftung treuhän-
derisch verwalteten privaten Pietschker-
Neese-Stiftung und durch Spenden, die 
der Förderverein „Großer Refraktor“ ge-
sammelt hatte, konnte die Restaurierung 
des imposanten Instrumentes in Angriff 
genommen werden. 

Wiedereröffnung im Einsteinjahr
Im Mai 2003 demontierte man das Lin-
senteleskop vorsichtig aus dem großen 
Kuppelsaal, damit es, sorgsam verpackt, 
die Reise zum Carl-Zeiss-Werk nach Jena 
antreten konnte. Die Firma 4H-Jena-Engi-
neering GmbH hatte drei Jahre mit der 
Überarbeitung der 4500 Einzelteile und 
der Optik zu tun. Der Wiedereinbau des 
Instrumentes in die inzwischen sanierte 
Kuppel im Juni 2005 bildete einen Höhe-
punkt im Wissenschaftssommer des Ein-
steinjahres. Viele Menschen hatten sich 
auf dem Telegrafenberg versammelt, um 
der vorläufigen Justierung des Instru-
mentes beizuwohnen. 

Obwohl die Kuppel wieder drehbar 
war und der schwergängige Spaltschieber 
sich ohne Probleme öffnen ließ, waren 
noch nicht alle Maßnahmen abgeschlos-
sen. Die endgültige Fertigstellung des ge-
samten Gerätes, auch die Instandsetzung 
der beweglichen Bühne mit dem Beobach-
tungsstuhl für den Astronomen, erfolgte 
2006. Seitdem kommt man in den Ge-
nuss, zu sehen, wie man früher mit He-
beln und Kurbeln den sieben Tonnen 
schweren Koloss bewegte, um das Ster-
nenlicht spektral aufgefächert auf eine 
Fotoplatte zu bannen. 

Den öffentlich zugänglichen „Wissen-
schaftspark Albert Einstein“ zu besichti-
gen lohnt sich immer. Im inzwischen res-
taurierten Einsteinturm wird intensiv ge-
forscht. Nach Anmeldung sind Besichti-
gungen mit Führung möglich. Der Geist 
Einsteins scheint noch da zu sein, wenn 
man sich auf dem Telegrafenberg in Pots-
dam auf die Spur der Sterne begibt.
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Die rekonstruierte Signalanlage 

Wie ein aufrechtes U-Boot: Der Einsteinturm auf dem Telegrafenberg gilt als revolutionäres Bauwerk des Architekten Erich Mendelsohn Foto: imago images/Eberhard Thonfeld

TECHNIK

Ein Wink mit dem Signalpfahl
Erst eine Telegrafenanlage und später ein Sterne-Observatorium: Deutsche Spitzentechnologie auf dem Potsdamer Telegrafenberg
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WELLNESS

Sanftes Training für Jedermann
Anleitungen für ein angenehmes Verjüngungsprogramm, mit dem  
jeder Körperteil mobilisiert wird und mit dem Jeder ohne große  

Vorbereitung im eigenen Zuhause beginnen kann 

VON BERND KALLINA

H ätte Martin Wagener, Verfas-
ser des Buches „Kulturkampf 
um das Volk“, es vor seiner 
Verbeamtung veröffentlicht, 

wäre er heute arbeitslos. Als hätte er ge-
ahnt, was ihm bevorstehen könnte, es trat 
prompt ein: Er erhielt de facto ein Lehr-
verbot, in dem ihm sowohl der Zutritt 
zum Schulgebäude des Bundes, als auch 
der Zugriff auf seine Lehrplattform ver-
weigert wurden. 

Wagener, Professor für Politikwissen-
schaft und Sicherheitspolitik am Fachbe-
reich Nachrichtendienste der Hochschule 
des Bundes für öffentliche Verwaltung, 
macht von grundgesetzlich verbrieften 
Rechten (Meinungs- und Wissenschafts-
freiheit) Gebrauch und verlor wegen Kritik 
am Regierungshandeln in einer ausgewie-
sen wissenschaftlichen Buchveröffentli-
chung seine Stellung. Leben wir nicht im 
freiheitlichsten Staat unserer Geschichte, 
in der Bundesrepublik Deutschland, wie 
führende Vertreter unserer politischen 
Klasse in Sonntagsreden stets betonen?

Bei näherer Betrachtung von Wageners 
Gedankengängen wird schnell klar, warum 
er sich in schwerem Gelände befindet. Er 
hat ein Werk vorgelegt, das in vorbildlich-
wissenschaftlicher Präzision die sezieren-
de Hand in die Wunden strategischer Fehl-
entwicklungen der Bundesrepublik 
Deutschland legt und dabei in sieben Kapi-
teln eine Fülle von schwer widerlegbaren 
Beweismitteln für seine Thesen präsen-
tiert. Sie zu übergehen oder gar vorwurfs-
voll als „populistisch“ beiseitezuschieben, 
wird nur bei böswilliger Auslegung mög-
lich sein, womit allerdings zu rechnen ist 
– oder mit „Totschweigen“. 

Schwerpunkte seiner fundierten Kritik: 
Von deutschen Regierungen werde im Ein-

klang mit Mainstream-Medien seit vielen 
Jahren ganz bewusst eine „nachhaltige 
Umformung der Zusammensetzung der 
Bevölkerung betrieben“. Diese vollziehe 
sich gegen die empirisch nachweisbare Ab-
lehnung des Großteils der indigenen Be-
wohner unseres Landes. Dabei werde weit-
gehend ausgeblendet, dass „je bunter wir 
werden, desto mehr interethnische und 
interreligiöse Konflikte es langfristig geben 
wird“, wie Wagener betont. 

Fundierte Kritik an der Politik
Beginnend mit Rot-Grün nach 1998 wurde 
das Staatsangehörigkeitsrecht zugunsten 
einer multikulturellen Gesellschaft geän-
dert. Diese abschüssige Weichenstellung 
setzte sich dann unter Angela Merkel 
nicht nur fort, sondern die CDU-Kanzle-
rin vertiefte und erweiterte sie bewusst 
durch illegale Massenimmigration, Stich-
wort „Flüchtlingskrise“ seit 2015 – bis 
heute. 

Die willkommenskulturelle Öffnung 
der Grenzen erfüllte jedoch den Tatbe-
stand des „Rechtsbruchs“, was nicht etwa 
nur von Rechtsaußen-Vertretern behaup-
tet wird. Als renommierter Zeuge steht da-
für Hans-Jürgen Papier, ehemaliger Präsi-
dent des Bundesverfassungsgerichts, zur 
Verfügung. 

Nicht zuletzt führe diese Politik zu ei-
ner „Herrschaft des Unrechts“, wie der 
frühere Ministerpräsident von Bayern, 
Horst Seehofer, zutreffend äußerte. Dies 
aber wirke sich nicht nur sicherheitspoli-
tisch schon heute als äußerst riskant aus, 
siehe die immer schwerer zu beherrschen-
den Dauerkonflikte um nicht-integrierbare 
Immigranten im Land. Wie würden sie erst 
eskalieren, so die berechtigte Sorge des 
Verfassers, wenn in naher Zukunft ökono-
mische Krisen Deutschland und Europa 
heimsuchten? 

Von besonderer Brisanz scheint in die-
sem riskanten Umpolungsprozess die poli-
tische Einflussnahme des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz unter der Leitung von 
Thomas Haldenwang zu sein, dem Nach-
folger von Hans-Georg Maaßen. Einst wur-
de das Amt geschaffen, um das Grundge-
setz zu schützen. Heute agiert es, wie Wa-
gener vielfältig belegt, als intelligence to 
please, was bedeutet, „dass das Lagebild 
eine analytische Schieflage aufweist“. Es 
würden Berichte vorgelegt, in deren Mit-
telpunkt nicht die nüchterne Gefahrenana-
lyse steht, sondern die der Regierung ge-
fallen sollen. Mit bedenklichen Folgen für 
konservativ-kritische Bürger und Parteien. 
Wer etwa Begriffe wie „Volk“, „Nation“ 
und „Vaterland“ positiv erwähnt, läuft 
schnell in eine „Rechtsextremismus-Fal-
le“, denn nach den von Wagener quellen-
reich kritisierten neuen Maßstäben, „kann 
damit etwa die Hälfte der Deutschen als 
latent oder offen ‚rechtsextremistisch‘ ein-
gestuft werden“. 

Zeitgeistige Maßstäbe
Im Rückblick auf bedeutende Persönlich-
keiten der Bundesrepublik kommt es 
noch toller: Unter Zugrundelegung dieser 
zeitgeistigen Geheimdienst-Maßstäbe 
müssten Bundeskanzler Konrad Adenau-
er, Bundespräsident Richard von Weizsä-
cker oder der Staatsmann Helmut 
Schmidt als „rechtsextrem“ eingeordnet 
werden. Man denke nur an das berühmte 
Schmidt-Interview mit der „Frankfurter 
Rundschau“ (12. September 1992), in dem 
der überragende Kanzler zu Protokoll gab: 
„Sie dürfen aus Deutschland und Europa 
keine Einwanderungsländer machen. Das 
ertragen die Gesellschaften nicht. Dann 
entartet die Gesellschaft!“ Welch’ weise 
Voraussicht angesichts heutiger Dauer-
konfliktverwerfungen.

Die Fehlentwicklung, die als Folge der 
Regierungspolitik die Bevölkerung gespal-
ten hat, werde zusätzlich auch noch durch 
Voraussetzungen einer jahrzehntelang 
herbeigeführten geschichtspolitischen La-
ge begünstigt, wenn nicht sogar ursächlich 
herbeigeführt. Die maßgebliche BRD-Elite 
nutze nämlich die NS-Vergangenheit des 
Landes, „um das nationale Narrativ primär 
negativ aufzuladen“. Damit verhindere sie 
ein positives Selbstbild der Deutschen und 
schwäche deren Selbstbehauptungswillen. 
Galt in der alten Bundesrepublik die finale 
staatspolitische Zielsetzung laut Präambel 
des Grundgesetzes, dass „das gesamte 
deutsche Volk seine Einheit in Freiheit zu 
vollenden habe“, gälte nunmehr, verstärkt 
durch das linkspolitische Wirken der 68er 
Generation, das Credo: „Die deutsche Na-
tion darf in der Form ihrer Gründung im 
19. Jahrhundert wegen der Untaten der Na-
tionalsozialisten keine Zukunft haben“, 
wie Wagener schreibt. 

Wer denkt da nicht angesichts der un-
erfreulichen Gemengelage im Land der 
Dichter und Denker an den Titel des Sarra-
zin-Buches „Deutschland schafft sich ab“? 
Da Letzteres der größte Sachbucherfolg 
der Nachkriegszeit wurde, das heißt, dass 
die Deutschen also gelesen haben, was ih-
nen bevorsteht, keimt noch Hoffnung auf 
Umkehr – vor allem, wenn der Leser in Er-
gänzung den empfehlenswerten Band von 
Martin Wagener zur Hand nimmt.

DEUTSCHLAND

Martin Wagener, „Kul-
turkampf um das Volk. 
Der Verfassungsschutz 
und die nationale Iden-
tität der Deutschen“, 
Lau-Verlag Reinbek 2021, 
gebunden, 512 Seiten,  
26 Euro
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Verfassungsschutz auf Abwegen
Helmut Schmidt plötzlich rechtsextem? – Martin Wagener diagnostiziert kritikwürdige Fehlentscheidungen      

Faszien-Yoga ist eine spezielle Trainingsart für das Bin-
degewebe, das für den Stoffwechsel in unserem Orga-
nismus mitverantwortlich ist. In ihrem Buch „Faszien-
Yoga für Dummies“ erklären die Yoga-Lehrer Carola 
und Sebastian Bartning, wie man mit gezielten Übungen 
Verspannungen löst, sie informieren über eine gesunde 

Ernährung für die Faszien und geben zunächst einen 
historischen Überblick über Yoga im Allgemeinen, be-
vor es mit praktischen Übungen weitergeht.

Wichtig für den Erfolg sei es, regelmäßig Übungen 
durchzuführen. Viele kurze Trainingseinheiten seien da-
bei besser als seltene lange, so die Autoren. MRK

Carola Bartning/Sebastian  
Bartning: Faszien-Yoga für  
Dummies“, Wiley VCH GmbH,  
Weiheim 2021, broschiert,  
360 Seiten, 18 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Steter Bruch 
der Verfassung
Wenn es irgendwann dazu kommen 
sollte, dass sich all jene Personen, wel-
che die Corona-Pandemie genutzt ha-
ben, um den demokratischen Rechts- 
und Verfassungsstaat auszuhöhlen, für 
ihr Tun verantworten müssen, dann 
könnten Bücher wie „Corona-Diktatur. 
Der Staatsstreich von Merkel, Christ-
union & Co. 2020/21“ von Helmut Roe-
wer eine wichtige Rolle bei der Aufarbei-
tung spielen. Zum einen, weil der Autor 
Jurist sowie ehemaliger Präsident einer 
Landesverfassungsschutzbehörde ist 
und somit die verschiedenen Aspekte 
der Ausrufung der „Epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite“ kompetent 
zu beurteilen vermag. Zum anderen 
handelt es sich bei dem Werk um eine 
Art Chronik, die es ermöglicht, sehr prä-
zise zu rekonstruieren, wer wann was 
gesagt oder getan hat.

Die Unterminierung des Rechtssys-
tems der Bundesrepublik Deutschland 
begann laut Roewer keineswegs erst 
mit den Lockdowns oder der Ok-
troyierung der teils schikanösen und 
teils absurden „Hygiene-Regeln“ zur 
„Eindämmerung“ des Virus. Vielmehr 
sieht der Autor den Rubikon bereits in 
dem Moment als überschritten an, als 
die Kanzlerin forderte, die ihr nicht ge-
nehme Wahl des thüringischen Minis-
terpräsidenten Thomas Kemmerich 
(FDP) rückgängig zu machen. „Verfas-
sungsbruch als Regierungsprinzip“ ha-
be es also schon vor Beginn der Pande-
mie gegeben. Dann sei das Ganze aller-
dings komplett eskaliert.

Bevor Roewer auf die Corona-Krise 
zu sprechen kommt, befasst er sich zu-
nächst noch ausgiebig mit der Vorge-
schichte des Auftauchens des Erregers 
SARS-CoV-2 und den Machenschaften 
diverser internationaler Protagonisten 
vom Weltwirtschaftsforum bis hin zur 
Weltgesundheitsorganisation. Dann 
geht es um die „Klorollen-Krise“, die 
Verhängung der angeblich „alternativ-
losen“ Lockdowns, Ungereimtheiten 
rund um die PCR-Tests, „Hofnarren, 
Büchsenspanner und Scharlatane … zur 
Absicherung der Corona-Diktatur“ und 
die Entwicklung von Impfstoffen gegen 
den Erreger. 

Außerdem berichtet Roewer von 
möglichen Heilmitteln gegen Covid-19 
wie dem Bayer-Präparat Suramin, wel-
che es kaum in den Fokus der öffentli-
chen Aufmerksamkeit geschafft haben 
und über die inzwischen überhaupt 
niemand mehr redet, obwohl ihre 
Wirksamkeit eindeutig nachgewiesen 
wurde. Gleichzeitig beschreibt das 
Buch auch, wie einige Lobbygruppen 
die Pandemie instrumentalisierten, um 
gegen die Fleischproduktion bezie-
hungsweise den Fleischverzehr Stim-
mung zu machen.

Im Schlussteil erörtert der Autor 
schließlich noch, welche unerwünsch-
ten Auswirkungen die Corona-Pande-
mie auf unser künftiges Leben haben 
könnte, wenn sie denn eines Tages für 
beendet erklärt werden sollte. Dabei 
verweist er insbesondere auf Neuerun-
gen wie den digitalen Impfpass und die 
Kontaktnachverfolgung per Smart-
phone, welche natürlich auch von ei-
nem kontrollwütigen Staat miss-
braucht werden könnten. W. Kaufmann

Helmut Roewer: 
„Corona-Diktatur. 
Der Staatsstreich 
von Merkel, Christ-
union & Co 2020/21. 
Ein Bericht“, edition 
buchhaus loschwitz 
& PR Verlag & Agen-

tur Weimar, Dresden/Weimar 2021, bro-
schiert, 304 Seiten, 22 Euro
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Unerwartete Katastrophen bestimmten das Leben
Doppelte Flucht: Johann Aschenbeck musste mit seiner Familie Ostpreußen im Ersten und Schlesien im Zweiten Weltkrieg verlassen

VON NILS ASCHENBECK

W asser gab es in Bismarck 
überall und immer zu 
viel. Es setzte dem Le-
ben der Menschen enge 

Grenzen. Vor allem Abenteurer zog es in 
das Dorf. Der schöne Name des Reichs-
kanzlers war ein Trick – damit ein paar 
Menschen, die in ihrer Jugend Bismarck-
türme bestiegen hatten, freiwillig ins 
Moor gingen, freiwillig daran mitwirkten, 
den traurigen Sumpf trockenzulegen.

Johann Aschenbeck, mein Großvater, 
war als junger Mann in den Dienst des 
preußischen Staates getreten, um die Moo-
re an der Memel-Mündung trockenzule-
gen. Im Mai 1903 schrieb er, durchaus guter 
Dinge, aus der Moorvogtei in die oldenbur-
gische Heimat: „Hier gefällt es mir immer 
besser, machen jetzt gewöhnlich jeden 
Sonntag Radausflüge mit Damen, auch ein 
ganz hübsches Vergnügen, sonst eine 
Dampferfahrt, auch nicht schlecht, als Zer-
streuung genug. Pfingsten bin ich auf meh-
reren Bällen eingeladen, werde mich dann 
auch ganz schön amüsieren. … Ganz nah an 
der russischen Grenze.“

Es war für den 25-jährigen Johann nicht 
leicht, in den Sümpfen eine Frau zu finden. 
Als junger Beamter, selbst knapp dem Bau-
ernstand entronnen, wollte er nicht die 
Tochter eines Moorbauern heiraten, die 
womöglich noch – wie sein Vater, dem er 
das nie ausreden konnte – mit Holzschuhen 
durch den Morast stapfte. Er dachte an eine 
Frau, die nicht nach Rauch und Pferdemist 
roch, sondern nach französischem Parfum.

Das älteste Foto, das auf den Fluchten 
mitgenommen wurde und das auch die ge-
schichtsvergessene Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg überstanden hat, zeigt Johann 
zusammen mit einer jungen Frau. Die Su-
che hatte also Erfolg. Hedwig Hahn war 
Tochter eines Gutsverwalters in Heyde-
krug, ein Ort, der nur ein paar Kilometer 
von Bismarck entfernt lag. Johann blickt 
selbstbewusst in die Kamera, wie jemand, 
der in seinem Leben bisher alles erreicht 
hat. Die linke Hand in die Hüfte gestellt, 
das Sakko offen. Der weiße Stehkragen und 
die weiße Fliege verdeutlichen den Anlass. 
Hedwig, eine gutaussehende Frau, steht 
ebenso stolz im Spitzenkleid neben ihrem 
Mann, die Haare hochgesteckt in der Mode 
der Jahrhundertwende. Beide zweifeln 
nicht an dem, was sie tun, sie blicken der 
Zukunft sicher entgegen.

Aufbruch in eine neue Heimat
Aber das 20. Jahrhundert brachte dann 
unerwartete Wendungen, brachte dann 
doch die Katastrophen, die jede Biogra-
phie prägten. Mit dem Ersten Weltkrieg 
verließen beide Ostpreußen. Eine von 
Hedwig geschriebene Postkarte stammt 
aus dem westpreußischen Schwetz und 
ist auf Juni 1917 datiert. Schwetz erwies 
sich nicht als die neue Heimat. Der Ort 
fiel 1920 nach den Bestimmungen des 
Versailler Vertrags an Polen. Dann Lüben 
in Schlesien; hier zog Johann mit Frau 
und zwei Kindern in das Haus des verstor-
benen Baurats Zschau und übernahm 
auch dessen Aufgaben. In unmittelbarer 
Nachbarschaft begannen damals die Ab-
risse für das neue Kreishaus. Alles sollte 
anders werden.

Hedwig war in Lüben schwer erkrankt 
und starb jung und überraschend im Jahr 
1933. Für die kaum erwachsenen Dieter 
und Christel war es eine bittere Zeit. Chris-
tel war dem Königin-Louise-Bund beige-
treten, um in der für sie fremden Stadt An-
schluss zu finden, um nicht alleine mit ih-
rer Trauer zu bleiben. Ein Gruppenfoto aus 
dem Jahr 1934 zeigt fröhliche junge Frauen 
– und in deren Mitte eine in sich gekehrte, 
ernst blickende Christel.

Vater Tschorsch führte in der Altstadt 
von Lüben ein Antiquitätengeschäft. An 
der Liegnitzer Straße 42 verkaufte er Mö-
bel aus aufgelöstem Gutsbesitz und küm-
merte sich um Restaurierungen. Seine 
Tochter Helene, die alle Leni nannten, 
wurde kurz nach der Jahrhundertwende im 
glücklichen Jahr 1903 geboren – damals la-
gen Kriege in ferner Vergangenheit, der 
Wirtschaft ging es gut und die Städte 
wuchsen. Christel über Leni: „Sie ist als 
Hausfrau erzogen worden. Sie musste 
Nähkurse besuchen, Kochkurse, sie hat 
Klavierunterricht bekommen, sie war im 
Kirchenchor. Eine Berufsausbildung haben 
ihr die Eltern verweigert. Was sollten denn 
die Leute von der Familie Tschorsch den-
ken, wenn ihre Tochter für Geld arbeiten 
gehen musste!“ (wiedergegeben in einem 
nachgelassenen Text von Udo)

In den 1920er Jahren begannen sich 
auch in Lüben die Zeiten zu verändern 
und die ganz traditionell erzogene Helene 
wollte nicht mehr nur Hausfrau sein. Wei-

ter Christel: „Sie trug einen Bubikopf, sie 
hatte es durchgesetzt einen Schreibma-
schinenkurs besuchen zu können, sie 
nahm eine Stellung beim Amtsgericht an, 
sie machte ihren Führerschein und kaufte 
sich ein Auto.“

Als junge Frau sah sie ihre Zukunft im 
großen Breslau, damals eine der moderns-
ten deutschen Städte. Die Breslauer Kunst-
akademie war in den 1920er Jahren bedeu-
tender als die Düsseldorfer oder die 
Münchner. Der Architekt Max Berg errich-
tete 1914 die „Jahrhunderthalle“, heute 
Weltkulturerbe. In den 1920er Jahren ent-
stand die „WuWa-Siedlung“, in der das 
Wohnen der Zukunft gelebt und gezeigt 
wurde. „Zum ersten Mal konnte sie ihre 
Zeit selbst bestimmen, lernte Männer ken-
nen, besonders aus dem Bekanntenkreis 
ihres Bruders. Der war leidenschaftlicher 
Motorradfahrer und nahm seine Schwester 
oft mit, wenn er mit Sportsfreunden eine 
Tour machte. So kam es, dass sie sich mit 
einem von ihnen verlobte.

Dies eine Jahr ist sie wohl richtig glück-
lich gewesen, bis ihr Bruder tödlich verun-
glückte, als er zum Baden fuhr – und wenig 
später ihr Verlobter fast an der gleichen 
Stelle. ... [Sie] hat sich erstmal zurückgezo-
gen in den Frauenkreis, den sie aus ihren 
Kursen kannte. … Vater lernte sie beim Ge-
richt kennen. Anfangs haben ihr seine Avan-
cen wohl nur geschmeichelt. Den alten Kna-
cker zu heiraten, wie sie mir einmal gestand, 
ist ihr gar nicht in den Sinn gekommen. Sie 
hat sich weiter mit ihrem Freund getroffen 
und erst als Vater sie vor die Wahl stellte: 
Entweder er oder ich, muss ihr klar gewor-
den sein, dass sie so wie bisher, sie war jetzt 
fast 35, nicht weiterleben konnte. Dann hat 
sie der Mut verlassen und die Zeiten hatten 
sich verändert, das war auch in Lüben zu 
spüren. Die deutsche Frau musste jetzt 
Mutter sein. Den Jüngeren wollte sie nicht 

heiraten, wegen des Altersunterschiedes 
und wegen des Geredes der Leute, und Va-
ter, als Beamter, bot Sicherheit.“

Leni und Johann heirateten. Udo kam 
1941 zur Welt, Rolf – mein Vater – 1943, und 
ein Jahr später kündigte sich weiterer 
Nachwuchs an. Ein unverhofftes Glück für 
den schon alt gewordenen Johann. Über-
haupt waren es glückliche Jahre in der 
schlesischen Kleinstadt, alles stimmte, al-
les passte. Aber das Weltgeschehen spielte 
nicht mit, arbeitete gegen das Glück.

1944 wurde es eng in der Villa in Lüben. 
Der aus der Bukowina geflüchteten Profes-
sorenfamilie Pawlikowski war das Kinder-
zimmer zugewiesen worden. Hilde, die 
Tochter von Freunden, lebte ebenfalls im 
Haus. Udo, der Schriftsteller wurde und 
bei Suhrkamp veröffentlichte, beschreibt 
das Leben zwischen Glück und Katastro-
phe: „Leni geht in die Küche, setzt Wasser 
auf, nimmt die Gläser aus dem Schrank, 
Würfelzucker und Rum holt sie aus der 
Speisekammer, die Groglöffel aus der 
Schublade, und weint. Sie füllt die Gläser, 
gießt Wasser nach, setzt sich und versucht 
mit den Händen die Tränen zu bändigen. 
Als der Kessel pfeift, beugt sie sich über 
den Tisch und schluchzt ohne Ende. Was 
ist los mit dir? fragt Johann in der Tür, rich-
tet sie auf, nimmt sie in den Arm und wiegt 
sie. Leni wischt die Tränen weg und stellt 
den Kessel vom Herd.

Manchmal halte ich es nicht mehr aus. 
Es kann nicht mehr lange dauern, die Rus-
sen rücken unaufhaltsam vor. Dann lass 
uns fliehen. Wir müssen warten. Dann lass 
mich packen. Lieber nicht, Lotte könnte 
sich verplappern.“

Wir müssen warten, sagte er also, wenn 
man Udos Beschreibung folgt. Nur nichts 
überstürzen, jetzt klug handeln. Ein fal-
sches Wort, ein zu früh gepacktes Auto – 
und die Leute in der Stadt würden alles 

mitbekommen, würden ihnen Schwierig-
keiten machen, ihn als Staatsdiener wo-
möglich noch ins Gefängnis stecken, ihn an 
irgendeiner Mauer erschießen. Das neu er-
richtete Kreishaus mit dem Hakenkreuz 
über dem Eingang lag nur ein paar Meter 
entfernt. Die Aschenbecks begannen Nor-
malität zu spielen, für die Hausangestellte 
Lotte, für Udo, für den kleinen Rolf, für die 
Hoffnung, dass alles nicht so kommen wer-
de, wie es aussah.

Johann fuhr jeden Tag ins Büro, ob-
wohl dort nichts mehr zu tun war, Leni 
mimte die fröhliche Hausfrau, obwohl sie 
genau wusste, dass ein vielleicht grausa-
mes Ende nahte. Und Udo stellte jeden 
Tag Fragen, auf die er keine ehrlichen Ant-
worten bekam. „Lotte deckt den Tisch.“ 
„Was gibt es denn?“ „Schlesisch Himmel-
reich.“ „Schon wieder? Wie letztes Jahr 
um diese Zeit.“

Weihnachten 1944 hatten sie noch ge-
feiert wie immer; sie hatten Geschenke 
ausgepackt und Lieder gesungen. Aber 
schon am ersten Feiertag hatte Johann das 
dumpfe Grollen der Geschütze vernom-
men – und ihm war vermutlich bewusst, 
dass es nur noch Tage waren, die ihnen in 
ihrem Haus blieben, vielleicht würden sie 
den geschmückten Baum im Wohnzim-
mer stehen lassen, dann würde er allmäh-
lich seine Nadeln verlieren, niemand wür-
de sie auffegen. Wenige Tage noch würden 
sie auf dem senfgelben Sofa sitzen. Das 
Porzellan, die viele Kleidung in den 
Schränken und den ganzen anderen Din-
gen, die im Laufe eines Lebens angehäuft 
waren – alles würde zurückbleiben.

Flucht aus Schlesien
An einem der letzten Januartage des Jah-
res 1945 sind sie aufgebrochen, mein 
Großvater, meine hochschwangere Groß-
mutter, die vier Kinder, Lotte und der von 
Udo heiß geliebte Teddy. Den polnischen 
Nachbarn hatten sie den Schlüssel gege-
ben, ihnen das Versprechen abgenom-
men, gut auf das Haus aufzupassen. Die 
Katze hatte ihnen erstaunt, fast erschro-
cken hinterher gesehen, vielleicht ah-
nend, dass sich nun alles ändern würde.

Die, die auf der Flucht dabei waren, 
die alt genug waren, sich zu erinnern, ha-
ben den Rest ihres Lebens über die Erleb-
nisse geschwiegen. Was ist mit den Lei-
chen, die sie sehen mussten? Gab es An-
griffe, wurden sie ausgeraubt, gedemütigt, 
gar vergewaltigt? Nur Dunkelheit. Ende 
Februar 1945 kam Peter zur Welt. Der Ge-
burtsschein nennt Wildfelde als Geburts-
ort, Wildfelde im Kreis Rothenburg bei 
Görlitz, heute untergegangen in einem 
Braunkohle-Tagebau. Udo immerhin be-
richtet in einem seiner Romane, wie er als 
Vierjähriger in Dresden auf einem Bahn-
steig gestanden hatte. „Mir hatten sie ein-
geschärft, mich nicht von der Stelle zu 
rühren, am Kinderwagen stehen zu blei-
ben und das Gepäck zu bewachen.“ Sein 
Vater verschwand, um die weitere Fahrt 
zu regeln, seine Mutter verschwand, um 
Babynahrung für Peter zu organisieren. 
Udo war alleine in der fremden Stadt, und 
er begriff wahrscheinlich an diesem Tag, 
dass er auch in Zukunft allein sein werde.

b Auszug aus dem unten genannten 
Buch des Autors, das brandaktuell erschie-
nen ist.

In Ostpreußen: Der junge Großvater des Autors mit seiner ersten Frau Hedwig, der Tochter eines Gutsverwalters in Heydekrug
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Nils Aschenbeck: „Dot-
lingen. Mein Onkel, 
Adolf Hitler und ich“, 
2021, bei Amazon erhält-
lich, ISBN 979-
8770793925, Paperback,  
178 Seiten, 12,80 EuroDorfidylle: Moorkolonie Bismarck heute
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Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON ERIK LOMMATZSCH

D afür, dass eigentlich „Böllerver-
bot“ verhängt worden war, zu-
mindest was den Verkauf von 
Feuerwerk betraf, hat sich 

Deutschland vielerorts laut und leuchtstark-
bunt ins neue Jahr geknallt. Inzwischen ist, 
ebenfalls vielerorts, eine Stimmung verbrei-
tet, die dazu führte, dass nahezu jeder abge-
feuerten Rakete Beifall gespendet wurde. 
Nicht etwa, weil es ein besonders gelungenes 
Spektakel in der dieses Mal sehr milden ers-
ten Januarstunde gewesen wäre. 

Nein, die Pyrotechnik, deren Zünden auf 
eine etwas unklare Art und Weise illegal war 
oder empfunden wurde, stand dort als  
– wohlgemerkt friedliches – Symbol opposi-
tionellen Handelns gegen die nunmehr fast 
zwei Jahre anhaltende Regierungspolitik mit 
all ihren restriktiven „Corona-Maßnahmen“.

Albern? Olaf Scholz können wir nicht fra-
gen, der nimmt auch anderweitige, selbst ar-
gumentativ unterfütterte Kritik weniger zu 
Kenntnis. In der traditionellen Neujahrsan-
sprache, mit der er am Abend des 31. Dezem-
ber erstmals das Volk – oder, je nach Sicht-
weise, die Bevölkerung – via Fernsehschirm 
beglückte, fielen unter anderen folgende be-
merkenswerte Sätze: „Manche beklagen in 
diesen Tagen, unsere Gesellschaft sei ‚gespal-
ten‘. Ich möchte hier mit aller Deutlichkeit 
sagen: Das Gegenteil ist richtig! Unser Land 
steht zusammen. Was ich überall wahrneh-
me, das ist eine riesige Solidarität, das ist 
überwältigende Hilfsbereitschaft, das ist ein 
neues Zusammenrücken und Unterhaken.“ 

Hatten wir nicht, vermittelt durch Myria-
den von medizinisch-politischen Predigten, 
alle verinnerlicht, dass Abstand und Verein-
zelung das A und O – nein, nicht das „Alpha“ 
und „Omega“, bloß nicht! – zur Abwehr der 
„Pandemie“ sind? Was denn nun? Nein, selbst 
als Metapher wäre die Formulierung ein tie-
fes Fettnäpfchen, heißt es doch, dass der eine 
oder andere die Freude am Auseinandertrei-
ben nicht oder nicht mehr zu teilen vermag.

Vor allem aber dürfte sich so ziemlich je-
der wache Beobachter, und zwar unabhängig 
davon, wie er zu den Dingen steht, bei der 
Kanzler-Sichtweise auf das Thema „Spaltung 
der Gesellschaft“ abermals die Augen gerie-
ben beziehungsweise die Gehörgänge nach-
justiert haben. Nicht nur bei diesem Teil der 
Verlautbarungen des neuen Regierungschefs. 
Besonders für die vom Sommer-Hochwasser 

Betroffenen, etwa an der Ahr, musste es selt-
sam klingen, wenn Scholz resümierte: „Nach 
der Flut haben wir alle zusammen angepackt. 
Gemeinsam haben wir geholfen, aufgeräumt 
und mit dem Wiederaufbau begonnen.“ Sind 
da wirklich alle Hausaufgaben seitens der 
Politik und der Behörden gut erledigt wor-
den? Vielleicht mal vor Ort nachfragen? 

Entfernung von der Realität und eine von 
widerspruchsbereiten Geistern befreite Be-
raterumgebung – das war bisher ein Zeichen 
für das mitunter recht lang ausgedehnte Ende 
einer Kanzlerschaft. Dass Scholz schon jetzt 
in dieses Stadium eingetreten zu sein scheint, 
ist wenig verheißungsvoll. 

Bereits vor der Neujahrsansprache war 
der Neukanzler mit Unzugänglichkeit bezüg-
lich ihm nicht genehmer Wirklichkeiten auf-
gefallen. Übrigens ein Charakterzug, der auch 
seiner Vorgängerin immer mehr eigen gewor-
den war. Aber „Teflon der Erste“ hat sie hier-
bei schon jetzt um Längen geschlagen. 

Hauptsache höhere Zahlen
Probleme mit der Wirklichkeit hat auch der 
als Kabinettsmitglied ungebrochen kamera- 
und mikrofonaffine Karl Lauterbach. Aller-
dings versucht er, ihr aktiv entgegenzutreten. 
Die über die Zeit der Feiertage kontinuierlich 
sinkenden „Inzidenzzahlen“ erklärte er kur-
zerhand für falsch, sie seien in Wirklichkeit 
zwei- bis dreimal so hoch. Anstatt das bishe-
rige Ausbleiben der prognostizierten „Omi-
kron“-Katastrophe zu begrüßen, schien er 
enttäuscht zu sein. Es wird weiter gewarnt 
und vorhergesagt, in Superlativen. 

Vergessen ist, nicht nur bei Lauterbach, 
dass man der „Inzidenzzahl“, die allein Aus-
kunft über positiv ausgefallene Tests gibt, die 
„Krankenhausinzidenz“ als Entscheidungs-
grundlage zur Seite stellen oder diese sogar 
als maßgeblich betrachten wollte. Aber die 
sinkt ja trotz wieder leicht ansteigender Po-
sitiv-Tests weiter. Hat die Regierung an klei-
nen Zahlen aus Prinzip kein Interesse?

Dafür spräche auch, dass sich die „Ampel“ 
mehr Parlamentarische Staatssekretäre 
gönnt als jede andere Koalition seit der Insti-
tutionalisierung dieses Amtes. Waren es 1967 
noch sieben, so sind es nun unter Scholz 37. 

Jeder Parlamentarische Staatssekretär 
schlägt in puncto Entlohnung und verfügba-
rem Budget jährlich mit weit über einer hal-
ben Million Euro zu Buche. Für einen prak-
tisch weitgehend nutzlosen Posten, welcher 
der Belohnung und Einbindung von Partei-

freunden des jeweiligen Ministers dient, die 
ohnehin bereits Inhaber von Bundestags-
mandaten sind, eine stolze Summe auf der 
Rechnung des Steuerzahlers.

Mit höheren Zahlen hat es auch der neue 
Landwirtschaftsminister Cem Özdemir. Le-
bensmittel seien zu billig, der Preis müsse 
„die ökologische Wahrheit stärker ausdrü-
cken“. Er wolle „ein sicheres und gutes Ein-
kommen für unsere Bauern, gesundes Essen 
für uns alle sowie mehr Tierwohl, Klima- und 
Umweltschutz“. Die Deutschen ernährten 
sich zu ungesund, so der Grünen-Minister. 
Keine Werbung für Süßkram und vor allem 
„keine Ramschpreise für Lebensmittel“ mehr! 

Ob es in Özdemirs Umgebung jemand 
über sich bringt, etwa eine seiner beiden Par-
lamentarischen Staatssekretärinnen, die ne-
ben der eigentlichen Staatssekretärin 
„Dienst“ tun, ihm wenigstens zu erklären, 
dass nicht jeder, der Lebensmittel zu 
„Ramschpreisen“ erwirbt, dies tut, weil ihm 
Bauern und Ökologie schnuppe sind, sondern 
möglicherweise, weil sich sein Nettolohn von 
dem eines Bundespolitikers leicht unter-
scheidet? Ein solcher Hinweis würde auch 
der Entfernung eines weiteren Ministers vom 
realen Leben entgegenwirken.

Einen diesbezüglichen Schock musste der 
Wirtschafts- und Klimaschutzminister, eben-
falls Grüner, ebenfalls frisch ernannt, erlei-
den. Sechs Atomkraftwerke taten in Deutsch-
land bis zum Silvesterabend noch ihren 
Dienst, am Neujahrsmorgen waren es nur 
noch drei. In einem Jahr sollen auch diese ab-
geschaltet werden. Und nun sagt die EU-
Kommission plötzlich „Atomkraft – ja bitte“? 
Von dort heißt es, es müsse anerkannt wer-
den, dass „der fossile Gas- und der Kernener-
giesektor zur Dekarbonisierung der Wirt-
schaft der Union beitragen können“. Habeck 
kann den damit verbundenen Klimaschutz-
gedanken nicht nachvollziehen, die Einstu-
fung der „Hochrisikotechnologie“ als nach-
haltig bezeichnet er kurzerhand als „falsch“. 
Zustimmung dafür gebe es nicht.

Passiert in der abgewählten CDU auch et-
was? Aber ja. Auch hier Empörung, allerdings 
über ein Mitglied. Hans-Georg Maaßen hatte 
erklärt, einige Politiker wollten die „Corona-
Pandemie“ als Vorwand nutzen, den Staat 
umzugestalten, „mit weniger Freiheiten, mit 
mehr Autorität“ und wo man den Menschen 
vorschreiben könne, „wie sie zu leben ha-
ben“. Man fragt sich, wie er auf so etwas 
kommt. Ebenfalls Realitätsverlust?

Anstatt das 
bisherige 
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prognostizierten 

„Omikron“-
Katastrophe zu 
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Lauterbach 
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und 

vorhergesagt,  
in Superlativen
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Die leidige Wirklichkeit
Wer sich der Realität verweigert, wer ihr aktiv entgegentritt, und wem sie einen Schock versetzt

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Die neue Bundesinnenministerin Nancy Fae-
ser sagte bei ihrer Amtseinführung, dass die 
größte Bedrohung für unsere Demokratie der 
Rechtsextremismus sei. Die „Neue Zürcher 
Zeitung“ fragte zunächst bei der Ministerin 
nach, worauf sich diese Aussage stützt, erhielt 
dort nach eigenen Angaben jedoch keine Aus-
kunft. In ihrer Ausgabe vom 31. Dezember 
2021 schreibt die Schweizer Zeitung dazu: 

„Fragt man bei der Bundesanwaltschaft in 
Karlsruhe nach, ergibt sich jedenfalls ein 
anderes Bild. 210 Ermittlungsverfahren 
mit Bezug zum islamistischen Terroris-
mus hat die Behörde dieses Jahr bis Ende 
Oktober neu eingeleitet. Gegen Linksex-
tremisten leitete sie zehn, gegen Rechts-
extremisten fünf Verfahren ein. Im Jahr 
2020 sah es ähnlich aus: Damals leitete 
die Behörde 372 Ermittlungsverfahren 
gegen Islamisten ein, zehn gegen rechte 
und vier gegen linke Extremisten. Nimmt 
man die Zahlen der Bundesanwaltschaft 
zum Massstab, ist nicht der Rechtsextre-
mismus die grösste Gefahr, sondern der 
Islamismus, und zwar mit Abstand.“

Der Chefredakteur der liberalen Wochenzei-
tung „Gazeta Wyborcza“, Adam Michnik, 
meint gegenüber der „Welt“ (30. Dezember 
2021) trotz aller Kritik an der nationalkon-
servativen PiS-Regierung:

„Es ist aber auch klar, dass keine Regie-
rung auf der Welt zulassen kann, dass eine 
unbekannte Zahl von Migranten oder 
Flüchtlingen unkontrolliert eine Staats-
grenze überquert.“

Der designierte FDP-Generalsekretär Bijan 
Djir-Sarai sieht im neuen TV-Format „Bild“-
live (3. Januar) die alte Regierung verant-
wortlich für den Vertrauensverlust der Bür-
ger gegenüber der Politik wie jetzt bei den 
Corona-Daten:

„Dass immer mehr Menschen in Deutsch-
land weniger Vertrauen in diese Zahlen 
haben, hat ja in erster Linie nicht mit den 
Zahlen zu tun, sondern insgesamt mit der 
Corona-Politik der letzten zwei Jahre.“

In der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“  
(4. Januar) thematisiert Thomas Thiel die 
Studie des Vereins für Demokratie und Viel-
falt über vor allem von moslemischen Schü-
lern ausgelöste Konflikte an Schulen und 
fragt, warum ausgerechnet linke Parteien das 
unter den Teppich kehren:

„Warum nehmen die Grünen und die 
Linkspartei ausgerechnet eine reaktionä-
re, intolerante Ausprägung des Glaubens 
in Schutz und verraten dadurch ihre pro-
gressiven Werte? Reicht es ihnen, wenn 
diese nur für eine Klientel gelten, die sich 
mit solchen Problemen nicht herum-
schlagen muss?“

Peter Nowak warnt im Portal Telepolis  
(3. Januar) vor der Einseitigkeit und unkri-
tischen Regierungsnähe zahlreicher Medien-
vertreter:

„Ein Journalist sollte deren Demonstra-
tionen nicht wie eine feindliche Aktivität 
verstehen, die er verhindern will. Ein 
Journalist ist weder Soldat noch Polizist.“

Der Bischof von Trier, Stephan Acker-
mann, findet „Gendern“ ziemlich gut. 
Gegenüber der Deutschen Presse-Agen-
tur erklärte er, da „hinkt die Kirche nicht 
hinterher“. Er erlebe „in allen kirchlich 
verfassten Texten, dass man sich um ge-
schlechtersensible Sprache bemüht“. Vie-
les werde ausprobiert, „auch Gendergap 
und Genderstern“, da seien kirchliche Ak-
teure „genauso auf der Höhe der Zeit wie 
andere auch“. Allerdings sieht Ackermann 
auch noch Grenzen. Eine in „genderge-
rechte Sprache“ umgeschriebene Bibel 
wäre nicht so in seinem Sinne. Vor allem 
aber sei er gegen „Gott mit Genderstern“. 
Seiner Meinung nach ist der Begriff Gott 
„eine Chiffre“. Sollte der vorherrschende 
Zeitgeist seine rasante Fahrt fortsetzen, 
wird Ackermann wohl demnächst auch 
die etwas seltsam anmutende Zuflucht 
zur „Chiffre Gott“ ad acta legen können. 
Die Katholische Studierende Jugend 
(KSJ) zeigt bereits seit September, wo es 
langgeht: Dort heißt es „Gott*“, da wird 
Platz geschaffen für eine „Gottes*viel-
falt“. E.L.

„In zwei Monaten  
haben wir unser 
normales Leben zurück“
Die Epidemiologin Tyra Grove Krause 
Leiterin des staatlichen „Statens Serum 
Institut (SSI), gegenüber dem dänischen 
Fernsehsender TV 2 
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